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Bauleistungsversicherung 
Informationsblatt zu Versicherungsprodukten  

 

Unternehmen: Interlloyd Versicherungs-AG 
  

Produkt: Bauleistungsversicherung 
 

 

Dieses Informationsblatt ist ein kurzer Überblick. Es ist daher nicht vollständig. Die vollständigen Informationen  
finden Sie in den Vertragsunterlagen (Versicherungsantrag, Versicherungsschein, Versicherungsbedingungen).  
Damit Sie umfassend informiert sind, lesen Sie bitte alle Unterlagen durch. 
 

Um welche Art von Versicherung handelt es sich? 
Wir bieten Ihnen eine Bauleistungsversicherung an. Diese schützt Sie vor den finanziellen Folgen von Sachschäden an Ihrem 
Bauvorhaben. 

 

 
Was ist versichert? 

 Versichert sind alle Lieferungen und Leistungen für 
das im Versicherungsvertrag bezeichnete Bauvor-
haben (Neubau oder Umbau eines Gebäudes ein-
schließlich dazugehöriger Außenanlagen).  

 
Welche Gefahren sind versichert? 

 Unvorhergesehen eintretende Beschädigungen 
oder Zerstörungen an den versicherten Sachen. 
Unvorhergesehen sind Schäden, die der Auftrag-
geber oder die beauftragten Unternehmen oder 
deren Repräsentanten weder rechtzeitig vorher-
gesehen haben noch mit dem jeweils erforderli-
chen Fachwissen hätten vorhersehen müssen. 

 
Welche Schäden sind versichert? 

 Versichert sind Schäden durch Zerstörung oder 
Beschädigung der versicherten Sachen infolge 
eines Versicherungsfalls. 

 
Welche Kosten sind versichert? 

 Versichert sind die in den Vertragsunterlagen ge-
nannten Kosten.  

 
Wie hoch ist die Versicherungssumme? 

 Im Wohnflächenmodell – Eurosecure – beträgt 
die Entschädigungsgrenze 2.333.333 Euro. 

 Im Summenmodell – Protect – muss die Versi-
cherungssumme den Herstellungskosten für das 
gesamte Bauvorhaben einschließlich der Stun-
denlohnarbeiten, der Eigenleistungen des Bau-
herren und des Neuwerts der Baustoffe und Bau-
teile sowie der hierfür anfallenden Kosten für die 
Anlieferung und des Abladens entsprechen. 

 
 

Was ist nicht versichert? 

Bestimmte Risiken sind nicht versichert. Dazu gehö-
ren zum Beispiel: 

x Bewegliche und nicht als wesentliche Bestand-
teile einzubauenden Einrichtungsgegenstände. 

x Maschinelle Einrichtungsgegenstände zu Produk-
tionszwecken. 

x Baugeräte, Handwerkzeuge, Vermessungs-, 
Werkstatt-und Prüfgeräte, Signal- und Siche-
rungsanlagen. 

x Gerüste, Schalungen, Vorbaugeräte, Baucontai-
ner, Magazine. 

x Fahrzeuge aller Art. 

x Akten, Zeichnungen und Pläne. 

x Gartenanlagen und Pflanzungen.  
 
Wenn Sie eine Selbstbeteiligung vereinbart haben, ist 
diese bei jedem Versicherungsfall zu berücksichtigen. 

    

  
 

Gibt es Deckungsbeschränkungen? 

Wir können nicht alle denkbaren Streitigkeiten versi-
chern. Sonst müssten wir einen erheblich höheren 
Beitrag verlangen. Deshalb haben wir einige Fälle 
aus dem Versicherungsschutz herausgenommen, 
zum Beispiel Schäden 

! von Mängeln an den versicherten Lieferungen 
und Leistungen sowie sonstiger versicherter  
Sachen. 

! Verluste von versicherten Sachen, die nicht mit 
dem Gebäude fest verbunden sind. 

! Schäden an Glasflächen sowie an Oberflächen 
vorgehängter Fassaden. 

 

 
Wo bin ich versichert? 
Sie haben Versicherungsschutz für den im Versicherungsschein bezeichneten Versicherungsort. 

 

 
Welche Verpflichtungen habe ich? 
Es bestehen zum Beispiel folgende Verpflichtungen: 

− Sie müssen alle Fragen im Antragsformular wahrheitsgemäß und vollständig beantworten. 

− Sie müssen Informationen hinsichtlich des Winterbaus, des Baugrundes und der Grundwasserverhältnis einholen 
und beachten und zumutbare Maßnahmen zum Schutz der versicherten Sachen während einer Unterbrechung 
der Arbeiten beachten. 

− Sprechen Sie uns bitte an, wenn Ihre Angaben zum Versicherungsantrag oder zum Vertrag geändert werden müs-
sen.  

− Im Versicherungsfall müssen Sie uns vollständige und wahrheitsgemäße Informationen geben. 

− Sie müssen soweit wie möglich den Schaden abwenden bzw. mindern und uns bei der Schadenermittlung und 
Schadenregulierung unterstützen. 



 

 

 

 
Wann und wie zahle ich?  
Den einmaligen Beitrag müssen Sie spätestens zwei Wochen nach Erhalt des Versicherungsscheins zahlen.  
Sie können uns den Beitrag überweisen oder uns ermächtigen, den Beitrag von Ihrem Konto einzuziehen. 

 

 
Wann beginnt und endet die Deckung? 
Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt. Voraussetzung ist, dass 
Sie den Einmalbeitrag gezahlt haben. Anderenfalls beginnt der Versicherungsschutz mit der Zahlung. 

Der Versicherungsschutz endet mit der Beendigung der Bauarbeiten oder spätestens zu dem vertraglich vereinbarten 
Ende der Laufzeit. 

 

 
Wie kann ich den Vertrag kündigen?  
− Der Versicherungsschutz endet automatisch, ohne dass Sie kündigen müssen, zur vertraglich bestimmten Zeit 

(Ende der Bauarbeiten oder spätestens Ende der Laufzeit).   

− Sie können den Vertrag auch nach Eintritt eines Schadenfalls oder bei endgültigem Wegfallen Ihres Versiche-
rungsrisikos – etwa durch Nichtrealisierung des Bauvorhabens – vorzeitig kündigen. 

 
  



 

 

Haftpflichtversicherung 
Informationsblatt zu Versicherungsprodukten  

 

Unternehmen: Interlloyd Versicherungs-AG 
 

 Produkt: Bauherrenhaftpflicht 
 

 

Dieses Informationsblatt ist ein kurzer Überblick. Es ist daher nicht vollständig. Die vollständigen Informationen  
finden Sie in den Vertragsunterlagen (Versicherungsantrag, Versicherungsschein und Versicherungsbedingungen). 
Damit Sie umfassend informiert sind, lesen Sie bitte alle Unterlagen durch. 
 

Um welche Art von Versicherung handelt es sich? 
Wir bieten Ihnen eine Bauherrenhaftpflichtversicherung an. Diese schützt Sie gegen Schadenersatzansprüche durch Dritte 
während Ihres Bauvorhabens. 

 

 
Was ist versichert? 

Eine Haftpflichtversicherung prüft die gegen Sie  
geltend gemachten Haftpflichtansprüche, bezahlt be-
rechtigte Ansprüche und wehrt unberechtigte  
Ansprüche ab.  
Der Versicherungsschutz umfasst die wesentlichen 
Haftungsrisiken, die für Sie als Auftraggeber (Bau-
herr)  einer privaten Baumaßnahme bestehen, wenn 
Sie die Arbeiten durch einen Dritten zum Beispiel 
durch einen Architekten oder Bauunternehmen ver-
richten lassen  

 Versichert sind die Schäden an Personen und 
Sachen, die von Ihrer Baustelle, Ihrem Grund-
stück und den darauf stehenden Gebäuden aus-
gehen. 

 Im Zuge der versicherten Gefahren bei Baumaß-
nahmen (Neubau, Umbau, Reparaturen,  
Abbruch- und Grabearbeiten) an Ihrem Haus sind 
zum Beispiel Schäden mitversichert durch 

 umstürzendes Baumaterial und ungesicherte 
Schächte.  

 berechtigte Benutzung von nichtversiche-
rungspflichtigen Nutz- und selbstfahrenden 
Arbeitsmaschinen. 

 
Wie hoch ist die Versicherungssumme? 
Die Höhe der vereinbarten Versicherungssummen 
können Sie Ihrem Versicherungsschein entnehmen. 

 
 

Was ist nicht versichert? 

Bestimmte Risiken sind nicht versichert. Dazu gehö-
ren zum Beispiel: 

x berufliche Tätigkeiten. 

x Ansprüche für eine nicht erbrachte Leistung, zu 
der Sie sich durch eine vertragliche Zusage ge-
genüber einem anderen verpflichtet haben. 

 
Wenn Sie eine Selbstbeteiligung vereinbart haben, ist 
diese bei jedem Versicherungsfall zu berücksichtigen. 
 
 
 

    

  
 

Gibt es Deckungsbeschränkungen? 

Wir können nicht alle denkbaren Streitigkeiten versi-
chern. Sonst müssten wir einen erheblich höheren 
Beitrag verlangen. Deshalb haben wir einige Fälle 
aus dem Versicherungsschutz herausgenommen, 
zum Beispiel Schäden: 

! aus vorsätzlicher Handlung.  

! zwischen Mitversicherten. 

! durch den Gebrauch eines versicherungspflichti-
gen Kraft- oder Luftfahrzeugs.  

! an gepachteten oder geliehenen Sachen. 

 

 
Wo bin ich versichert? 

 Sie haben Versicherungsschutz für die Baumaßnahme auf dem im Versicherungsschein genannten Grundstück in 
Deutschland. 

 Auch bei im Ausland eintretenden Versicherungsfällen sind Sie geschützt, wenn diese auf Ihr Bauvorhaben in 
Deutschland zurückzuführen sind. 

 

 
Welche Verpflichtungen habe ich? 
Es bestehen zum Beispiel folgende Verpflichtungen: 

− Sie müssen alle Fragen im Antragsformular wahrheitsgemäß und vollständig beantworten. 

− Sprechen Sie uns bitte an, wenn Ihre Angaben zum Versicherungsantrag oder zum Vertrag geändert werden müs-
sen.  

− Es ist möglich, dass Sie von uns aufgefordert werden, besondere gefahrdrohende Umstände zu beseitigen. 

− Im Versicherungsfall müssen Sie uns vollständige und wahrheitsgemäße Informationen geben. 

− Sie müssen so weit wie möglich den Schaden abwenden bzw. mindern und uns bei der Schadenermittlung und 
Schadenregulierung unterstützen.  

 

 
Wann und wie zahle ich?  
Den einmaligen Beitrag müssen Sie spätestens zwei Wochen nach Erhalt des Versicherungsscheins zahlen.  
Sie können uns den Beitrag überweisen oder uns ermächtigen, den Beitrag von Ihrem Konto einzuziehen. 

 
 



 

 

 
 

 
Wann beginnt und endet die Deckung? 
Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt. Voraussetzung ist, dass 
Sie den einmaligen Versicherungsbeitrag gezahlt haben. Anderenfalls beginnt der Versicherungsschutz mit der Zah-
lung.  

Der Versicherungsschutz endet mit Beendigung der Bauarbeiten oder spätestens zu dem vertraglich vereinbarten 
Ende der Laufzeit.  

 

 
Wie kann ich den Vertrag kündigen?  
− Der Versicherungsschutz endet automatisch, ohne dass Sie kündigen müssen, zur vertraglich bestimmten Zeit 

(Ende der Bauarbeiten oder spätestens Ende der Laufzeit).  

− Sie können den Vertrag auch nach Eintritt eines Schadenfalls oder bei endgültigem Wegfallen Ihres Versiche-
rungsrisikos – etwa durch Nichtrealisierung des Bauvorhabens – vorzeitig kündigen.  
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Allgemeine Vertragsinformationen gemäß §§ 7, 8 Versicherungsvertrags-

gesetz (VVG) in Verbindung mit § 1 der Verordnung über Informations-

pflichten bei Versicherungsverträgen (VVG-InfoV) 
 
 
1) Identität des Versicherers 

Vertragspartner für Ihren Interlloyd Versicherungsschutz ist die 
Interlloyd Versicherungs-AG 
ARAG Platz 1, 40472 Düsseldorf 
Vorstand: Christian Vogée (Sprecher), Uwe Grünewald, 
Zouhair Haddou-Temsamani, Katrin Unterberg 
Sitz und Registergericht: Düsseldorf, HRB 34575 
Ust-ID-Nr.: DE 189 437 355 

 
 
2) Inlandsvertreter bei ausländischen Versicherern 

Die Interlloyd Versicherungs-AG hat außerhalb der Bundesrepublik Deutschland keine Vertreter. 
 
 
3) Ladungsfähige Anschri� des Versicherers und vertretungsberechtigte Personen 

Die ladungsfähige Anschrift der Interlloyd sowie der diese vertretenden Personen folgt aus Ziffer 1). 
 
 
4) Hauptgeschä�stätigkeit des Versicherers und Aufsichtsbehörde 

Die Hauptgeschä?stätigkeit der Interlloyd Versicherungs-AG ist die Sach-, Unfall-, Ha?pflicht- und Rechtsschutzversi-
cherung. 
Zuständige Aufsichtsbehörde ist die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BAFin) 
Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn. 

 
 
5) Garantiefonds und Einlagensicherungssysteme 

Solche Instrumente gelten nicht für die Sach- und Haftpflichtversicherung. 
 
 
6) Vertragsbedingungen, anwendbares Recht, wesentliche Merkmale der Versicherungsleistung 

Dem Versicherungsverhältnis liegen- sofern vereinbart – die Allgemeine Bedingungen für die Bauleistungsversicherung von 
Gebäudeneubauten durch Auftraggeber (ABN – 2008) und die Allgemeinen Haftpflicht Bedingungen (AHB 2007) mit Zu-
satzbedingungen und Risikobeschreibung zur Bauherren-Haftpflichtversicherung (private Risiken) in der bei Antragstellung 
geltenden Fassung zugrunde. Der Text der jeweils vereinbarten Bedingungen ist beigefügt. Auf das Vertragsverhältnis ist 
deutsches Recht anzuwenden. 

 
 Was ist versichert? 

a) Im Rahmen der Bauleistungsversicherung für den privaten Bauherrn, versichern wir Ihr in der Rohbauphase befindli-
ches Wohngebäude gegen Schäden (außer Feuerschäden), die durch unvorhergesehene Beschädigungen oder Zerstö-
rungen an bereits fertig gestellten Bauleistungen sowie an gelagerten Baustoffen und Bauteilen entstehen, wie zum 
Beispiel Schäden für unvorhergesehene Wolkenbrüche oder Verlust durch Diebstahl mit dem Gebäude fest verbunde-
ner Teile. 

 Bitte vergessen Sie nicht zusätzlich eine Feuerrohbauversicherung abzuschließen, damit das Feuer-Risiko vom Versi-
cherungsschutz erfasst wird. 

 
b) Im Rahmen der Haftpflichtversicherung, versichern wir Sie als Bauherr für private Baumaßnahmen an Ihrem Haus 

(Neubau, Umbau) gegen Schäden aus den Gefahren des täglichen Lebens für die Sie verantwortlich sind und anderen 
daher Ersatz leisten müssen. In diesem Zusammenhang regulieren wir nicht nur den Schaden, sondern prüfen auch, ob 
und in welcher Höhe eine Verpflichtung zum Schadensersatz besteht, wehren unbegründete Schadensersatzansprü-
che ab und bieten damit auch Rechtsschutz bei unberechtigten Haftungsansprüchen. 

 
 
7) Gesamtpreis der Versicherung 

Der Gesamtpreis für den angebotenen Interlloyd Versicherungsschutz folgt aus dem Antrag. Hinzu kommt die zum Zeit-
punkt der Antragsstellung gültige Versicherungssteuer von 19 %. 
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8) Zusätzliche Kosten 

Zusätzliche vertragliche Kosten fallen bei Vertragsschluss nicht an. 
 
 
9) Beitragszahlung 

Die erste oder einmalige Prämie wird unverzüglich nach Abschluss des Vertrages fällig, jedoch nicht vor dem vereinbarten 
Versicherungsbeginn. Bei späterer Zahlung beginnt der Versicherungsschutz erst mit dem Tag der Zahlung, es sei denn, die 
verspätete Zahlung beruht nicht auf Ihrem Verschulden. 

Bei erteiltem SEPA-Lastschriftmandat hat der Versicherungsnehmer sicherzustellen, dass das zum Einzug angegebene 
Konto zum Zeitpunkt der Fälligkeit die erforderliche Deckung aufweist. 

Die Prämie wird zunächst aus den vorläufigen und nach Ende des Versicherungsschutzes aus den endgültigen Versiche-
rungssummen oder qm-Wohnflächen berechnet. Ein Differenzbetrag ist nachzuentrichten oder zurückzugewähren. 

 
 
10) Gültigkeitsdauer der zur Verfügung stehenden Informationen 

An konkrete Vorschläge zu Produkten der Interlloyd Versicherungs-AG, insbesondere hinsichtlich der genannten Beiträge 
sowie an die in diesem Zusammenhang erfolgten Informationen halten wir uns einen Monat gebunden. 

 
 
11) Hinweis auf Kapitalanlage-Risiken 

Risiken dieser Art sind für die Sach- und Haftpflichtversicherung nicht relevant. 
 
 
12) Zustandekommen des Vertrages 

Der Vertrag kommt durch den Antrag auf Interlloyd Bauleistung- und Haftpflicht-Schutz seitens eines Vertragspartners und 
die Annahme dieses Antrages durch den anderen Vertragspartner zustande. Der Antragsteller hält sich an seinen Antrag 
einen Monat gebunden. 

Eine Antragsannahme der Interlloyd Versicherungs-AG erfolgt durch die Ausstellung eines Versicherungsscheins oder einer 
Annahmeerklärung. 

Der Versicherungsschutz beginnt zum vereinbarten Zeitpunkt, sofern der Erstbeitrag rechtzeitig gezahlt wird (siehe Ziffer 9). 
 
 
13) Widerrufsbelehrung 

 
 Widerrufsrecht 

Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb einer Frist von 14 Tagen ohne Angabe von Gründen in Textform (zum Beispiel 
Brief, Fax, E-Mail) widerrufen.  

Die Widerrufsfrist beginnt, nachdem Ihnen 
− der Versicherungsschein, 
− die Vertragsbestimmungen, einschließlich der für das Vertragsverhältnis geltenden Allgemeinen Versicherungsbedin-

gungen, diese wiederum einschließlich der TariKestimmungen,  
− die Widerrufsbelehrung, 
− das Informationsblatt zu Versicherungsprodukten, 
− und die weiteren in § 1 VVG-Informationspflichtenverordnung aufgeführten Informationen  
jeweils in Textform zugegangen sind.  

Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs. Der Widerruf ist zu richten an: 
Interlloyd Versicherungs-AG, ARAG-Platz 1, 40472 Düsseldorf  
Telefax: +49 211 963-3033 
E-Mail: service@interlloyd.de 

 
 Widerrufsfolgen 

Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungsschutz, und wir erstatten Ihnen den auf die Zeit nach Zugang 
des Widerrufs entfallenden Teil der Prämien, wenn Sie zugestimmt haben, dass der Versicherungsschutz vor dem Ende der 
Widerrufsfrist beginnt. Den Teil der Prämie, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfällt, dürfen wir in diesem Fall 
einbehalten; dabei handelt es sich pro Tag um einen Betrag in Höhe von 1/360 der von Ihnen für ein Jahr zu zahlenden Prä-
mie. Wir haben zurückzuzahlende Beträge unverzüglich, spätestens 30 Tage nach Zugang des Widerrufs, zu erstatten.  
Beginnt der Versicherungsschutz nicht vor dem Ende der Widerrufsfrist, so hat der wirksame Widerruf zur Folge, dass emp-
fangene Leistungen zurückzugewähren und gezogene Nutzungen (zum Beispiel Zinsen) herauszugeben sind. 

 
 Besondere Hinweise 
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Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren ausdrücklichen Wunsch sowohl von Ihnen als auch von uns vollstän-
dig erfüllt ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben. 

 
 Widerrufsbelehrung 

Die vollständige Widerrufsbelehrung einschließlich der Auflistung der für den Fristbeginn erforderlichen weiteren Informa-
tionen finden Sie unter der Überschrift Widerrufsbelehrung. 

 
 
14) Laufzeit des Vertrages 

Der Vertrag endet mit dem Ende des Versicherungsschutzes (siehe Ziffer 15), spätestens zu dem im Versicherungsschein 
angegebenen Zeitpunkt 

 
 
15) Kündigung/Beendigung des Vertrages 

Der Versicherungsschutz endet  
a) mit der Bezugsfertigkeit oder 
b) nach Ablauf von sechs Werktagen seit Beginn der Benutzung oder 
c) mit dem Tage der behördlichen Gebrauchsabnahme des Wohngebäudes. 
Maßgebend ist der früheste dieser Zeitpunkte. Für Restarbeiten besteht weiterhin Versicherungsschutz.  

 
 
16) Mitgliedstaaten der EU, deren Recht der Aufnahme von Beziehungen zum Versicherungsnehmer vor Abschluss des 

Versicherungsvertrages zugrunde gelegt wird 

Der Aufnahme von Beziehungen zum Versicherungsnehmer vor Abschluss eines Versicherungsvertrages liegt das Recht der 
Bundesrepublik Deutschland zugrunde. 

 
 
17) Anwendbares Recht/zuständiges Gericht 

Das auf den Vertrag anwendbare Recht ist das Recht der Bundesrepublik Deutschland. 

Für Klagen aus dem Versicherungsverhältnis gelten die inländischen Gerichtsstände nach §§ 13, 17, 21, 29 ZPO und § 215 
VVG. 

 
 
18) Sprachen der Vertragsbedingungen und -information/Kommunikationssprache zum Versicherungsvertrag 

Die Versicherungsbedingungen und sämtliche vor oder nach Vertragsschluss ausgehändigten Informationen werden in 
deutscher Sprache verfasst. Die Interlloyd Versicherungs-AG wird die Kommunikation während der Laufzeit des Vertrages 
in deutscher Sprache führen. 

 
 
19) Außergerichtliche Beschwerde, Versicherungsombudsmann 

Die Interlloyd Versicherungs-AG ist Mitglied im Verein Versicherungsombudsmann e.V. Sie können damit kostenlose, au-
ßergerichtliche Streitschlichtungsverfahren in Anspruch nehmen. Die Anschrift lautet: Versicherungsombudsmann e. V., 
Postfach 08 06 32, 10006 Berlin, Tel.0 18 04 – 22 44 24, Fax 0 18 04 – 22 44 25,  
E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de. 

Eine Entscheidung des Ombudsmanns, egal wie sie ausfällt, brauchen Sie nicht zu akzeptieren. Ihnen steht immer noch der 
Weg zu den Gerichten offen. Sofern der Ombudsmann die Beschwerde zu Ihren Gunsten entscheidet, müssen wir uns bis zu 
einem Betrag von 5.000 Euro daran halten.  

 
 
20) Beschwerdegesuch bei der zuständigen Aufsichtsbehörde 

Eine Beschwerde des Versicherungsnehmers kann auch direkt an die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (Ad-
resse siehe Ziffer 4) gerichtet werden. 

 
Weitere Informationen – insbesondere zum Versicherungsschutz – sind in den beiliegenden Unterlagen enthalten.  
Bei Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung 

 
Ihre 
Interlloyd Versicherungs AG 
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Widerrufsbelehrung 
 
 

Abschnitt 1 

Widerrufsrecht, Widerrufsfolgen und besondere Hinweise 

 
Widerrufsrecht 

Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb einer Frist von 14 Tagen ohne Angabe von Gründen in Textform (zum Beispiel Brief, 
Fax, E-Mail) widerrufen.  

Die Widerrufsfrist beginnt, nachdem Ihnen 
− der Versicherungsschein, 
− die Vertragsbestimmungen, 
− einschließlich der für das Vertragsverhältnis geltenden Allgemeinen Versicherungsbedingungen, diese wiederum ein-

schließlich der TariKestimmungen,  
− diese Belehrung, 
− das Informationsblatt zu Versicherungsprodukten, 
− und die weiteren in Abschnitt 2 aufgeführten Informationen  
jeweils in Textform zugegangen sind.  
 
Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs. Der Widerruf ist zu richten an: 
Interlloyd Versicherungs-AG, ARAG Platz 1, 40472 Düsseldorf 
Telefax +49 211 963 3033 
E-Mail service@interlloyd.de 
 
Widerrufsfolgen 

Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungsschutz, und wir erstatten Ihnen den auf die Zeit nach Zugang des 
Widerrufs entfallenden Teil der Prämien, wenn Sie zugestimmt haben, dass der Versicherungsschutz vor dem Ende der Wider-
rufsfrist beginnt. Den Teil der Prämie, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfällt, dürfen wir in diesem Fall einbehal-
ten; dabei handelt es sich um einen Betrag, der sich wie folgt berechnet: 

Anzahl der Tage, an denen  1/360 des Jahresbeitrags bzw. 
Versicherungsschutz bestanden hat 1/30 des Monatsbeitrags 

Wir haben zurückzuzahlende Beträge unverzüglich, spätestens 30 Tage nach Zugang des Widerrufs, zu erstatten.  

Beginnt der Versicherungsschutz nicht vor dem Ende der Widerrufsfrist, so hat der wirksame Widerruf zur Folge, dass empfan-
gene Leistungen zurückzugewähren und gezogene Nutzungen (zum Beispiel Zinsen) herauszugeben sind. 
 
Besondere Hinweise 

Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren ausdrücklichen Wunsch sowohl von Ihnen als auch von uns vollständig 
erfüllt ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben. 
 
 

Abschnitt 2 

Auflistung der für den Fristbeginn erforderlichen weiteren Informationen 

Hinsichtlich der in Abschnitt 1 Satz 2 genannten weiteren Informationen werden die Informationspflichten im Folgenden im 
Einzelnen aufgeführt:  
 
Der Versicherer hat Ihnen folgende Informationen zur Verfügung zu stellen: 

1. die Identität des Versicherers und der etwaigen Niederlassung, über die der Vertrag abgeschlossen werden soll; anzuge-
ben ist auch das Handelsregister, bei dem der Rechtsträger eingetragen ist, und die zugehörige Registernummer;  

2. die ladungsfähige Anschri? des Versicherers und jede andere Anschri?, die für die Geschä?sbeziehung zwischen dem 
Versicherer und Ihnen maßgeblich ist, bei juristischen Personen, Personenvereinigungen oder -gruppen auch den Namen 
eines Vertretungsberechtigten; soweit die Mitteilung durch Übermittlung der Vertragsbestimmungen einschließlich der 
Allgemeinen Versicherungsbedingungen erfolgt, bedürfen die Informationen einer hervorgehobenen und deutlich ge-
stalteten Form;  

3. die Hauptgeschä?stätigkeit des Versicherers;  
4. die wesentlichen Merkmale der Versicherungsleistung, insbesondere Angaben über Art, Umfang und Fälligkeit der Leis-

tung des Versicherers;  
5. den Gesamtpreis der Versicherung einschließlich aller Steuern und sonstigen Preisbestandteile, wobei die Prämien ein-

zeln auszuweisen sind, wenn das Versicherungsverhältnis mehrere selbständige Versicherungsverträge umfassen soll, 
oder, wenn ein genauer Preis nicht angegeben werden kann, Angaben zu den Grundlagen seiner Berechnung, die Ihnen 
eine Überprüfung des Preises ermöglichen;  
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6. Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und der Erfüllung, insbesondere zur Zahlungsweise der Prämien;  
7. Angaben darüber, wie der Vertrag zustande kommt, insbesondere über den Beginn der Versicherung und des Versiche-

rungsschutzes sowie die Dauer der Frist, während der der Antragsteller an den Antrag gebunden sein soll;  
8. das Bestehen oder Nichtbestehen eines Widerrufsrechts sowie die Bedingungen, Einzelheiten der Ausübung, insbeson-

dere Namen und Anschri? derjenigen Person, gegenüber der der Widerruf zu erklären ist, und die Rechtsfolgen des Wi-
derrufs einschließlich Informationen über den Betrag, den Sie im Falle des Widerrufs gegebenenfalls zu zahlen haben; 
soweit die Mitteilung durch Übermittlung der Vertragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen Versicherungsbe-
dingungen erfolgt, bedürfen die Informationen einer hervorgehobenen und deutlich gestalteten Form;  

9. a) Angaben zur Laufzeit des Vertrages;  
 b) Angaben zur Mindestlaufzeit des Vertrages;  
10. Angaben zur Beendigung des Vertrages; soweit die Mitteilung durch Übermittlung der Vertragsbestimmungen ein-

schließlich der Allgemeinen Versicherungsbedingungen erfolgt, bedürfen die Informationen einer hervorgehobenen und 
deutlich gestalteten Form;  

11. die Mitgliedstaaten der Europäischen Union, deren Recht der Versicherer der Aufnahme von Beziehungen zu Ihnen vor 
Abschluss des Versicherungsvertrags zugrunde legt;  

12. das auf den Vertrag anwendbare Recht;  
13. die Sprachen, in denen die Vertragsbedingungen und die in diesem Abschnitt genannten Vorabinformationen mitgeteilt 

werden, sowie die Sprachen, in denen sich der Versicherer verpflichtet, mit Ihrer Zustimmung die Kommunikation wäh-
rend der Laufzeit dieses Vertrags zu führen;  

14. einen möglichen Zugang für Sie zu einem außergerichtlichen Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren und gegebenen-
falls die Voraussetzungen für diesen Zugang; dabei ist ausdrücklich darauf hinzuweisen, dass die Möglichkeit für Sie, den 
Rechtsweg zu beschreiten, hiervon unberührt bleibt;  

15. Name und Anschri? der zuständigen Aufsichtsbehörde sowie die Möglichkeit einer Beschwerde bei dieser Aufsichtsbe-
hörde. 

 
– Ende der Widerrufsbelehrung – 
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Wichtige Mitteilung nach § 19 Abs. 5 VVG 

über die Folgen einer Verletzung der gesetzlichen Anzeigepflicht 
 
 
Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter Kunde, 
 
damit wir Ihren Versicherungsantrag ordnungsgemäß prüfen können, ist es notwendig, dass Sie die Antragsfragen wahrheitsge-
mäß und vollständig beantworten. Es sind auch solche Umstände anzugeben, denen Sie nur geringe Bedeutung beimessen. 
Bitte beachten Sie, dass Sie Ihren Versicherungsschutz gefährden, wenn Sie unrichtige oder unvollständige Angaben machen. 
Nähere Einzelheiten zu den Folgen einer Verletzung der Anzeigepflicht können Sie der nachstehenden Information entnehmen. 
 
 
Welche vorvertraglichen Anzeigepflichten bestehen? 

Sie sind bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklärung verpflichtet, alle Ihnen bekannten gefahrerheblichen Umstände, nach denen wir 
in Textform gefragt haben, wahrheitsgemäß und vollständig anzuzeigen. Wenn wir nach Ihrer Vertragserklärung, aber vor Ver-
tragsannahme in Textform nach gefahrerheblichen Umständen fragen, sind Sie auch insoweit zur Anzeige verpflichtet. 
 
 
Welche Folgen können eintreten, wenn eine vorvertragliche Anzeigepflicht verletzt wird? 

1. Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes 

Verletzen Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht, können wir vom Vertrag zurücktreten. Dies gilt nicht, wenn Sie nachweisen, 
dass weder Vorsatz noch grobe Fahrlässigkeit vorliegt. 

Bei grob fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht haben wir kein Rücktrittsrecht, wenn wir den Vertrag auch bei Kenntnis 
der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten. 

Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. Erklären wir den Rücktritt nach Eintritt des Versicherungsfalles, 
bleiben wir dennoch zur Leistung verpflichtet, wenn Sie nachweisen, dass der nicht oder nicht richtig angegebene Umstand 
– weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles 
– noch für die Feststellung oder den Umfang unserer Leistungspflicht 
ursächlich war. Unsere Leistungspflicht entfällt jedoch, wenn Sie die Anzeigepflicht arglistig verletzt haben. 

Bei einem Rücktritt steht uns der Teil des Beitrags zu, welcher der bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abge-
laufenen Vertragszeit entspricht.   

 
2. Kündigung 

Können wir nicht vom Vertrag zurücktreten, weil Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht lediglich einfach fahrlässig oder 
schuldlos verletzt haben, können wir den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen. 

Unser Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn 
auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten. 

 
3. Vertragsänderung 

Können wir nicht zurücktreten oder kündigen, weil wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Gefahrum-
stände, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten, werden die anderen Bedingungen auf unser Verlangen 
Vertragsbestandteil. Haben Sie die Anzeigepflicht fahrlässig verletzt, werden die anderen Bedingungen rückwirkend Ver-
tragsbestandteil. Haben Sie die Anzeigepflicht schuldlos verletzt, werden die anderen Bedingungen erst ab der laufenden 
Versicherungsperiode Vertragsbestandteil. 

Erhöht sich durch die Vertragsänderung der Beitrag um mehr als 10 % oder schließen wir die Gefahrabsicherung für den 
nicht angezeigten Umstand aus, können Sie den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang unserer Mitteilung über die 
Vertragsänderung fristlos kündigen. Auf dieses Recht werden wir Sie in unserer Mitteilung hinweisen. 

 
4. Ausübung unserer Rechte 

Wir können unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertragsänderung nur innerhalb eines Monats schriftlich 
geltend machen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem wir von der Verletzung der Anzeigepflicht, die das von uns 
geltend gemachte Recht begründet, Kenntnis erlangen. Bei der Ausübung unserer Rechte haben wir die Umstände anzuge-
ben, auf die wir unsere Erklärung stützen. Zur Begründung können wir nachträglich weitere Umstände angeben, wenn für 
diese die Frist nach Satz 1 nicht verstrichen ist. 

Wir können uns auf die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertragsänderung nicht berufen, wenn wir den nicht 
angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannten. 

Unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung und zur Vertragsänderung erlöschen mit Ablauf von fünf Jahren. Dies gilt nicht 
für Versicherungsfälle, die vor Ablauf dieser Frist eingetreten sind. Die Frist beträgt zehn Jahre, wenn Sie die Anzeigepflicht 
vorsätzlich oder arglistig verletzt haben. 
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5. Stellvertretung durch eine andere Person 

Lassen Sie sich bei Abschluss des Vertrages durch eine andere Person vertreten, so sind bezüglich der Anzeigepflicht, des 
Rücktritts, der Kündigung, der Vertragsänderung und der Ausschlussfrist für die Ausübung unserer Rechte die Kenntnis und 
Arglist Ihres Stellvertreters als auch Ihre eigene Kenntnis und Arglist zu berücksichtigen. Sie können sich darauf, dass die 
Anzeigepflicht nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt worden ist, nur berufen, wenn weder Ihrem Stellvertreter noch 
Ihnen Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt. 

 
Ihre 
Interlloyd Versicherungs-AG 
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Allgemeine Bedingungen für die Bauleistungsversicherung von 

Gebäudeneubauten durch Au-raggeber (ABN – Eurosecure 2008) 
 
– sofern im Versicherungsvertrag vereinbart –  
 

 
Abschnitt „A“ 
§ 1 Versicherte und nicht versicherte Sachen  
§ 2 Versicherte und nicht versicherte Gefahren und Schä-

den 
§ 3 Versicherte Interessen 
§ 4 Versicherungsort 
§ 5 Höchstentschädigung, Unterversicherung 
§ 6 Versicherte und nicht versicherte Kosten 
§ 7 Umfang der Entschädigung 
§ 8 Zahlung und Verzinsung der Entschädigung 
§ 9 Sachverständigenverfahren 
 
Abschnitt „B“ 
§ 1 Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers oder sei-

nes Vertreters bis zum Vertragsschluss 
§ 2 Beginn des Versicherungsschutzes, Fälligkeit, Folgen 

verspäteter Zahlung oder Nichtzahlung der Einmal- 
oder Erstprämie, Prämienberechnung 

§ 3 Ende des Vertrages; Ende des Versicherungsschutzes 

§ 4 Folgeprämie 
§ 5 Lastschri?verfahren 
§ 6 Ratenzahlung  
§ 7 Prämie bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 
§ 8 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 
§ 9 Gefahrerhöhung 
§ 10 entfällt 
§ 11 Mehrere Versicherer 
§ 12 Versicherung für fremde Rechnung 
§ 13 Übergang von Ersatzansprüchen 
§ 14 Kündigung nach dem Versicherungsfall 
§ 15 Keine Leistungspflicht aus besonderen Gründen 
§ 16 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderungen 
§ 17 Maklervollmacht 
§ 18 Verjährung 
§ 19 Zuständiges Gericht 
§ 20 Anzuwendendes Recht 
§ 21 Embargobestimmungen

 

 

Abschnitt A 
 
 

§ 1 Versicherte und nicht versicherte Sachen 

1. Versicherte Sachen 

Versichert sind alle Lieferungen und Leistungen für das 
im Versicherungsvertrag bezeichnete Bauvorhaben 
(Neubau oder Umbau eines Gebäudes einschließlich da-
zugehöriger Außenanlagen). 

 
2. Besonders versicherbar 

Nur wenn dies besonders vereinbart ist, sind zusätzlich 
versichert  

a) medizinisch-technische Einrichtungen und Labor-
einrichtungen; 

b) Stromerzeugungsanlagen, Datenverarbeitungs- und 
sonstige selbstständige elektronische Anlagen; 

c) Bestandteile von unverhältnismäßig hohem Kunst-
wert; 

d) Hilfsbauten und Bauhilfsstoffe; 

e) Baugrund und Bodenmassen, soweit sie nicht Be-
standteilt der Lieferungen und Leistungen sind; 

f) Altbauten, die nicht Bestandteil der Lieferung und 
Leistungen sind. 

 
3. Nicht versicherte Sachen 

Nicht versichert sind 

a) Wechseldatenträger; 

b) bewegliche und sonstige nicht als wesentliche Be-
standteile einzubauende Einrichtungsgegenstände; 

c) maschinelle Einrichtungen für Produktionszwecke; 

d) Baugeräte einschließlich Zusatzeinrichtungen wie 
Ausrüstungen, Zubehör und Ersatzteile; 

e) Kleingeräte und Handwerkzeuge; 

f) Vermessungs-, Werkstatt-, Prüf-, Labor- und Funk-
geräte sowie Signal- und Sicherungsanlagen; 

g) Stahlrohr- und Spezialgerüste, Stahlschalungen, 
Schalwagen und Vorbaugeräte, ferner Baubüros, 
Baubuden, Baucontainer, Baubaracken, Werkstät-
ten, Magazine, Labors und Gerätewagen; 

h) Fahrzeuge aller Art; 

i) Akten, Zeichnungen und Pläne; 

j) Gartenanlagen und Pflanzen. 

 
 

§ 2 Versicherte und nicht versicherte Gefahren 
und Schäden 

1. Versicherte Gefahren und Schäden 

Der Versicherer leistet Entschädigung für unvorherge-
sehen eintretende Beschädigungen oder Zerstörungen 
an versicherten Sachen (Sachschäden). 

Unvorhergesehen sind Schäden, die der Auftraggeber 
oder die beauftragten Unternehmen oder deren Reprä-
sentanten weder rechtzeitig vorhergesehen haben noch 
mit dem jeweils erforderlichen Fachwissen hätten vor-
hersehen müssen, wobei nur grobe Fahrlässigkeit scha-
det.  

 
2. Zusätzlich versicherbare Gefahren und Schäden 

Der Versicherer leistet Entschädigung für  

a) Verluste durch Diebstahl mit dem Gebäude fest 
verbundener versicherter Bestandteile; 

b) Glasbruchschäden bis zur Fertigstellung des Ge-
bäudes 

Nur wenn dies besonders vereinbart ist, leistet der Ver-
sicherer Entschädigung für  

a) Schäden durch Brand, Blitzschlag oder Explosion, 
Anprall oder Absturz eines Luftfahrzeuges, seiner 
Teile oder seiner Ladung;  

b) Schäden durch Gewässer und/oder durch Grund-
wasser, das durch Gewässer beeinflusst wird, in-
folge von  

aa) ungewöhnlichem Hochwasser; 

bb) außergewöhnlichem Hochwasser. 
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3. Nicht versicherte Schäden 

Der Versicherer leistet keine Entschädigung für 

a) Mängel der versicherten Lieferungen und Leistun-
gen sowie sonstiger versicherter Sachen; 

b) Verluste von versicherten Sachen, die nicht mit 
dem Gebäude fest verbunden sind, 

c) Schäden an Glas-, Metall- oder Kunststoffoberflä-
chen sowie an Oberflächen vorgehängter Fassaden 
durch eine Tätigkeit an diesen Sachen. 

 
4. Nicht versicherte Gefahren und Schäden  

Der Versicherer leistet ohne Rücksicht auf mitwirkende 
Ursachen keine Entschädigung für Schäden 

a) durch Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit des Versi-
cherungsnehmers oder von dessen Repräsentanten  

b) durch normale Witterungseinflüsse, mit denen we-
gen der Jahreszeit und der örtlichen Verhältnisse 
gerechnet werden muss.  

Entschädigung wird jedoch geleistet, wenn der Wit-
terungsschaden infolge eines anderen entschädi-
gungspflichtigen Schadens entstanden ist. 

Der Ausschluss nach 4 b Satz 1 gilt nicht für Schä-
den durch Frost. 

c) durch normale Wasserführung oder normale Was-
serstände von Gewässern. 

d) durch nicht einsatzbereite oder ausreichend re-
dundante Anlagen zur Wasserhaltung. Redundant 
sind die Anlagen, wenn sie die Funktion einer aus-
gefallenen Anlage ohne zeitliche Verzögerung 
übernehmen können und über eine unabhängige 
Energieversorgung verfügen. 

e) während und infolge einer Unterbrechung der Ar-
beiten auf dem Baugrundstück oder einem Teil da-
von von mehr als drei Monaten. 

f) durch Baustoffe, die durch eine zuständige Prüf-
stelle beanstandet oder vorschriftswidrig noch 
nicht geprüft wurden; 

g) durch Krieg, kriegsähnliche Ereignisse, Bürgerkrieg, 
Revolution, Rebellion, Aufstand oder innere Unru-
hen. 

h) durch Kernenergie, nukleare Strahlung oder radio-
aktive Substanzen. 

 
 

§ 3 Versicherte Interessen 

1. Versichert ist das Interesse des Versicherungsnehmers 
(Bauherr oder sonstiger Auftraggeber). 

 
2. Versichert ist das Interesse aller Unternehmer, die an 

dem Vertrag mit dem Auftraggeber beteiligt sind, ein-
schließlich der Subunternehmer, jeweils mit ihren Lie-
ferungen und Leistungen. 

 
3. Ansprüche, die dem Versicherungsnehmer oder einem 

versicherten Unternehmer in Zusammenhang mit ei-
nem entschädigungspflichtigen Schaden zustehen, ge-
hen auf den Versicherer, wenn nicht etwas anderes ver-
einbart ist, auch dann über, wenn sie sich gegen einen 
anderen Versicherten richten. Im Übrigen gelten die Re-
gelungen zum Übergang von Ersatzansprüchen. 

 
 

§ 4 Versicherungsort 

Versicherungsschutz besteht nur innerhalb des Versi-
cherungsortes. Versicherungsort sind die im Versiche-
rungsvertrag bezeichneten räumlichen Bereiche. 

Soweit vereinbart, besteht Versicherungsschutz auch 
auf den Transportwegen zwischen den im Versiche-
rungsvertrag bezeichneten räumlich getrennten Berei-
chen. 

 
 

§ 5 Versicherungswert, Höchstentschädigung, 
Unterversicherung 

1. Versicherungswert 

a) Der Versicherungswert sind die endgültigen Her-
stellungskosten für das gesamte versicherte Bau-
vorhaben einschließlich der Stundenlohnarbeiten, 
der Eigenleistungen des Bauherrn und des Neu-
wertes der Baustoffe und Teile sowie hierfür anfal-
lende Kosten für Anlieferung und Abladen. 

Ist die Versicherung von weiteren Sachen verein-
bart, so ist deren Versicherungswert der Neuwert. 

b) Ist der Versicherungsnehmer zum Vorsteuerabzug 
nicht berechtigt, so ist die Umsatzsteuer einzube-
ziehen. 

c) Nicht berücksichtigt werden  

aa) Grundstücks- und Erschließungskosten; 

bb) Baunebenkosten, wie Makler-, Architekten- 
und Ingenieurgebühren, Finanzierungskosten 
und behördliche Gebühren. 

 
2. Höchstentschädigung 

Die Entschädigung für versicherte Sachen ist je Versi-
cherungsfall auf die im Versicherungsvertrag verein-
barte Höchstentschädigung begrenzt.  

Nach Ende des Versicherungsschutzes ist die endgültige 
Quadratmeterzahl anzugeben. Hierzu sind dem Versi-
cherer Belege vorzulegen, z.B. die Wohnflächenberech-
nung des Architekten.  

 
3. Feststellung und Berechnung einer Unterversiche-

rung 

Ist die dem Versicherungsvertrag zugrunde gelegte 
Quadratmeterzahl gemäß Nr. 4 zum Zeitpunkt des Ver-
sicherungsfalls niedriger als die tatsächlichen Verhält-
nisse (Unterversicherung), so wird die Entschädigung in 
dem Verhältnis von zugrunde gelegter Quadratmeter-
zahl zur tatsächlichen Quadratmeterzahl nach folgen-
der Berechnungsformel gekürzt: Entschädigung = Scha-
denbetrag multipliziert mit der zugrunde gelegten 
Quadratmeterzahl dividiert durch die tatsächliche 
Quadratmeterzahl. 

 
4. Wohnflächenberechnung, Unterversicherungsver-

zicht 

Wird die Quadratmeterzahl gemäß der der nachstehen-
den Grundlage ermitteln, nimmt der Versicherer abwei-
chend von Nr. 3 keinen Abzug wegen Unterversicherung 
vor: 

a) Die Wohnfläche ist den Bauunterlagen zu entneh-
men, wobei alle zu Wohn-, Gewerbe- oder Hobby-
zwecken ausgebauten Flächen zu berücksichtigen 
sind. Vorhandene Kellerräume (auch Hanglage) 
sind grundsätzlich, unabhängig von der Nutzung, 
mit 20 Prozent der Grundfläche zu berechnen. 
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§ 6 Versicherte und nicht versicherte Kosten 

1. Aufwendungen zur Abwendung und Minderung des 
Schadens  

a) Versichert sind Aufwendungen, auch erfolglose, die 
der Versicherungsnehmer bei Eintritt des Versiche-
rungsfalls den Umständen nach zur Abwendung 
und Minderung des Schadens für geboten halten 
durfte.  

b) Der Ersatz dieser Aufwendungen und die Entschä-
digung für versicherte Sachen betragen zusammen 
höchstens die Versicherungssumme je vereinbarte 
Position; dies gilt jedoch nicht, soweit Aufwendun-
gen auf Weisung des Versicherers entstanden sind.  

c) Nicht versichert sind Aufwendungen für Leistun-
gen der Feuerwehr oder anderer Institutionen, die 
im öffentlichen Interesse zur Hilfeleistung ver-
pflichtet sind, wenn diese Leistungen im öffentli-
chen Interesse erbracht werden. 

d)  Der Versicherer hat den für die Aufwendungen er-
forderlichen Betrag auf Verlangen des Versiche-
rungsnehmers vorzuschießen. 

 
2. Kosten für die Wiederherstellung von Daten  

a) Versichert sind Kosten für die Wiederherstellung 
von Daten des Betriebssystems, welche für die 
Grundfunktion der versicherten Sache notwendig 
sind, sofern der Verlust, die Veränderung oder die 
Nichtverfügbarkeit der Daten infolge eines dem 
Grunde nach versicherten Schadens an dem Da-
tenträger eingetreten ist, auf dem diese Daten ge-
speichert waren. 

b) Andere Daten sind nur nach besonderer Vereinba-
rung versichert. 

c) Der Ersatz dieser Aufwendungen und die Entschä-
digung für versicherte Sachen betragen zusammen 
höchstens die Versicherungssumme je vereinbarte 
Position. 

 
3. Zusätzliche Kosten 

Soweit vereinbart, sind über die Wiederherstellungskos-
ten hinaus die nachfolgend genannten Kosten bis zur 
Höhe der jeweils hierfür vereinbarten Versicherungs-
summe auf erstes Risiko versichert. Die jeweils verein-
barte Versicherungssumme vermindert sich nicht 
dadurch, dass eine Entschädigung geleistet wird. 

a) Schadensuchkosten bis 2.500 Euro; 

b) Baugrund und Bodenmassen bis 2.500 Euro, so-
weit sie nicht Bestandteil der Bauleistung sind. 

 
 

§ 7 Umfang der Entschädigung 

1. Wiederherstellungskosten 

a) Der Versicherer leistet Entschädigung in Höhe der 
Kosten, die aufgewendet werden müssen, um ei-
nen Zustand wiederherzustellen, der dem Zustand 
unmittelbar vor Eintritt des Schadens technisch 
gleichwertig ist. 

Der Zeitwert von Resten und Altteilen wird ange-
rechnet. 

Bei Totalschäden an versicherten Hilfsbauten und 
Bauhilfsstoffen leistet der Versicherer Entschädi-
gung für das Material nur in Höhe des Zeitwertes. 

b) Führt ein Mangel zu einem entschädigungspflichti-
gen Schaden, so leistet der Versicherer Entschädi-
gung unter Abzug der Kosten, die zusätzlich aufge-
wendet werden müssen, damit der Mangel nicht 
erneut entsteht. 

c) Der Versicherer leistet keine Entschädigung für 

aa) Vermögensschäden;  

bb) Schadensuchkosten und zusätzliche Aufräu-
mungskosten, soweit nicht besondere Versi-
cherungssummen vereinbart sind; 

cc) Mehrkosten durch Änderung der Bauweise, 
durch Verbesserungen gegenüber dem Zu-
stand unmittelbar vor Eintritt des Schadens, 
durch behelfsmäßige Maßnahmen oder durch 
Luftfracht. 

 
2. Kosten der Wiederherstellung die zulasten eines ver-

sicherten Unternehmers gehen  

a) Bei Schäden, die zulasten eines versicherten Unter-
nehmers gehen, der die Bauleistung ausgeführt 
hat, leistet der Versicherer für die Kosten für Wie-
derherstellung in eigener Regie des Unternehmers 
Entschädigung ohne Zuschläge für 

aa) Wagnis und Gewinn; 

bb) nicht schadenbedingte Baustellengemein-
kosten; 

cc) allgemeine Geschäftskosten.  

Dies gilt auch für Eigenleistungen des Bauherrn. 

b) Wird nach dem Leistungsverzeichnis abgerechnet, 
so werden 90 Prozent der Preise ersetzt, die in dem 
Bauvertrag vereinbart oder auf gleicher Grundlage 
ermittelt worden sind. 

Durch diesen Vomhundertsatz ist der Ausschluss 
von Zuschlägen gemäß Nr. 2) aa bis 2a) bb berück-
sichtigt. 

c) Unabhängig von den Preisen des Bauvertrags kann 
über die Wiederherstellungskosten nur mit Zu-
stimmung des Versicherers abgerechnet werden, 
die jedoch erteilt werden muss, wenn der versi-
cherte Unternehmer sie aus wichtigem Grund ver-
langt. 

d) Soweit über Stundenlohnarbeiten unabhängig von 
den Preisen des Bauvertrages abgerechnet werden 
kann, sind zu ersetzen 

aa) die für die Baustelle geltenden tariflichen 
Stundenlöhne für Bau-, Montage- und Werk-
stattarbeiten zuzüglich tariflicher Zulagen für 
Erschwernis, Schmutzarbeit usw.; 

bb) tarifliche Zuschläge für Überstunden, Sonn-
tags-, Feiertags- und Nachtarbeiten, soweit 
solche Zuschläge in den Herstellungskosten 
enthalten sind und soweit der Ersatz dieser 
Kosten außerdem besonders vereinbart ist; 

cc) Zuschläge auf die Beträge gemäß Nr. 2 d aa 
und d bb, und zwar in Höhe von 100 Prozent, 
wenn nicht ein anderer Satz vereinbart ist; 

dd) notwendige und schadenbedingte Lohnne-
benkosten, soweit sie in der Versicherungs-
summe enthalten sind; 

ee) übertarifliche Lohnanteile und Zulagen, so-
weit solche Kosten als Teil der Herstellungs-
kosten in der Versicherungssumme enthalten 
sind; 

ff) Zuschläge auf die Beträge gemäß Nr. 2 d dd 
und 2 d ee, auf Beträge gemäß Nr. 2. d) dd je-
doch nur, soweit sie lohnsteuerpflichtig sind; 
der Zuschlag beträgt 65 Prozent, wenn nicht 
ein anderer Satz vereinbart ist. 

e) Soweit ein versicherter Unternehmer über das Vor-
halten eigener Baugeräte für die Zeit ihres Einsat-
zes zwecks Beseitigung des Schadens unabhängig 
von den Preisen des Bauvertrags abrechnen kann, 
sind zu ersetzen 
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aa) 150 Prozent der mittleren Abschreibungs- und 
Verzinsungssätze gemäß der durch den 
Hauptverband der Deutschen Bauindustrie 
herausgegebenen “Baugeräteliste” in ihrer je-
weils neuesten Fassung; 

bb) entstandene Kosten für Betriebs- und Schmier-
stoffe. 

Damit sind die Kosten für Abschreibung und 
Verzinsung sowie für Reparaturen der Bauge-
räte abgegolten. 

f) Soweit über Transporte unabhängig von den Prei-
sen des Bauvertrags abgerechnet werden kann, 
sind die angemessenen ortsüblichen Kosten zu er-
setzen.  

Mehrkosten für Eil- und Expressfrachten werden 
nur ersetzt, soweit dies besonders vereinbart ist. 

g) Für Stundenlohnarbeiten sind prüfungsfähige Un-
terlagen vorzulegen. Aus diesen Unterlagen müs-
sen sich ergeben: 

aa) Art, Zweck und Dauer jeder Arbeitsleistung; 

bb) die Höhe der tariflichen Stundenlohnsätze; 

cc) Art und Höhe etwaiger Lohnzulagen nach Nr. 2 
d aa und Lohnnebenkosten nach Nr. 2 d dd; 

dd) die Höhe der übertariflichen Löhne und Zula-
gen sowie der Zuschläge für Überstunden, 
Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit, soweit 
sie nach Nr. 2 d bb und Nr. 2 d ee entschädi-
gungspflichtig sind. 

h) Durch die Zuschläge nach Nr. 2 d cc sind abgegol-
ten: 

aa) lohnabhängige Kosten, insbesondere für tarif-
liche und gesetzliche soziale Aufwendungen, 
sowie vermögenswirksame Arbeitgeberzula-
gen; 

bb) Kosten für Löhne und Gehälter aller Personen, 
die an der Wiederherstellung und Aufräu-
mung nur mittelbar beteiligt sind; die Arbeiten 
von Meistern und Polieren werden wie Stun-
denlohnarbeiten gemäß Nr. 2 d aa berücksich-
tigt; 

cc) Kosten für die Beförderung von Personen zur 
Baustelle und zurück, soweit sie nicht Lohnne-
benkosten gemäß Nr. 2 d dd sind; 

dd) alle sonstigen schadenbedingten Gemeinkos-
ten, z.B. Bürokosten; 

ee) Kosten infolge betrieblicher Störungen und 
dergleichen; 

ff) Kosten für Bauplatzanlagen, ferner für Neben-
frachten und für Nebenstoffe in geringen Men-
gen; 

gg) Kosten für das Vorhalten von Handwerkzeu-
gen, Kleingeräten und Gerüsten mit einer Ar-
beitsbühne bis zu 2 m Höhe; 

hh) Kosten für Einrichtung und Betrieb der Werk-
statt (einschließlich Gehaltskosten) sowie für 
das Vorhalten der Werkstatteinrichtung; 

ii) Aufwendungen für Verbrauchsstoffe in der 
Werkstatt. 

 
3. Wiederherstellungskosten durch Lieferungen und 

Leistungen Dritter 

a) Lieferungen und Leistungen Dritter kann der versi-
cherte Unternehmer für Material und in Ausnah-
mefällen mit Zustimmung des Versicherers auch 
sonst in Anspruch nehmen. 

b) Unter dieser Voraussetzung leistet der Versicherer 
Entschädigung für den Rechnungsbetrag in den 

vereinbarten Grenzen sowie außerdem pauschal 
für schadenbedingte Geschäftskosten des versi-
cherten Unternehmers, und zwar bei einem Rech-
nungsbetrag 

aa) bis zu 2.500 Euro in Höhe von 5 Prozent dieses 
Betrages; 

bb) von mehr als 2.500 Euro in Höhe von 5 Prozent 
aus 2.500 Euro zuzüglich 3 Prozent des Mehr-
betrags. 

4. Kosten der Wiederherstellung, die nicht zulasten ei-
nes versicherten Unternehmers gehen 

Bei Schäden, die nicht zu Lasten eines versicherten Un-
ternehmers gehen, der die Bauleistung ausgeführt hat, 
gelten als entschädigungspflichtige Wiederherstel-
lungskosten nur Aufwendungen für Lieferungen und 
Leistungen Dritter, und zwar in dem Umfang, in dem die 
Rechnungsbeträge schadenbedingt und der Höhe nach 
angemessen sind. Angemessen sind in der Regel die 
Sätze des Leistungsverzeichnisses. Ist der Auftraggeber 
zum Vorsteuerabzug nicht berechtigt, so ist die Mehr-
wertsteuer in die Entschädigung einzubeziehen. 

 
5. Weitere Kosten 

Weitere Kosten, die infolge eines ersatzpflichtigen Scha-
dens über die Wiederherstellungskosten hinaus aufge-
wendet werden müssen, ersetzt der Versicherer im Rah-
men der hierfür vereinbarten Versicherungssummen. 

 
6. Grenze der Entschädigung 

Grenze der Entschädigung ist jede der vereinbarten Ver-
sicherungssummen. 

 
7. Entschädigungsberechnung bei Unterversicherung 

Wenn Unterversicherung vorliegt, wird nur der Ab-
schnitt des nach Nr. 1 bis 6 ermittelten Betrages ersetzt, 
der sich zu dem ganzen Betrag verhält wie die Versiche-
rungssumme zu dem Versicherungswert. 

 
8. Selbstbehalt 

Der nach Nr. 1 bis 7 ermittelte Betrag wird je Versiche-
rungsfall um einen Mindestselbstbehalt von 250 Euro 
gekürzt. 

Entstehen mehrere Schäden, so wird der Selbstbehalt 
jeweils einzeln abgezogen. 

 
 

§ 8 Zahlung und Verzinsung der Entschädigung 

1. Fälligkeit der Entschädigung  

Die Entschädigung wird fällig, wenn die Feststellungen 
des Versicherers zum Grunde und zur Höhe des An-
spruchs abgeschlossen sind. 

Der Versicherungsnehmer kann einen Monat nach Mel-
dung des Schadens den Betrag als Abschlagszahlung be-
anspruchen, der nach Lage der Sache mindestens zu 
zahlen ist. 

 
2. Verzinsung 

Für die Verzinsung gilt, soweit nicht aus einem anderen 
Rechtsgrund eine weiter gehende Zinspflicht besteht: 

a) Die Entschädigung ist – soweit sie nicht innerhalb 
eines Monats nach Meldung des Schadens geleistet 
wird – ab Fälligkeit zu verzinsen. 

b) Der Zinssatz beträgt 4 Prozent, soweit nicht aus ei-
nem anderen Rechtsgrund ein höherer Zins zu zah-
len ist. 

c) Die Zinsen werden zusammen mit der Entschädi-
gung fällig. 
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3. Hemmung 

Bei der Berechnung der Fristen gemäß Nr. 1 und 2 a ist 
der Zeitraum nicht zu berücksichtigen, in dem infolge 
Verschuldens des Versicherungsnehmers die Entschä-
digung nicht ermittelt oder nicht gezahlt werden kann. 

 
4. Aufschiebung der Zahlung 

Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben, solange 

a) Zweifel an der Empfangsberechtigung des Versi-
cherungsnehmers bestehen; 

b) ein behördliches oder strafgerichtliches Verfahren 
gegen den Versicherungsnehmer oder seinen Re-
präsentanten aus Anlass dieses Versicherungsfalls 
noch läuft; 

 
5. Abtretung des Entschädigungsanspruchs 

Der Entschädigungsanspruch kann vor Fälligkeit nur 
mit Zustimmung des Versicherers abgetreten werden. 
Die Zustimmung muss erteilt werden, wenn der Versi-
cherungsnehmer sie aus wichtigem Grund verlangt. 

 
 

§ 9 Sachverständigenverfahren 

1. Feststellung der Schadenhöhe 

Der Versicherungsnehmer kann nach Eintritt des Versi-
cherungsfalls verlangen, dass der Schaden in einem 
Sachverständigenverfahren festgestellt wird. 

Ein solches Sachverständigenverfahren können Versi-
cherer und Versicherungsnehmer auch gemeinsam ver-
einbaren. 

 
2. Weitere Feststellungen 

Das Sachverständigenverfahren kann durch Vereinba-
rung auf weitere Feststellungen zum Versicherungsfall 
ausgedehnt werden. 

 
3. Verfahren vor Feststellung 

Für das Sachverständigenverfahren gilt: 

a) Jede Partei hat in Textform einen Sachverständigen 
zu benennen. Eine Partei, die ihren Sachverständi-
gen benannt hat, kann die andere unter Angabe des 
von ihr genannten Sachverständigen in Textform 
auffordern, den zweiten Sachverständigen zu be-
nennen. Wird der zweite Sachverständige nicht in-
nerhalb von zwei Wochen nach Zugang der Auffor-
derung benannt, so kann ihn die auffordernde Partei 
durch das für den Schadenort zuständige Amtsge-
richt ernennen lassen. In der Aufforderung durch 
den Versicherer ist der Versicherungsnehmer auf 
diese Folge hinzuweisen. 

b) Der Versicherer darf als Sachverständigen keine 
Person benennen, die Mitbewerber des Versiche-
rungsnehmers ist oder mit ihm in dauernder Ge-
schäftsverbindung steht; ferner keine Person, die 
bei Mitbewerbern oder Geschäftspartnern ange-
stellt ist oder mit ihnen in einem ähnlichen Verhält-
nis steht. 

c) Beide Sachverständige benennen in Textform vor 
Beginn ihrer Feststellungen einen dritten Sachver-
ständigen als Obmann. Die Regelung unter b gilt 
entsprechend für die Benennung eines Obmanns 
durch die Sachverständigen. Einigen sich die Sach-
verständigen nicht, so wird der Obmann auf Antrag 
einer Partei durch das für den Schadenort zustän-
dige Amtsgericht ernannt. 

 

4. Feststellung 

Die Feststellungen der Sachverständigen müssen ent-
halten: 

a) die ermittelten oder vermuteten Ursachen und den 
Zeitpunkt, von dem an der Sachschaden für den 
Versicherungsnehmer nach den anerkannten Re-
geln der Technik frühestens erkennbar war; 

b) den Umfang der Beschädigung und der Zerstörung, 
insbesondere 

aa) ein Verzeichnis der abhandengekommenen, 
zerstörten und beschädigten versicherten Sa-
chen mit deren Werten unmittelbar vor dem 
Schaden sowie deren Neuwerten zur Zeit des 
Schadens;  

bb) die für die Wiederbeschaffung oder Wieder-
herstellung in den Zustand vor Schadenein-
tritt erforderlichen Kosten;  

cc) die Restwerte der vom Schaden betroffenen 
Sachen; 

c) die nach dem Versicherungsvertrag versicherten 
Kosten. 

 
5. Verfahren nach Feststellung 

Der Sachverständige übermittelt seine Feststellungen 
beiden Parteien gleichzeitig. Weichen die Feststellun-
gen der Sachverständigen voneinander ab, so übergibt 
der Versicherer sie unverzüglich dem Obmann. Dieser 
entscheidet über die streitig gebliebenen Punkte inner-
halb der durch die Feststellungen der Sachverständigen 
gezogenen Grenzen und übermittelt seine Entschei-
dung beiden Parteien gleichzeitig. 

Die Feststellungen der Sachverständigen oder des Ob-
manns sind für die Vertragsparteien verbindlich, wenn 
nicht nachgewiesen wird, dass sie offenbar von der wirk-
lichen Sachlage erheblich abweichen. Aufgrund dieser 
verbindlichen Feststellungen berechnet der Versicherer 
die Entschädigung. 

Im Falle unverbindlicher Feststellungen erfolgen diese 
durch gerichtliche Entscheidung. Dies gilt auch, wenn 
die Sachverständigen die Feststellung nicht treffen kön-
nen oder wollen oder sie verzögern. 

 
6. Kosten 

Sofern nicht etwas anderes vereinbart ist, trägt jede Par-
tei die Kosten ihres Sachverständigen. Die Kosten des 
Obmannes tragen beide Parteien je zur Hälfte. 

 
7. Obliegenheiten 

Durch das Sachverständigenverfahren werden die Ob-
liegenheiten des Versicherungsnehmers nicht berührt. 

 
 
 

Abschnitt B 
 
 

§ 1 Anzeigepflicht des Versicherungsnehmers 
oder seines Vertreters bis zum Vertrags-
schluss 

Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner 
Vertragserklärung dem Versicherer alle ihm bekannten 
Gefahrumstände anzuzeigen, nach denen der Versiche-
rer in Textform gefragt hat und die für dessen Ent-
schluss erheblich sind, den Vertrag mit dem vereinbar-
ten Inhalt zu schließen. Der Versicherungsnehmer ist 
auch insoweit zur Anzeige verpflichtet, als nach seiner 
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Vertragserklärung, aber vor Vertragsannahme der Ver-
sicherer Fragen in Textform im Sinne des Satzes 1 stellt. 

Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht 
nach Abs. 1, so kann der Versicherer nach Maßgabe der 
§§ 19–21 VVG-E vom Vertrag zurücktreten, kündigen 
oder eine Vertragsänderung vornehmen. Der Versiche-
rer kann nach § 21 Abs. 2 VVG-E auch leistungsfrei sein. 

Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versiche-
rungsnehmers geschlossen, so sind gemäß § 20 VVG-E 
sowohl die Kenntnis und Arglist des Vertreters als auch 
die Kenntnis und Arglist des Versicherungsnehmers zu 
berücksichtigen. 

Das Recht des Versicherers, den Vertrag nach § 22 VVG-
E wegen arglistiger Täuschung anzufechten, bleibt un-
berührt. 

 
 

§ 2 Beginn des Versicherungsschutzes,  
Fälligkeit, Folgen verspäteter Zahlung oder 
Nichtzahlung der Einmal- oder Erstprämie, 
Prämienberechnung 

1. Beginn des Versicherungsschutzes 

Der Versicherungsschutz beginnt vorbehaltlich der Re-
gelung in Nr. 3 zu dem im Versicherungsschein angege-
benen Zeitpunkt. 

 
2. Fälligkeit der ersten oder einmaligen Prämie 

Die Erste oder Einmalprämie ist – unabhängig von dem 
Bestehen eines Widerrufrechts – unverzüglich nach 
dem Zeitpunkt des vereinbarten und im Versicherungs-
schein angegebenen Versicherungsbeginns zu zahlen. 

Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungsbe-
ginns vor Vertragsschluss, ist die erste oder einmalige 
Prämie unverzüglich nach Vertragsschluss zu zahlen. 

Zahlt der Versicherungsnehmer nicht unverzüglich 
nach dem in Satz 1 oder 2 bestimmten Zeitpunkt, be-
ginnt der Versicherungsschutz erst, nachdem die Zah-
lung bewirkt ist. 

Weicht der Versicherungsschein vom Antrag des Ver-
sicherungsnehmers oder getroffenen Vereinbarungen 
ab, ist die erste oder einmalige Prämie frühestens ei-
nen Monat nach Zugang des Versicherungsscheins zu 
zahlen. 

Bei Vereinbarung der Prämienzahlung in Raten gilt die 
erste Rate als erste Prämie. 

 
3. Folgen verspäteter Zahlung oder Nichtzahlung der 

Erst- oder Einmalprämie 

Wird die erste oder einmalige Prämie nicht zu dem nach 
Nr. 2 maßgebenden Fälligkeitszeitpunkt gezahlt, ist der 
Versicherer nach Maßgabe des § 37 VVG berechtigt, 
vom Vertrag zurückzutreten, oder auch leistungsfrei. 

 
4. Prämienberechnung 

Die Prämie wird zunächst aus den vorläufigen und nach 
Ende des Versicherungsschutzes aus den endgültigen 
Versicherungssummen berechnet. Ein Differenzbetrag 
ist nachzuentrichten oder zurückzugewähren. 

 
 

§ 3 Ende des Vertrags; Ende des Versicherungs-
schutzes 

1. Ende des Vertrags 

Der Vertrag endet mit dem Ende des Versicherungs-
schutzes. 

 

2. Ende des Versicherungsschutzes  

Der Versicherungsschutz endet  

a) mit der Bezugsfertigkeit oder 

b) nach Ablauf von sechs Werktagen seit Beginn der 
Benutzung oder 

c) mit dem Tage der behördlichen Gebrauchsab-
nahme. 

Maßgebend ist der früheste dieser Zeitpunkte. Für 
Restarbeiten besteht weiterhin Versicherungs-
schutz.  

Liegen vorstehende Voraussetzungen nur für eines 
von mehreren Bauwerken oder für einen Teil eines 
Bauwerkes vor, so endet der Versicherungsschutz 
für dieses von mehreren Bauwerken oder für die-
sen Teil eines Bauwerkes. 

Der Versicherungsschutz endet spätestens zu dem 
im Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt. 
Vor Ende des Versicherungsschutzes kann der Ver-
sicherungsnehmer die Verlängerung des Versiche-
rungsschutzes beantragen. 

 
3. Ende des Versicherungsschutzes für versicherte Un-

ternehmer 

Der Versicherungsschutz eines versicherten Unterneh-
mers endet mit dem Zeitpunkt, in dem die Bauleistung 
oder Teile davon abgenommen werden oder nach dem 
Bauvertrag als abgenommen gelten oder in dem der 
Auftraggeber in Abnahmeverzug gerät.  

Für Baustoffe und Bauteile endet der Versicherungs-
schutz abweichend von Satz 1 einen Monat nach dem 
Ende des Versicherungsschutzes für die zugehörige 
Bauleistung; das Gleiche gilt für versicherte Hilfsbauten 
und Bauhilfsstoffe.  

Der Versicherungsschutz endet jedoch spätestens mit 
dem in Nr. 2 genannten Zeitpunkt. 

 
 

§ 4 Folgeprämie 

Eine Folgeprämie wird zu dem vereinbarten Zeitpunkt 
der jeweiligen Versicherungsperiode fällig. Die Zahlung 
gilt als rechtzeitig, wenn sie innerhalb des im Versiche-
rungsschein oder in der Prämienrechnung angegebe-
nen Zeitraums bewirkt ist. Die Folgen nicht rechtzeitiger 
Zahlung ergeben sich aus § 38 VVG-E. 

Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung einer Fol-
geprämie in Verzug, ist der Versicherer berechtigt, Er-
satz des ihm durch den Verzug entstandenen Schadens 
zu verlangen. 

 
 

§ 5 Lastschriftverfahren 

1. Pflichten des Versicherungsnehmers 

Ist zur Einziehung der Prämie das Lastschriftverfahren 
vereinbart worden, hat der Versicherungsnehmer zum 
Zeitpunkt der Fälligkeit der Prämie für eine ausrei-
chende Deckung des Kontos zu sorgen. 

 
2. Änderung des Zahlungsweges 

Hat es der Versicherungsnehmer zu vertreten, dass eine 
oder mehrere Prämien, trotz wiederholtem Einzie-
hungsversuch, nicht eingezogen werden können, ist der 
Versicherer berechtigt, die Lastschriftvereinbarung in 
Textform zu kündigen. 

Der Versicherer hat in der Kündigung darauf hinzuwei-
sen, dass der Versicherungsnehmer verpflichtet ist, die 
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ausstehende Prämie und zukünftige Prämien selbst zu 
übermitteln. 

Durch die Banken erhobene Bearbeitungsgebühren für 
fehlgeschlagenen Lastschrifteinzug können dem Versi-
cherungsnehmer in Rechnung gestellt werden. 

 
 

§ 6 Ratenzahlung 

Ist Ratenzahlung vereinbart, so gelten die ausstehenden 
Raten bis zu den vereinbarten Zahlungsterminen als ge-
stundet. 

Die gestundeten Raten der laufenden Versicherungspe-
riode werden sofort fällig, wenn der Versicherungsneh-
mer mit einer Rate ganz oder teilweise in Verzug gerät 
oder wenn eine Entschädigung fällig wird. 

 
 

§ 7 Prämie bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 

Endet das Versicherungsverhältnis vor Ablauf der Versi-
cherungsperiode oder wird es nach Beginn rückwirkend 
aufgehoben oder von Anfang an wegen arglistiger Täu-
schung nichtig, so gebührt dem Versicherer die Prämie 
oder die Geschäftsgebühr nach Maßgabe der §§ 39 und 
80 VVG-E. 

 
 

§ 8 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 

1. Obliegenheiten vor dem Versicherungsfall 

a) Der Versicherungsnehmer hat vor Eintritt des Ver-
sicherungsfalls 

aa) die Broschüre der „Winterbau-Technologie“ 
der Rationalisierungsgemeinschaft Bauwesen 
im Rationalisierungskuratorium der Deut-
schen Wirtschaft – RKW – in ihrer jeweiligen 
Fassung zu beachten; 

bb) die notwendigen Informationen über die Ei-
genschaften oder Veränderungen des Bau-
grundes und die Grundwasserverhältnisse ein-
zuholen und zu beachten; 

cc) während einer gänzlichen Unterbrechung der 
Arbeiten auf dem Baugrundstück oder eines 
Teils davon notwendige und zumutbare Maß-
nahmen zum Schutz der versicherten Sachen 
zu ergreifen; 

dd) alle sonstigen vertraglich vereinbarten Oblie-
genheiten einzuhalten. 

b) Verletzt der Versicherungsnehmer eine der ge-
nannten Obliegenheiten, so ist der Versicherer 
nach Maßgabe des § 28 VVG zur Kündigung be-
rechtigt. Eine Kündigung des Versicherers wird mit 
Zugang wirksam. 

 
2. Obliegenheiten bei Eintritt des Versicherungsfalls 

a) Der Versicherungsnehmer hat bei Eintritt des Ver-
sicherungsfalls 

aa) nach Möglichkeit für die Abwendung und Min-
derung des Schadens zu sorgen; 

bb) dem Versicherer den Schadeneintritt, nach-
dem er von ihm Kenntnis erlangt hat, unver-
züglich – ggf. auch mündlich oder telefonisch – 
anzuzeigen; 

cc) Weisungen des Versicherers zur Schadenab-
wendung/-minderung – ggf. auch mündlich 
oder telefonisch – einzuholen, wenn die Um-
stände dies gestatten; 

dd) Weisungen des Versicherers zur Schadenab-
wendung/-minderung, soweit für ihn zumut-
bar, zu befolgen; erteilen mehrere an dem Ver-
sicherungsvertrag beteiligte Versicherer 
unterschiedliche Weisungen, hat der Versi-
cherungsnehmer nach pflichtgemäßem Er-
messen zu handeln; 

ee) Schäden durch strafbare Handlungen gegen 
das Eigentum unverzüglich der Polizei anzu-
zeigen; 

ff) dem Versicherer und der Polizei unverzüglich 
ein Verzeichnis der abhandengekommenen 
Sachen einzureichen; 

gg) das Schadenbild so lange unverändert zu las-
sen, bis die Schadenstelle oder die beschädig-
ten Sachen durch den Versicherer freigegeben 
worden sind; sind Veränderungen unumgäng-
lich, sind das Schadenbild nachvollziehbar zu 
dokumentieren (z.B. durch Fotos) und die be-
schädigten Sachen bis zu einer Besichtigung 
durch den Versicherer aufzubewahren; 

hh) soweit möglich dem Versicherer unverzüglich 
jede Auskunft – auf Verlangen in Textform – zu 
erteilen, die zur Feststellung des Versiche-
rungsfalls oder des Umfangs der Leistungs-
pflicht des Versicherers erforderlich ist, sowie 
jede Untersuchung über Ursache und Höhe 
des Schadens und über den Umfang der Ent-
schädigungspflicht zu gestatten; 

ii) vom Versicherer angeforderte Belege beizu-
bringen, deren Beschaffung ihm billigerweise 
zugemutet werden kann; 

b) Steht das Recht auf die vertragliche Leistung des 
Versicherers einem Dritten zu, so hat dieser die Ob-
liegenheiten gemäß Nr. 2 a ebenfalls zu erfüllen – 
soweit ihm dies nach den tatsächlichen und recht-
lichen Umständen möglich ist. 

 
3. Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung 

Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit 
nach Nr. 1 oder 2, so ist der Versicherer nach Maßgabe 
der §§ 28 und 82 VVG leistungsfrei. 

Außer im Falle einer arglistigen Obliegenheitsverlet-
zung ist der Versicherer zur Leistung verpflichtet, soweit 
die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt 
oder die Feststellung des Versicherungsfalls noch für 
die Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht 
des Versicherers ursächlich ist. 

 
 

§ 9 Gefahrerhöhung 

Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf der Versi-
cherungsnehmer ohne vorherige Zustimmung des Ver-
sicherers keine Gefahrerhöhung vornehmen oder deren 
Vornahme durch einen Dritten gestatten. 

Der Versicherungsnehmer hat jede Gefahrerhöhung, 
die ihm bekannt wird, dem Versicherer unverzüglich an-
zuzeigen, und zwar auch dann, wenn sie ohne seinen 
Willen eintritt. Im Übrigen gelten die §§ 23 bis 27 VVG. 
Danach kann der Versicherer zur Kündigung berechtigt 
sein, eine Vertragsänderung vornehmen oder auch leis-
tungsfrei sein. 

 
 

§ 10 entfällt 
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§ 11 Mehrere Versicherer  

1. Anzeigepflicht 

Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen die-
selbe Gefahr versichert, ist verpflichtet, dem Versiche-
rer die andere Versicherung unverzüglich mitzuteilen. In 
der Mitteilung sind der andere Versicherer und die Ver-
sicherungssumme anzugeben. 

 
2. Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht 

Verletzt der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht 
(siehe Nr. 1), ist der Versicherer nach Maßgabe des § 28 
VVG-E zur Kündigung berechtigt oder auch leistungs-
frei. Eine Kündigung des Versicherers wird mit Zugang 
wirksam. 

Leistungsfreiheit tritt nicht ein, wenn der Versicherer 
vor dem Eintritt des Versicherungsfalls Kenntnis von der 
anderen Versicherung erlangt hat. 

Außer im Falle einer arglistigen Obliegenheitsverlet-
zung ist der Versicherer zur Leistung verpflichtet, soweit 
die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt 
oder die Feststellung des Versicherungsfalls noch für 
die Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht 
des Versicherers ursächlich ist. 

 
3. Haftung und Entschädigung bei Mehrfachversiche-

rung  

a) Sind die versicherten Sachen gegen dieselben Ge-
fahren ganz oder teilweise bei anderen Versicherern 
versichert, wird aus dem vorliegenden Vertrag nur 
nachrangig geleistet, d. h. nur insoweit, als der Versi-
cherungsnehmer bei den anderen Versicherern auf-
grund der getroffenen Vereinbarungen keine Versi-
cherungsentschädigung erhält. Es wird nicht 
subsidiär geleistet, sofern durch Nichtzahlung der 
Prämie, durch Verletzung von Obliegenheiten oder 
durch Gefahrerhöhungen bei einem anderen Versi-
cherer eine Leistungskürzung vorgenommen 
wurde oder Leistungsfreiheit eingetreten ist. 

b) Hat der Versicherungsnehmer eine Mehrfachversi-
cherung in der Absicht geschlossen, sich dadurch 
einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu ver-
schaffen, ist jeder in dieser Absicht geschlossene 
Vertrag nichtig. 

Dem Versicherer steht die Prämie bis zu dem Zeit-
punkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begrün-
denden Umständen Kenntnis erlangt. 

 
4. Beseitigung der Mehrfachversicherung 

Eine Mehrfachversicherung kann auf Verlangen des 
Versicherungsnehmers nach Maßgabe des § 79 VVG-E 
durch Aufhebung oder Herabsetzung der Versiche-
rungssumme des später geschlossenen Vertrages be-
seitigt werden. 

Die Aufhebung des Vertrages oder die Herabsetzung der 
Versicherungssumme und Anpassung der Prämie wer-
den zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem die Erklärung 
dem Versicherer zugeht. 

 
 

§ 12 Versicherung für fremde Rechnung 

1. Rechte aus dem Vertrag 

Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungsver-
trag im eigenen Namen für das Interesse eines Dritten 
(Versicherten) schließen. Die Ausübung der Rechte aus 
diesem Vertrag steht nur dem Versicherungsnehmer 
und nicht auch dem Versicherten zu. Das gilt auch, wenn 
der Versicherte den Versicherungsschein besitzt. 

 
2. Zahlung der Entschädigung 

Der Versicherer kann vor Zahlung der Entschädigung an 
den Versicherungsnehmer den Nachweis verlangen, 
dass der Versicherte seine Zustimmung dazu erteilt hat. 
Der Versicherte kann die Zahlung der Entschädigung nur 
mit Zustimmung des Versicherungsnehmers verlangen. 

 
3. Kenntnis und Verhalten 

Soweit die Kenntnis und das Verhalten des Versiche-
rungsnehmers von rechtlicher Bedeutung sind, sind bei 
der Versicherung für fremde Rechnung auch die Kennt-
nis und das Verhalten des Versicherten zu berücksichti-
gen. Soweit der Vertrag Interessen des Versicherungs-
nehmers und des Versicherten umfasst, muss sich der 
Versicherungsnehmer für sein Interesse das Verhalten 
und die Kenntnis des Versicherten nur dann zurechnen 
lassen, wenn der Versicherte Repräsentant des Versiche-
rungsnehmers ist. Im Übrigen gilt § 47 VVG-E. 

§ 13 Übergang von Ersatzansprüchen 

1. Übergang von Ersatzansprüchen 

Steht dem Versicherungsnehmer ein Ersatzanspruch 
gegen einen Dritten zu, geht dieser Anspruch auf den 
Versicherer über, soweit der Versicherer den Schaden 
ersetzt. Der Übergang kann nicht zum Nachteil des Ver-
sicherungsnehmers geltend gemacht werden. Richtet 
sich der Ersatzanspruch des Versicherungsnehmers ge-
gen eine Person, mit der er bei Eintritt des Schadens in 
häuslicher Gemeinschaft lebt, kann der Übergang nicht 
geltend gemacht werden, es sei denn, diese Person hat 
den Schaden vorsätzlich verursacht. 

 
2. Obliegenheiten zur Sicherung von Ersatzansprüchen 

Der Versicherungsnehmer hat seinen Ersatzanspruch 
oder ein zur Sicherung dieses Anspruchs dienendes 
Recht unter Beachtung der geltenden Form- und Frist-
vorschriften zu wahren und nach Übergang des Ersatz-
anspruchs auf den Versicherer bei dessen Durchsetzung 
durch den Versicherer soweit erforderlich mitzuwirken. 

Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit, 
ist der Versicherer nach Maßgabe des § 86 Abs. 2 VVG-E 
leistungsfrei. 

 
 

§ 14 Kündigung nach dem Versicherungsfall 

1. Kündigungsrecht 

Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalls kann jede 
der Vertragsparteien den Versicherungsvertrag kündi-
gen. Die Kündigung ist in Textform zu erklären. Sie muss 
der anderen Vertragspartei spätestens einen Monat 
nach Auszahlung oder Ablehnung der Entschädigung 
zugegangen sein. 

 
2. Kündigung durch Versicherungsnehmer 

Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündi-
gung sofort nach ihrem Zugang beim Versicherer wirk-
sam. Der Versicherungsnehmer kann jedoch bestim-
men, dass die Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, 
spätestens jedoch zum Ende der laufenden Versiche-
rungsperiode, wirksam wird. 

 
3. Kündigung durch Versicherer 

Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat 
nach ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer wirk-
sam. 
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§ 15 Keine Leistungspflicht aus besonderen Grün-
den 

Der Versicherer ist von der Entschädigungspflicht frei, 
wenn der Versicherungsnehmer den Versicherer arglis-
tig über Tatsachen, die für den Grund oder die Höhe der 
Entschädigung von Bedeutung sind, täuscht oder zu 
täuschen versucht.  

Ist die Täuschung oder der Täuschungsversuch durch 
rechtskräftiges Strafurteil gegen den Versicherungs-
nehmer wegen Betrugs oder Betrugsversuches festge-
stellt, so gelten die Voraussetzungen des Satzes 1 als be-
wiesen. 

 
 

§ 16 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriften-
änderungen 

1. Form 

Soweit gesetzlich keine Textform verlangt ist und soweit 
in diesem Vertrag nicht etwas anderes bestimmt ist, 
sind die für den Versicherer bestimmten Erklärungen 
und Anzeigen, die das Versicherungsverhältnis betref-
fen und die unmittelbar gegenüber dem Versicherer er-
folgen, in Textform abzugeben. 

Erklärungen und Anzeigen sollen an die Hauptverwal-
tung des Versicherers gerichtet werden. Die gesetzli-
chen Regelungen über den Zugang von Erklärungen und 
Anzeigen bleiben unberührt. 

 
2. Nichtanzeige einer Anschriften- bzw. Namensände-

rung 

Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner 
Anschrift oder seines Namens dem Versicherer nicht 
mitgeteilt, findet § 13 VVG-E Anwendung. 

 
 

§ 17 Maklervollmacht 

Der den Versicherungsvertrag betreuende Makler ist 
bevollmächtigt, Anzeigen und Willenserklärungen des 
Versicherungsnehmers entgegenzunehmen. Er ist 
durch den Maklervertrag verpflichtet, diese unverzüg-
lich an den Versicherer weiterzuleiten. 

 
 

§ 18 Verjährung 

Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren 
in drei Jahren. Die Verjährung beginnt mit dem Schluss 
des Jahres, in dem der Anspruch entstanden ist und der 
Gläubiger von den Anspruch begründenden Umständen 
und der Person des Schuldners Kenntnis erlangt oder 
ohne grobe Fahrlässigkeit erlangen müsste. 

Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem 
Versicherer angemeldet worden, zählt bei der Fristbe-
rechnung der Zeitraum zwischen Anmeldung und Zu-
gang der in Textform mitgeteilten Entscheidung des 
Versicherers beim Anspruchsteller nicht mit, soweit die-
ser Zeitraum nach Beginn der Verjährung liegt. 

 
 

§ 19 Zuständiges Gericht 

Für Klagen aus dem Versicherungsverhältnis gelten die 
inländischen Gerichtsstände nach §§ 13, 17, 21, 29 ZPO 
sowie § 215 VVG-E. 

 
 

§ 20 Anzuwendendes Recht 

Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht. 

 
 

§ 21 Embargobestimmungen 

Es besteht – unbeschadet der übrigen Vertragsbestim-
mungen – Versicherungsschutz nur, soweit und solange 
dem keine auf die Vertragsparteien direkt anwendbaren 
Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Em-
bargos der Europäischen Union oder der Bundesrepub-
lik Deutschland entgegenstehen.  

Dies gilt auch für Wirtschafts-, Handels- oder Finanz-
sanktionen bzw. Embargos, der Vereinigten Staaten von 
Amerika, soweit dem nicht europäische oder deutsche 
Rechtsvorschriften entgegenstehen. 
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Klauseln zu den Allgemeinen Bedingungen für die 

Bauleistungsversicherung durch Au-raggeber 
 
– sofern im Vertrag vereinbart –  
 

 

Klausel 5155:  
Mitversicherung von Altbauten gegen Einsturz  

1. Versicherte Sachen 

Ergänzend zu Abschnitt A § 1 Nr. 2 sind die in dem Versi-
cherungsschein bezeichneten Altbauten zusätzlich ver-
sichert, soweit an ihnen unmittelbar nach Abschnitt A 
§ 1 Nr. 1 versicherte 

Lieferungen und Leistungen ausgeführt werden, durch 
die in ihre tragende Konstruktion eingegriffen wird oder 
durch die sie unterfangen werden. 

 
2. Versicherte und nicht versicherte Gefahren und 

Schäden 

a) Der Versicherer leistet Entschädigung für den Ein-
sturz versicherter Altbauten, soweit diese Schäden 
unmittelbare Folgen der an den Altbauten ausge-
führten Lieferungen und Leistungen sind und so-
weit ein versicherter Unternehmer ersatzpflichtig 
ist. 

Sonstige Schäden stehen einem Einsturz nur dann 
gleich, wenn der Altbau aus Gründen der Standsi-
cherheit ganz oder teilweise abgebrochen werden 
muss. 

b) Ist das Interesse des Auftraggebers gemäß Ab-
schnitt A § 3 versichert, so wird Entschädigung 
auch für Schäden geleistet, für die der Auftraggeber 
die Gefahr trägt. 

c) Der Versicherer leistet keine Entschädigung für 

aa) Schäden durch Rammarbeiten; 

bb) Schäden durch Veränderung der Grundwas-
serverhältnisse; 

cc) Risse und Senkungsschäden, soweit nicht die 
Voraussetzungen von a) gegeben sind; 

dd) Schäden an Sachen, die in den Altbauten ein-
gebaut oder untergebracht sind; 

ee) Schäden an der künstlerischen Ausstattung 
(z.B. Stuckierung, Fassadenfiguren) und an Re-
klameeinrichtungen; 

ff) Schäden durch Brand, Blitzschlag, Explosion, 
Anprall oder Absturz eines Luftfahrzeuges, sei-
ner Teile oder seiner Ladung. 

 
3. Versicherungssumme 

Die Altbauten sind bis zur Höhe der jeweils vereinbarten 
Versicherungssumme auf Erstes Risiko versichert. 

Die Erstrisikosummen vermindern sich jeweils um die 
geleisteten Entschädigungen (Nr. 4). Sie erhöhen sich je-
weils wieder auf den vereinbarten Betrag, sobald der 
Versicherungsnehmer die Wiederauffüllung beantragt. 
Der Versicherungsnehmer hat in diesem Fall Prämie 
zeitanteilig nachzuentrichten. 

 

4. Umfang der Entschädigung 

Abweichend von Abschnitt A § 7 

a) wird ein Abzug neu für alt nicht vorgenommen; 

b) ist die Grenze der Entschädigung die vereinbarte 
Versicherungssumme auf Erstes Risiko; 

c) wird der als entschädigungspflichtig ermittelte Be-
trag um den vereinbarten Selbstbehalt gekürzt; 

d) leistet der Versicherer keine Entschädigung, soweit 
der Schaden durch einen Anspruch aus einem Haft-
pflichtversicherungsvertrag gedeckt ist. 

 
5. Obliegenheiten 

a) Ergänzend zu Abschnitt B § 8 Nr. 1 a) hat der Versi-
cherungsnehmer vor Eintritt des Versicherungsfal-
les den Zustand der versicherten Altbauten vor Be-
ginn der Bauarbeiten durch Zustandsberichte 
aktenkundig zu machen und während der Bauzeit 
zu überwachen. Risse sind zu markieren und zu 
überwachen. 

b) Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegen-
heiten vorsätzlich oder grob fahrlässig, so kann der 
Versicherer nach Maßgabe von Abschnitt B § 8 zur 
Kündigung berechtigt oder auch leistungsfrei sein.  

Führt die Verletzung der Obliegenheit zu einer Ge-
fahrerhöhung, gilt Abschnitt B § 9 Absatz 2. Danach 
kann der Versicherer kündigen oder leistungsfrei 
sein. 

 
6. Beginn und Ende des Versicherungsschutzes 

Der Versicherungsschutz für die mitversicherten Alt-
bauten beginnt mit dem vereinbarten Zeitpunkt und en-
det einen Monat nach Abschluss der Lieferungen und 
Leistungen gemäß Nr. 1. 

 
7. Schlussbestimmung 

Soweit nicht in Textform für den Einzelfall oder durch 
die vorstehenden Bestimmungen etwas anderes verein-
bart ist, gelten die dem Versicherungsvertrag zugrunde 
liegenden Allgemeinen Bedingungen für die Bauleis-
tungsversicherung durch Auftraggeber (ABN). 
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Allgemeine Bedingungen für die Bauleistungsversicherung von 

Gebäudeneubauten durch Au-raggeber (ABN Protect 2008) 
 
– sofern im Versicherungsvertrag vereinbart – 
 

 
Abschnitt „A“ 
§ 1 Versicherte und nicht versicherte Sachen  
§ 2 Versicherte und nicht versicherte Gefahren und Schä-

den 
§ 3 Versicherte Interessen 
§ 4 Versicherungsort 
§ 5 Versicherungswert, Versicherungssumme, Unterver-

sicherung 
§ 6 Versicherte und nicht versicherte Kosten 
§ 7 Umfang der Entschädigung 
§ 8 Zahlung und Verzinsung der Entschädigung 
§ 9 Sachverständigenverfahren 
 
Abschnitt „B“ 
§ 1 Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers oder sei-

nes Vertreters bis zum Vertragsschluss 
§ 2 Beginn des Versicherungsschutzes, Fälligkeit, Folgen 

verspäteter Zahlung oder Nichtzahlung der Einmal- 
oder Erstprämie, Prämienberechnung 

§ 3 Ende des Vertrages, Ende des Versicherungsschutzes 
§ 4 Folgeprämie 
§ 5 Lastschri?verfahren 
§ 6 Ratenzahlung 
§ 7 Prämie bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 
§ 8 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 
§ 9 Gefahrerhöhung 
§ 10 Überversicherung 
§ 11 Mehrere Versicherer 
§ 12 Versicherung für fremde Rechnung 
§ 13 Übergang von Ersatzansprüchen 
§ 14 Kündigung nach dem Versicherungsfall 
§ 15 Keine Leistungspflicht aus besonderen Gründen 
§ 16 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderungen 
§ 17 Maklervollmacht 
§ 18 Verjährung 
§ 19 Zuständiges Gericht 
§ 20 Anzuwendendes Recht 
§ 21 Embargobestimmungen 

 

 

Abschnitt A 
 
 

§ 1 Versicherte und nicht versicherte Sachen 

1. Versicherte Sachen 

Versichert sind alle Lieferungen und Leistungen für das 
im Versicherungsvertrag bezeichnete Bauvorhaben 
(Neubau oder Umbau eines Gebäudes, einschließlich 
dazugehöriger Außenanlagen). 

 
2. Zusätzlich versicherbare Gefahren und Schäden 

Der Versicherer leistet Entschädigung für  

a) Verluste durch Diebstahl mit dem Gebäude fest 
verbundener versicherter Bestandteile; 

b) Glasbruchschäden bis zur Fertigstellung des Ge-
bäudes 

Nur wenn dies besonders vereinbart ist, leistet der Ver-
sicherer Entschädigung für  

a) Schäden durch Brand, Blitzschlag oder Explosion, 
Anprall oder Absturz eines Luftfahrzeuges, seiner 
Teile oder seiner Ladung;  

b) Schäden durch Gewässer und/oder durch Grund-
wasser, das durch Gewässer beeinflusst wird, in-
folge von  

aa) ungewöhnlichem Hochwasser; 

bb) außergewöhnlichem Hochwasser. 

 
3. Nicht versicherte Sachen 

Nicht versichert sind 

a) Wechseldatenträger, 

b) bewegliche und sonstige nicht als wesentliche Be-
standteile einzubauende Einrichtungsgegenstände, 

c) maschinelle Einrichtungen für Produktionszwecke, 

d) Baugeräte, einschließlich Zusatzeinrichtungen wie 
Ausrüstungen, Zubehör und Ersatzteile, 

e) Kleingeräte und Handwerkzeuge, 

f) Vermessungs-, Werkstatt-, Prüf-, Labor- und Funk-
geräte sowie Signal- und Sicherungsanlagen, 

g) Stahlrohr- und Spezialgerüste, Stahlschalungen, 
Schalwagen und Vorbaugeräte, ferner Baubüros, 
Baubuden, Baucontainer, Baubaracken, Werkstät-
ten, Magazine, Labors und Gerätewagen, 

h) Fahrzeuge aller Art, 

i) Akten, Zeichnungen und Pläne, 

j) Gartenanlagen und Pflanzen. 

 
 

§ 2 Versicherte und nicht versicherte Gefahren 
und Schäden 

1. Versicherte Gefahren und Schäden 

Der Versicherer leistet Entschädigung für unvorherge-
sehen eintretende Beschädigungen oder Zerstörungen 
an versicherten Sachen (Sachschaden). 

Unvorhergesehen sind Schäden, die der Auftraggeber 
oder die beauftragten Unternehmen oder deren Reprä-
sentanten weder rechtzeitig vorhergesehen haben noch 
mit dem jeweils erforderlichen Fachwissen hätten vor-
hersehen müssen, wobei nur grobe Fahrlässigkeit scha-
det.  

 
2. Zusätzlich versicherbare Gefahren und Schäden 

Der Versicherer leistet Entschädigung für  

a) Verluste durch Diebstahl mit dem Gebäude fest 
verbundener versicherter Bestandteile; 

b) Glasbruchschäden bis zur Fertigstellung des Ge-
bäudes 

Nur wenn dies besonders vereinbart ist, leistet der Ver-
sicherer Entschädigung für  

a) Schäden durch Brand, Blitzschlag oder Explosion, 
Anprall oder Absturz eines Luftfahrzeuges, seiner 
Teile oder seiner Ladung;  

b) Schäden durch Gewässer und/oder durch Grund-
wasser, das durch Gewässer beeinflusst wird, in-
folge von  
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aa) ungewöhnlichem Hochwasser; 

bb) außergewöhnlichem Hochwasser. 

 
3. Nicht versicherte Schäden 

Der Versicherer leistet keine Entschädigung für 

a) Mängel der versicherten Lieferungen und Leistun-
gen sowie sonstiger versicherter Sachen, 

b) Verluste von versicherten Sachen, die nicht mit 
dem Gebäude fest verbunden sind, 

c) Schäden an Glas-, Metall- oder Kunststoffoberflä-
chen sowie an Oberflächen vorgehängter Fassaden 
durch eine Tätigkeit an diesen Sachen. 

 
4. Nicht versicherte Gefahren und Schäden  

Der Versicherer leistet ohne Rücksicht auf mitwirkende 
Ursachen keine Entschädigung für Schäden 

a) durch Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit des Versi-
cherungsnehmers oder dessen Repräsentanten;  

b) durch normale Witterungseinflüsse, mit denen we-
gen der Jahreszeit und der örtlichen Verhältnisse 
gerechnet werden muss.  

Entschädigung wird jedoch geleistet, wenn der Wit-
terungsschaden infolge eines anderen entschädi-
gungspflichtigen Schadens entstanden ist. 

Der Ausschluss nach Nr. 4 b) Satz 1 gilt nicht für 
Schäden durch Frost. 

c) durch normale Wasserführung oder normale Was-
serstände von Gewässern; 

d) durch nicht einsatzbereite oder ausreichend re-
dundante Anlagen zur Wasserhaltung. Redundant 
sind die Anlagen, wenn sie die Funktion einer aus-
gefallenen Anlage ohne zeitliche Verzögerung 
übernehmen kann und über eine unabhängige 
Energieversorgung verfügt. 

e) während und infolge einer Unterbrechung der Ar-
beiten auf dem Baugrundstück oder einem Teil da-
von von mehr als drei Monaten; 

f) durch Baustoffe, die durch eine zuständige Prüf-
stelle beanstandet oder vorschriftswidrig noch 
nicht geprüft wurden; 

g) durch Krieg, kriegsähnliche Ereignisse, Bürgerkrieg, 
Revolution, Rebellion, Aufstand oder innere Unru-
hen; 

h) durch Kernenergie, nukleare Strahlung oder radio-
aktive Substanzen. 

 
 

§ 3 Versicherte Interessen 

1. Versichert ist das Interesse des Versicherungsnehmers 
(Bauherr oder sonstiger Auftraggeber). 

 
2. Versichert ist das Interesse aller Unternehmer, die an 

dem Vertrag mit dem Auftraggeber beteiligt sind, ein-
schließlich der Subunternehmer, jeweils mit ihren Lie-
ferungen und Leistungen. 

 
3. Ansprüche, die dem Versicherungsnehmer oder einem 

versicherten Unternehmer in Zusammenhang mit ei-
nem entschädigungspflichtigen Schaden zustehen, ge-
hen auf den Versicherer, wenn nicht etwas anderes ver-
einbart ist, auch dann über, wenn sie sich gegen einen 
anderen Versicherten richten. Im Übrigen gelten die Re-
gelungen zum Übergang von Ersatzansprüchen 

 
 

§ 4 Versicherungsort 

Versicherungsschutz besteht nur innerhalb des Versi-
cherungsortes. Versicherungsort sind die im Versiche-
rungsvertrag bezeichneten räumlichen Bereiche. 

Soweit vereinbart besteht Versicherungsschutz auch auf 
den Transportwegen zwischen den im Versicherungsver-
trag bezeichneten räumlich getrennten Bereichen. 

 
 

§ 5 Versicherungswert, Versicherungssumme, 
Unterversicherung 

1. Versicherungswert 

a) Der Versicherungswert sind die endgültigen Her-
stellungskosten für das gesamte versicherte Bau-
vorhaben, einschließlich der Stundenlohnarbeiten, 
der Eigenleistungen des Bauherrn und des Neuwer-
tes der Baustoffe und Bauteile sowie hierfür anfal-
lende Kosten für Anlieferung und Abladen. 

Ist die Versicherung von weiteren Sachen verein-
bart, so ist deren Versicherungswert der Neuwert. 

b) Ist der Versicherungsnehmer zum Vorsteuerabzug 
nicht berechtigt, so ist die Umsatzsteuer einzube-
ziehen. 

c) Nicht berücksichtigt werden  

aa) Grundstücks- und Erschließungskosten, 

bb) Baunebenkosten, wie Makler-, Architekten- 
und Ingenieurgebühren, Finanzierungskosten 
und behördliche Gebühren. 

 
2. Versicherungssumme  

Die Versicherungssumme ist der zwischen Versicherer 
und Versicherungsnehmer im Einzelnen vereinbarte 
Betrag, der dem Versicherungswert entsprechen soll.  

Zu Beginn des Versicherungsschutzes wird für die versi-
cherten Lieferungen und Leistungen eine vorläufige 
Versicherungssumme in Höhe des zu erwartenden Ver-
sicherungswertes vereinbart. 

Nach Ende des Versicherungsschutzes ist die Versiche-
rungssumme auf Grund eingetretener Veränderungen 
endgültig festzusetzen. Hierzu sind dem Versicherer 
Originalbelege vorzulegen, z.B. die Schlussrechnung.  

Die endgültige Versicherungssumme hat dem Versiche-
rungswert zu entsprechen. 

 
3. Unterversicherung 

Unterversicherung besteht, wenn 

a) die Versicherungssumme für Lieferungen und Leis-
tungen ohne Einverständnis des Versicherers nicht 
im vollen Umfang gebildet worden ist, 

b) für weitere versicherte Sachen der Versicherungs-
wert zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles 
höher als die Versicherungssumme ist. 

 
 

§ 6 Versicherte und nicht versicherte Kosten 

1. Aufwendungen zur Abwendung und Minderung des 
Schadens  

a) Versichert sind Aufwendungen, auch erfolglose, die 
der Versicherungsnehmer bei Eintritt des Versiche-
rungsfalles den Umständen nach zur Abwendung 
und Minderung des Schadens für geboten halten 
durfte.  

b) Der Ersatz dieser Aufwendungen und die Entschä-
digung für versicherte Sachen betragen zusammen 
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höchstens die Versicherungssumme je vereinbar-
ter Position; dies gilt jedoch nicht, soweit Aufwen-
dungen auf Weisung des Versicherers entstanden 
sind.  

c) Nicht versichert sind Aufwendungen für Leistun-
gen der Feuerwehr oder anderer Institutionen, die 
im öffentlichen Interesse zur Hilfeleistung ver-
pflichtet sind, wenn diese Leistungen im öffentli-
chen Interesse erbracht werden. 

d)  Der Versicherer hat den für die Aufwendungen er-
forderlichen Betrag auf Verlangen des Versiche-
rungsnehmers vorzuschießen. 

 
2. Kosten für die Wiederherstellung von Daten  

a) Versichert sind Kosten für die Wiederherstellung 
von Daten des Betriebssystems, welche für die 
Grundfunktion der versicherten Sache notwendig 
sind, sofern der Verlust, die Veränderung oder die 
Nichtverfügbarkeit der Daten infolge eines dem 
Grunde nach versicherten Schadens an dem Da-
tenträger eingetreten ist, auf dem diese Daten ge-
speichert waren. 

b) Andere Daten sind nur nach besonderer Vereinba-
rung versichert. 

c) Der Ersatz dieser Aufwendungen und die Entschä-
digung für versicherte Sachen betragen zusammen 
höchstens die Versicherungssumme je vereinbar-
ter Position. 

 
3. Zusätzliche Kosten 

Soweit vereinbart sind über die Wiederherstellungskos-
ten hinaus die nachfolgend genannten Kosten bis zur 
Höhe der jeweils hierfür vereinbarten Versicherungs-
summe auf erstes Risiko versichert. Die jeweils verein-
barte Versicherungssumme vermindert sich nicht 
dadurch, dass eine Entschädigung geleistet wird. 

a) Schadensuchkosten bis 2.500 Euro, 

b) Baugrund und Bodenmassen bis 2.500 Euro, so-
weit sie nicht Bestandteil der Bauleistung sind. 

 
 

§ 7 Umfang der Entschädigung 

1. Wiederherstellungskosten 

a) Der Versicherer leistet Entschädigung in Höhe der 
Kosten, die aufgewendet werden müssen, um ei-
nen Zustand wiederherzustellen, der dem Zustand 
unmittelbar vor Eintritt des Schadens technisch 
gleichwertig ist. 

Der Zeitwert von Resten und Altteilen wird ange-
rechnet. 

Bei Totalschäden an versicherten Hilfsbauten und 
Bauhilfsstoffen leistet der Versicherer Entschädi-
gung für das Material nur in Höhe des Zeitwertes. 

b) Führt ein Mangel zu einem entschädigungspflichti-
gen Schaden, so leistet der Versicherer Entschädi-
gung unter Abzug der Kosten, die zusätzlich aufge-
wendet werden müssen, damit der Mangel nicht 
erneut entsteht. 

c) Der Versicherer leistet keine Entschädigung für 

aa) Vermögensschäden,  

bb) Schadensuchkosten und zusätzliche Aufräu-
mungskosten, soweit nicht besondere Versi-
cherungssummen vereinbart sind, 

cc) Mehrkosten durch Änderung der Bauweise, 
durch Verbesserungen gegenüber dem Zu-
stand unmittelbar vor Eintritt des Schadens, 

durch behelfsmäßige Maßnahmen oder durch 
Luftfracht. 

 
2. Kosten der Wiederherstellung, die zulasten eines 

versicherten Unternehmers gehen  

a) Bei Schäden, die zulasten eines versicherten Unter-
nehmers gehen, der die Bauleistung ausgeführt 
hat, leistet der Versicherer für die Kosten der Wie-
derherstellung in eigener Regie des Unternehmers 
Entschädigung ohne Zuschläge für 

aa) Wagnis und Gewinn, 

bb) nicht schadenbedingte Baustellengemein-
kosten, 

cc) allgemeine Geschäftskosten.  

Dies gilt auch für Eigenleistungen des Bauherrn. 

b) Wird nach dem Leistungsverzeichnis abgerechnet, 
so werden 90 Prozent der Preise ersetzt, die in dem 
Bauvertrag vereinbart oder auf gleicher Grundlage 
ermittelt worden sind. 

Durch diesen vom Hundertsatz ist der Ausschluss 
von Zuschlägen gemäß Nr. 2 a) aa) bis 2a) bb be-
rücksichtigt. 

c) Unabhängig von den Preisen des Bauvertrages 
kann über die Wiederherstellungskosten nur mit 
Zustimmung des Versicherers abgerechnet wer-
den, die jedoch erteilt werden muss, wenn der ver-
sicherte Unternehmer sie aus wichtigem Grund 
verlangt. 

d) Soweit über Stundenlohnarbeiten, unabhängig von 
den Preisen des Bauvertrages, abgerechnet werden 
kann, sind zu ersetzen 

aa) die für die Baustelle geltenden tariflichen 
Stundenlöhne für Bau-, Montage- und Werk-
stattarbeiten, zuzüglich tariflicher Zulagen für 
Erschwernis, Schmutzarbeit usw., 

bb) tarifliche Zuschläge für Überstunden, Sonn-
tags-, Feiertags- und Nachtarbeiten, soweit 
solche Zuschläge in den Herstellungskosten 
enthalten sind und soweit der Ersatz dieser 
Kosten außerdem besonders vereinbart ist, 

cc) Zuschläge auf die Beträge gemäß Nr. 2 d) aa) 
und bb), und zwar in Höhe von 100 Prozent, 
wenn nicht ein anderer Satz vereinbart ist, 

dd) notwendige und schadenbedingte Lohnne-
benkosten, soweit sie in der Versicherungs-
summe enthalten sind, 

ee) übertarifliche Lohnanteile und Zulagen, so-
weit solche Kosten als Teil der Herstellungs-
kosten in der Versicherungssumme enthalten 
sind, 

ff) Zuschläge auf die Beträge gemäß Nr. 2 d) dd) 
und ee), auf Beträge gemäß Nr. 2 d) dd) jedoch 
nur, soweit sie lohnsteuerpflichtig sind; der Zu-
schlag beträgt 65 Prozent, wenn nicht ein an-
derer Satz vereinbart ist. 

e) Soweit ein versicherter Unternehmer über das Vor-
halten eigener Baugeräte für die Zeit ihres Einsat-
zes zwecks Beseitigung des Schadens unabhängig 
von den Preisen des Bauvertrages abrechnen kann, 
sind zu ersetzen: 

aa) 150 Prozent der mittleren Abschreibungs- und 
Verzinsungssätze gemäß der durch den 
Hauptverband der Deutschen Bauindustrie 
herausgegebenen „Baugeräteliste” in ihrer je-
weils neuesten Fassung, 

bb) entstandene Kosten für Betriebs- und Schmier-
stoffe. 
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Damit sind die Kosten für Abschreibung und 
Verzinsung sowie für Reparaturen der Bauge-
räte abgegolten. 

f) Soweit über Transporte unabhängig von den Prei-
sen des Bauvertrages abgerechnet werden kann, 
sind die angemessenen ortsüblichen Kosten zu er-
setzen.  

Mehrkosten für Eil- und Expressfrachten werden 
nur ersetzt, soweit dies besonders vereinbart ist. 

g) Für Stundenlohnarbeiten sind prüfungsfähige Un-
terlagen vorzulegen. Aus diesen Unterlagen müs-
sen sich ergeben: 

aa) Art, Zweck und Dauer jeder Arbeitsleistung, 

bb) die Höhe der tariflichen Stundenlohnsätze, 

cc) Art und Höhe etwaiger Lohnzulagen nach 
Nr. 2 d) aa) und Lohnnebenkosten nach Nr. 2 
d) dd), 

dd) die Höhe der übertariflichen Löhne und Zula-
gen sowie der Zuschläge für Überstunden, 
Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit, soweit 
sie nach Nr. 2 d) bb) und ee) entschädigungs-
pflichtig sind. 

h) Durch die Zuschläge nach Nr. 2 d) cc) sind abge-
golten: 

aa) lohnabhängige Kosten, insbesondere für ta-
rifliche und gesetzliche soziale Aufwendun-
gen, sowie vermögenswirksame Arbeitgeber-
zulagen, 

bb) Kosten für Löhne und Gehälter aller Personen, 
die an der Wiederherstellung und Aufräu-
mung nur mittelbar beteiligt sind; die Arbeiten 
von Meistern und Polieren werden wie Stun-
denlohnarbeiten gemäß Nr. 2 d) aa) berück-
sichtigt, 

cc) Kosten für die Beförderung von Personen zur 
Baustelle und zurück, soweit sie nicht Lohnne-
benkosten gemäß Nr. 2 d) dd) sind, 

dd) alle sonstigen schadenbedingten Gemeinkos-
ten, z. B. Bürokosten, 

ee) Kosten infolge betrieblicher Störungen und 
dergleichen, 

ff) Kosten für Bauplatzanlagen, ferner für Neben-
frachten und für Nebenstoffe in geringen Men-
gen; 

gg) Kosten für das Vorhalten von Handwerkzeu-
gen, Kleingeräten und Gerüsten mit einer Ar-
beitsbühne bis zu zwei Meter Höhe; 

hh) Kosten für Einrichtung und Betrieb der Werk-
statt (einschließlich Gehaltskosten) sowie für 
das Vorhalten der Werkstatteinrichtung, 

ii) Aufwendungen für Verbrauchsstoffe in der 
Werkstatt. 

 
3. Wiederherstellungskosten durch Lieferungen und 

Leistungen Dritter 

a) Lieferungen und Leistungen Dritter kann der versi-
cherte Unternehmer für Material und in Ausnah-
mefällen mit Zustimmung des Versicherers auch 
sonst in Anspruch nehmen. 

b) Unter dieser Voraussetzung leistet der Versicherer 
Entschädigung für den Rechnungsbetrag in den 
vereinbarten Grenzen sowie außerdem pauschal 
für schadenbedingte Geschäftskosten des versi-
cherten Unternehmers, und zwar bei einem Rech-
nungsbetrag 

aa) bis zu 2.500 Euro in Höhe von 5 Prozent dieses 
Betrages, 

bb) von mehr als 2.500 Euro in Höhe von 5 Prozent 
aus 2.500 Euro, zuzüglich 3 Prozent des Mehr-
betrages. 

 
4. Kosten der Wiederherstellung, die nicht zulasten ei-

nes versicherten Unternehmers gehen 

Bei Schäden, die nicht zulasten eines versicherten Un-
ternehmers gehen, der die Bauleistung ausgeführt hat, 
gelten als entschädigungspflichtige Wiederherstel-
lungskosten nur Aufwendungen für Lieferungen und 
Leistungen Dritter, und zwar in dem Umfang, in dem die 
Rechnungsbeträge schadenbedingt und der Höhe nach 
angemessen sind. Angemessen sind in der Regel die 
Sätze des Leistungsverzeichnisses. Ist der Auftraggeber 
zum Vorsteuerabzug nicht berechtigt, so ist die Mehr-
wertsteuer in die Entschädigung einzubeziehen. 

 
5. Weitere Kosten 

Weitere Kosten, die infolge eines ersatzpflichtigen Scha-
dens über die Wiederherstellungskosten hinaus aufge-
wendet werden müssen, ersetzt der Versicherer im Rah-
men der hierfür vereinbarten Versicherungssummen. 

 
6. Grenze der Entschädigung 

Grenze der Entschädigung ist jede der vereinbarten Ver-
sicherungssummen. 

 
7. Entschädigungsberechnung bei Unterversicherung 

Wenn Unterversicherung vorliegt, wird nur der Teil des 
nach Nr. 1 bis 5 ermittelten Betrages ersetzt, der sich zu 
dem ganzen Betrag verhält wie die Versicherungs-
summe zu dem Versicherungswert. 

 
8. Selbstbehalt 

Der nach Nr. 1 bis 7 ermittelte Betrag wird je Versiche-
rungsfall um einen Mindestselbstbehalt von 250 Euro 
gekürzt. 

Entstehen mehrere Schäden, so wird der Selbstbehalt 
jeweils einzeln abgezogen. 

 
 

§ 8 Zahlung und Verzinsung der Entschädigung 

1. Fälligkeit der Entschädigung  

Die Entschädigung wird fällig, wenn die Feststellungen 
des Versicherers zum Grunde und zur Höhe des An-
spruchs abgeschlossen sind. 

Der Versicherungsnehmer kann einen Monat nach Mel-
dung des Schadens den Betrag als Abschlagszahlung be-
anspruchen, der nach Lage der Sache mindestens zu 
zahlen ist. 

 
2. Verzinsung 

Für die Verzinsung gilt, soweit nicht aus einem anderen 
Rechtsgrund eine weitergehende Zinspflicht besteht: 

a) Die Entschädigung ist – soweit sie nicht innerhalb 
eines Monats nach Meldung des Schadens geleistet 
wird – ab Fälligkeit zu verzinsen. 

b) Der Zinssatz beträgt 4 Prozent, soweit nicht aus ei-
nem anderen Rechtsgrund ein höherer Zins zu zah-
len ist. 

c) Die Zinsen werden zusammen mit der Entschädi-
gung fällig. 

 
3. Hemmung 

Bei der Berechnung der Fristen gemäß Nr. 1 und 2 a) ist 
der Zeitraum nicht zu berücksichtigen, in dem infolge 
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Verschuldens des Versicherungsnehmers die Entschä-
digung nicht ermittelt oder nicht gezahlt werden kann. 

 
4. Aufschiebung der Zahlung 

Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben, solange 

a) Zweifel an der Empfangsberechtigung des Versi-
cherungsnehmers bestehen, 

b) ein behördliches oder strafgerichtliches Verfahren 
gegen den Versicherungsnehmer oder seinen Re-
präsentanten aus Anlass dieses Versicherungsfal-
les noch läuft. 

5. Abtretung des Entschädigungsanspruches 

Der Entschädigungsanspruch kann vor Fälligkeit nur 
mit Zustimmung des Versicherers abgetreten werden. 
Die Zustimmung muss erteilt werden, wenn der Versi-
cherungsnehmer sie aus wichtigem Grund verlangt. 

 
 

§ 9 Sachverständigenverfahren 

1. Feststellung der Schadenhöhe 

Der Versicherungsnehmer kann nach Eintritt des Versi-
cherungsfalles verlangen, dass der Schaden in einem 
Sachverständigenverfahren festgestellt wird. 

Ein solches Sachverständigenverfahren können Versi-
cherer und Versicherungsnehmer auch gemeinsam ver-
einbaren. 

 
2. Weitere Feststellungen 

Das Sachverständigenverfahren kann durch Vereinba-
rung auf weitere Feststellungen zum Versicherungsfall 
ausgedehnt werden. 

 
3. Verfahren vor Feststellung 

Für das Sachverständigenverfahren gilt: 

a) Jede Partei hat in Textform einen Sachverständigen 
zu benennen. Eine Partei, die ihren Sachverständi-
gen benannt hat, kann die andere unter Angabe des 
von ihr genannten Sachverständigen in Textform 
auffordern, den zweiten Sachverständigen zu be-
nennen. Wird der zweite Sachverständige nicht in-
nerhalb von zwei Wochen nach Zugang der Auffor-
derung benannt, so kann ihn die auffordernde Partei 
durch das für den Schadenort zuständige Amtsge-
richt ernennen lassen. In der Aufforderung durch 
den Versicherer ist der Versicherungsnehmer auf 
diese Folge hinzuweisen. 

b) Der Versicherer darf als Sachverständigen keine 
Person benennen, die Mitbewerber des Versiche-
rungsnehmers ist oder mit ihm in dauernder Ge-
schäftsverbindung steht, ferner keine Person, die 
bei Mitbewerbern oder Geschäftspartnern ange-
stellt ist oder mit ihnen in einem ähnlichen Verhält-
nis steht. 

c) Beide Sachverständige benennen in Textform vor 
Beginn ihrer Feststellungen einen dritten Sachver-
ständigen als Obmann. Die Regelung unter b) gilt 
entsprechend für die Benennung eines Obmannes 
durch die Sachverständigen. Einigen sich die Sach-
verständigen nicht, so wird der Obmann auf Antrag 
einer Partei durch das für den Schadenort zustän-
dige Amtsgericht ernannt. 

 
4. Feststellung 

Die Feststellungen der Sachverständigen müssen ent-
halten: 

a) die ermittelten oder vermuteten Ursachen und den 
Zeitpunkt, von dem an der Sachschaden für den 

Versicherungsnehmer nach den anerkannten Re-
geln der Technik frühestens erkennbar war, 

b) den Umfang der Beschädigung und der Zerstörung, 
insbesondere 

aa) ein Verzeichnis der abhandengekommenen, 
zerstörten und beschädigten versicherten Sa-
chen mit deren Werten unmittelbar vor dem 
Schaden sowie deren Neuwerten zur Zeit des 
Schadens,  

bb) die für die Wiederbeschaffung oder Wieder-
herstellung in den Zustand vor Schadenein-
tritt erforderlichen Kosten,  

cc) die Restwerte der vom Schaden betroffenen 
Sachen. 

c) die nach dem Versicherungsvertrag versicherten 
Kosten. 

 
5. Verfahren nach Feststellung 

Der Sachverständige übermittelt seine Feststellungen 
beiden Parteien gleichzeitig. Weichen die Feststellun-
gen der Sachverständigen voneinander ab, so übergibt 
der Versicherer sie unverzüglich dem Obmann. Dieser 
entscheidet über die streitig gebliebenen Punkte inner-
halb der durch die Feststellungen der Sachverständigen 
gezogenen Grenzen und übermittelt seine Entschei-
dung beiden Parteien gleichzeitig. 

Die Feststellungen der Sachverständigen oder des Ob-
mannes sind für die Vertragsparteien verbindlich, wenn 
nicht nachgewiesen wird, dass sie offenbar von der wirk-
lichen Sachlage erheblich abweichen. Aufgrund dieser 
verbindlichen Feststellungen berechnet der Versicherer 
die Entschädigung. 

Im Falle unverbindlicher Feststellungen erfolgen diese 
durch gerichtliche Entscheidung. Dies gilt auch, wenn 
die Sachverständigen die Feststellung nicht treffen kön-
nen oder wollen oder sie verzögern. 

 
6. Kosten 

Sofern nicht etwas anderes vereinbart ist, trägt jede Par-
tei die Kosten ihres Sachverständigen. Die Kosten des 
Obmannes tragen beide Parteien je zur Hälfte. 

 
7. Obliegenheiten 

Durch das Sachverständigenverfahren werden die Ob-
liegenheiten des Versicherungsnehmers nicht berührt. 

 
 
 

Abschnitt B 
 
 

§ 1 Anzeigepflicht des Versicherungsnehmers 
oder seines Vertreters bis zum Vertrags-
schluss 

Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner 
Vertragserklärung dem Versicherer alle ihm bekannten 
Gefahrumstände anzuzeigen, nach denen der Versiche-
rer in Textform gefragt hat und die für dessen Ent-
schluss erheblich sind, den Vertrag mit dem vereinbar-
ten Inhalt zu schließen. Der Versicherungsnehmer ist 
auch insoweit zur Anzeige verpflichtet, als nach seiner 
Vertragserklärung, aber vor Vertragsannahme der Ver-
sicherer Fragen in Textform im Sinne des Satzes 1 stellt. 

Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht 
nach Abs. 1, so kann der Versicherer nach Maßgabe der 
§§ 19 bis 21 VVG-E vom Vertrag zurücktreten, kündigen 
oder eine Vertragsänderung vornehmen. Der Versiche-
rer kann nach § 21 Abs. 2 VVG-E auch leistungsfrei sein. 
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Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versiche-
rungsnehmers geschlossen, so sind gemäß § 20 VVG-E 
sowohl die Kenntnis und Arglist des Vertreters als auch 
die Kenntnis und Arglist des Versicherungsnehmers zu 
berücksichtigen. 

Das Recht des Versicherers, den Vertrag nach § 22 VVG-
E wegen arglistiger Täuschung anzufechten, bleibt un-
berührt. 

 

§ 2 Beginn des Versicherungsschutzes,  
Fälligkeit, Folgen verspäteter Zahlung oder 
Nichtzahlung der Einmal- oder Erstprämie,  
Prämienberechnung 

1. Beginn des Versicherungsschutzes 

Der Versicherungsschutz beginnt vorbehaltlich der Re-
gelung in Nr. 3 zu dem im Versicherungsschein angege-
benen Zeitpunkt. 

 
2. Fälligkeit der ersten oder einmaligen Prämie 

Die Erst oder Einmalprämie ist – unabhängig von dem 
Bestehen eines Widerrufsrechts – unverzüglich nach 
dem Zeitpunkt des vereinbarten und im Versicherungs-
schein angegebenen Versicherungsbeginns zu zahlen. 

Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungsbe-
ginns vor Vertragsschluss, ist die erste oder einmalige 
Prämie unverzüglich nach Vertragsschluss zu zahlen. 

Zahlt der Versicherungsnehmer nicht unverzüglich 
nach dem in Satz 1 oder 2 bestimmten Zeitpunkt, be-
ginnt der Versicherungsschutz erst, nachdem die Zah-
lung bewirkt ist. 

Weicht der Versicherungsschein vom Antrag des Ver-
sicherungsnehmers oder getroffenen Vereinbarungen 
ab, ist die erste oder einmalige Prämie frühestens ei-
nen Monat nach Zugang des Versicherungsscheins zu 
zahlen. 

Bei Vereinbarung der Prämienzahlung in Raten gilt die 
erste Rate als erste Prämie. 

 
3. Folgen verspäteter Zahlung oder Nichtzahlung der 

Erst- oder Einmalprämie 

Wird die erste oder einmalige Prämie nicht zu dem nach 
Nr. 2 maßgebenden Fälligkeitszeitpunkt gezahlt, ist der 
Versicherer nach Maßgabe des § 37 VVG berechtigt, 
vom Vertrag zurückzutreten, oder auch leistungsfrei. 

 
4. Prämienberechnung 

Die Prämie wird zunächst aus den vorläufigen und nach 
Ende des Versicherungsschutzes aus den endgültigen 
Versicherungssummen berechnet. Ein Differenzbetrag 
ist nach zu entrichten oder zurück zu gewähren. 

 
 

§ 3 Ende des Vertrages, Ende des Versicherungs-
schutzes 

1. Ende des Vertrages 

Der Vertrag endet mit dem Ende des Versicherungs-
schutzes. 

 
2. Ende des Versicherungsschutzes  

Der Versicherungsschutz endet  

a) mit der Bezugsfertigkeit oder 

b) nach Ablauf von sechs Werktagen seit Beginn der 
Benutzung oder 

c) mit dem Tage der behördlichen Gebrauchsab-
nahme. 

Maßgebend ist der früheste dieser Zeitpunkte. Für Rest-
arbeiten besteht weiterhin Versicherungsschutz.  

Liegen vorstehende Voraussetzungen nur für eines von 
mehreren Bauwerken oder für einen Teil eines Bauwer-
kes vor, so endet der Versicherungsschutz für dieses von 
mehreren Bauwerken oder für diesen Teil eines Bauwer-
kes. 

Der Versicherungsschutz endet spätestens zu dem im 
Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt. Vor Ende 
des Versicherungsschutzes kann der Versicherungsneh-
mer die Verlängerung des Versicherungsschutzes bean-
tragen. 

 
3. Ende des Versicherungsschutzes für versicherte Un-

ternehmer 

Der Versicherungsschutz eines versicherten Unterneh-
mers endet mit dem Zeitpunkt, in dem die Bauleistung 
oder Teile davon abgenommen werden oder nach dem 
Bauvertrag als abgenommen gelten oder in dem der 
Auftraggeber in Abnahmeverzug gerät.  

Für Baustoffe und Bauteile endet der Versicherungs-
schutz abweichend von Satz 1 einen Monat nach dem 
Ende des Versicherungsschutzes für die zugehörige 
Bauleistung; das Gleiche gilt für versicherte Hilfsbauten 
und Bauhilfsstoffe.  

Der Versicherungsschutz endet jedoch spätestens mit 
dem in Nr. 2 genannten Zeitpunkt. 

 
 

§ 4 Folgeprämie 

Eine Folgeprämie wird zu dem vereinbarten Zeitpunkt 
der jeweiligen Versicherungsperiode fällig. Die Zahlung 
gilt als rechtzeitig, wenn sie innerhalb des im Versiche-
rungsschein oder in der Prämienrechnung angegebe-
nen Zeitraums bewirkt ist. Die Folgen nicht rechtzeitiger 
Zahlung ergeben sich aus § 38 VVG-E. 

Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung einer Fol-
geprämie in Verzug, ist der Versicherer berechtigt, Er-
satz des ihm durch den Verzug entstandenen Schadens 
zu verlangen. 

 
 

§ 5 Lastschriftverfahren 

1. Pflichten des Versicherungsnehmers 

Ist zur Einziehung der Prämie das Lastschriftverfahren 
vereinbart worden, hat der Versicherungsnehmer zum 
Zeitpunkt der Fälligkeit der Prämie für eine ausrei-
chende Deckung des Kontos zu sorgen. 

 
2. Änderung des Zahlungsweges 

Hat es der Versicherungsnehmer zu vertreten, dass eine 
oder mehrere Prämien, trotz wiederholtem Einzie-
hungsversuch, nicht eingezogen werden können, ist der 
Versicherer berechtigt, die Lastschriftvereinbarung in 
Textform zu kündigen. 

Der Versicherer hat in der Kündigung darauf hinzuwei-
sen, dass der Versicherungsnehmer verpflichtet ist, die 
ausstehende Prämie und zukünftige Prämien selbst zu 
übermitteln. 

Durch die Banken erhobene Bearbeitungsgebühren für 
fehlgeschlagenen Lastschrifteinzug können dem Versi-
cherungsnehmer in Rechnung gestellt werden. 
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§ 6 Ratenzahlung 

Ist Ratenzahlung vereinbart, so gelten die ausstehenden 
Raten bis zu den vereinbarten Zahlungsterminen als ge-
stundet. 

Die gestundeten Raten der laufenden Versicherungspe-
riode werden sofort fällig, wenn der Versicherungsneh-
mer mit einer Rate ganz oder teilweise in Verzug gerät 
oder wenn eine Entschädigung fällig wird. 

 
 

§ 7 Prämie bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 

Endet das Versicherungsverhältnis vor Ablauf der Versi-
cherungsperiode oder wird es nach Beginn rückwirkend 
aufgehoben oder von Anfang an wegen arglistiger Täu-
schung nichtig, so gebührt dem Versicherer die Prämie 
oder die Geschäftsgebühr nach Maßgabe der §§ 39 und 
80 VVG-E. 

 
 

§ 8 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 

1. Obliegenheiten vor dem Versicherungsfall 

a) Der Versicherungsnehmer hat vor Eintritt des Ver-
sicherungsfalles 

aa) die Broschüre der „Winterbau-Technologie“ 
der Rationalisierungsgemeinschaft Bauwesen 
im Rationalisierungskuratorium der Deut-
schen Wirtschaft – RKW – in ihrer jeweiligen 
Fassung zu beachten; 

bb) die notwendigen Informationen über die Ei-
genschaften oder Veränderungen des Bau-
grundes und die Grundwasserverhältnisse ein-
zuholen und zu beachten; 

cc) während einer gänzlichen Unterbrechung der 
Arbeiten auf dem Baugrundstück oder eines 
Teils davon notwendige und zumutbare Maß-
nahmen zum Schutz der versicherten Sachen 
zu ergreifen; 

dd) alle sonstigen vertraglich vereinbarten Oblie-
genheiten einzuhalten. 

b) Verletzt der Versicherungsnehmer eine der ge-
nannten Obliegenheiten, so ist der Versicherer 
nach Maßgabe des § 28 VVG zur Kündigung berech-
tigt. Eine Kündigung des Versicherers wird mit Zu-
gang wirksam. 

 
2. Obliegenheiten bei Eintritt des Versicherungsfalles 

a) Der Versicherungsnehmer hat bei Eintritt des Ver-
sicherungsfalles 

aa) nach Möglichkeit für die Abwendung und Min-
derung des Schadens zu sorgen; 

bb) dem Versicherer den Schadeneintritt, nach-
dem er von ihm Kenntnis erlangt hat, unver-
züglich – ggf. auch mündlich oder telefonisch – 
anzuzeigen; 

cc) Weisungen des Versicherers zur Schadenab-
wendung/-minderung – ggf. auch mündlich 
oder telefonisch – einzuholen, wenn die Um-
stände dies gestatten; 

dd) Weisungen des Versicherers zur Schadenab-
wendung/-minderung, soweit für ihn zumut-
bar, zu befolgen; erteilen mehrere an dem Ver-
sicherungsvertrag beteiligte Versicherer 
unterschiedliche Weisungen, hat der Versi-
cherungsnehmer nach pflichtgemäßem Er-
messen zu handeln; 

ee) Schäden durch strafbare Handlungen gegen 
das Eigentum unverzüglich der Polizei anzu-
zeigen; 

ff) dem Versicherer und der Polizei unverzüglich 
ein Verzeichnis der abhandengekommenen 
Sachen einzureichen; 

gg) das Schadenbild so lange unverändert zu las-
sen, bis die Schadenstelle oder die beschädig-
ten Sachen durch den Versicherer freigegeben 
worden sind. Sind Veränderungen unumgäng-
lich, sind das Schadenbild nachvollziehbar zu 
dokumentieren (z.B. durch Fotos) und die be-
schädigten Sachen bis zu einer Besichtigung 
durch den Versicherer aufzubewahren; 

hh) soweit möglich dem Versicherer unverzüglich 
jede Auskunft – auf Verlangen in Textform – zu 
erteilen, die zur Feststellung des Versiche-
rungsfalles oder des Umfanges der Leistungs-
pflicht des Versicherers erforderlich ist, sowie 
jede Untersuchung über Ursache und Höhe 
des Schadens und über den Umfang der Ent-
schädigungspflicht zu gestatten; 

ii) vom Versicherer angeforderte Belege beizu-
bringen, deren Beschaffung ihm billigerweise 
zugemutet werden kann. 

b) Steht das Recht auf die vertragliche Leistung des 
Versicherers einem Dritten zu, so hat dieser die Ob-
liegenheiten gemäß Nr. 2 a) ebenfalls zu erfüllen – 
soweit ihm dies nach den tatsächlichen und recht-
lichen Umständen möglich ist. 

 
3. Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung 

Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit 
nach Nr. 1 oder 2, so ist der Versicherer nach Maßgabe 
der §§ 28 und 82 VVG leistungsfrei. 

Außer im Falle einer arglistigen Obliegenheitsverlet-
zung ist der Versicherer zur Leistung verpflichtet, soweit 
die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt 
oder die Feststellung des Versicherungsfalles noch für 
die Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht 
des Versicherers ursächlich ist. 

 
 

§ 9 Gefahrerhöhung 

Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf der Versi-
cherungsnehmer ohne vorherige Zustimmung des Ver-
sicherers keine Gefahrerhöhung vornehmen oder deren 
Vornahme durch einen Dritten gestatten. 

Der Versicherungsnehmer hat jede Gefahrerhöhung, 
die ihm bekannt wird, dem Versicherer unverzüglich an-
zuzeigen, und zwar auch dann, wenn sie ohne seinen 
Willen eintritt. Im Übrigen gelten die §§ 23 bis 27 VVG. 
Danach kann der Versicherer zur Kündigung berechtigt 
sein, eine Vertragsänderung vornehmen oder auch leis-
tungsfrei sein. 

 
 

§ 10 Überversicherung 

1. Übersteigt die Versicherungssumme den Wert des ver-
sicherten Interesses erheblich, so kann sowohl der Ver-
sicherer als auch der Versicherungsnehmer nach Maß-
gabe des § 74 VVG-E die Herabsetzung der 
Versicherungssumme und der Prämie verlangen. 

 
2. Hat der Versicherungsnehmer die Überversicherung in 

der Absicht geschlossen, sich dadurch einen rechtswid-
rigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist der Vertrag 
nichtig. Dem Versicherer steht die Prämie bis zu dem 
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Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begrün-
denden Umständen Kenntnis erlangt. 

 
 

§ 11 Mehrere Versicherer 

1. Anzeigepflicht 

Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen die-
selbe Gefahr versichert, ist verpflichtet, dem Versiche-
rer die andere Versicherung unverzüglich mitzuteilen. In 
der Mitteilung sind der andere Versicherer und die Ver-
sicherungssumme anzugeben. 

 
2. Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht 

Verletzt der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht 
(siehe Nr. 1), ist der Versicherer nach Maßgabe des § 28 
VVG-E zur Kündigung berechtigt oder auch leistungs-
frei. Eine Kündigung des Versicherers wird mit Zugang 
wirksam. 

Leistungsfreiheit tritt nicht ein, wenn der Versicherer 
vor dem Eintritt des Versicherungsfalles Kenntnis von 
der anderen Versicherung erlangt hat. 

Außer im Falle einer arglistigen Obliegenheitsverlet-
zung ist der Versicherer zur Leistung verpflichtet, soweit 
die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt 
oder die Feststellung des Versicherungsfalles, noch für 
die Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht 
des Versicherers ursächlich ist. 

 
3. Haftung und Entschädigung bei Mehrfachversiche-

rung 

a) Ist bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen 
dieselbe Gefahr versichert und übersteigen die Ver-
sicherungssummen zusammen den Versiche-
rungswert oder übersteigt aus anderen Gründen 
die Summe der Entschädigungen, die von jedem 
Versicherer ohne Bestehen der anderen Versiche-
rung zu zahlen wären, den Gesamtschaden, liegt 
eine Mehrfachversicherung vor. 

b) Die Versicherer sind in der Weise als Gesamt-
schuldner verpflichtet, dass jeder für den Betrag 
aufzukommen hat, dessen Zahlung ihm nach sei-
nem Vertrage obliegt; der Versicherungsnehmer 
kann aber im Ganzen nicht mehr als den Betrag des 
ihm entstandenen Schadens verlangen. Satz 1 gilt 
entsprechend, wenn die Verträge bei demselben 
Versicherer bestehen. 

Erlangt der Versicherungsnehmer oder der Versi-
cherte aus anderen Versicherungsverträgen Ent-
schädigung für denselben Schaden, so ermäßigt 
sich der Anspruch aus dem vorliegenden Vertrag in 
der Weise, dass die Entschädigung aus allen Verträ-
gen insgesamt nicht höher ist, als wenn der Ge-
samtbetrag der Versicherungssummen, aus denen 
die Prämien errechnet wurden, nur in diesem Ver-
trag in Deckung gegeben worden wäre. Bei Verein-
barung von Entschädigungsgrenzen ermäßigt sich 
der Anspruch in der Weise, dass aus allen Verträgen 
insgesamt keine höhere Entschädigung zu leisten 
ist, als wenn der Gesamtbetrag der Versicherungs-
summen in diesem Vertrag in Deckung gegeben 
worden wäre. 

c) Hat der Versicherungsnehmer eine Mehrfachversi-
cherung in der Absicht geschlossen, sich dadurch 
einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu ver-
schaffen, ist jeder in dieser Absicht geschlossene 
Vertrag nichtig. 

Dem Versicherer steht die Prämie bis zu dem Zeit-
punkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begrün-
denden Umständen Kenntnis erlangt. 

 
4. Beseitigung der Mehrfachversicherung 

Eine Mehrfachversicherung kann auf Verlangen des 
Versicherungsnehmers nach Maßgabe des § 79 VVG-E 
durch Aufhebung oder Herabsetzung der Versiche-
rungssumme des später geschlossenen Vertrages be-
seitigt werden. 

Die Aufhebung des Vertrages oder die Herabsetzung der 
Versicherungssumme und Anpassung der Prämie wer-
den zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem die Erklärung 
dem Versicherer zugeht. 

 

§ 12 Versicherung für fremde Rechnung 

1. Rechte aus dem Vertrag 

Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungsver-
trag im eigenen Namen für das Interesse eines Dritten 
(Versicherten) schließen. Die Ausübung der Rechte aus 
diesem Vertrag steht nur dem Versicherungsnehmer 
und nicht auch dem Versicherten zu. Das gilt auch, wenn 
der Versicherte den Versicherungsschein besitzt. 

 
2. Zahlung der Entschädigung 

Der Versicherer kann vor Zahlung der Entschädigung an 
den Versicherungsnehmer den Nachweis verlangen, 
dass der Versicherte seine Zustimmung dazu erteilt hat. 
Der Versicherte kann die Zahlung der Entschädigung 
nur mit Zustimmung des Versicherungsnehmers ver-
langen. 

 
3. Kenntnis und Verhalten 

Soweit die Kenntnis und das Verhalten des Versiche-
rungsnehmers von rechtlicher Bedeutung sind, sind bei 
der Versicherung für fremde Rechnung auch die Kennt-
nis und das Verhalten des Versicherten zu berücksichti-
gen. Soweit der Vertrag Interessen des Versicherungs-
nehmers und des Versicherten umfasst, muss sich der 
Versicherungsnehmer für sein Interesse das Verhalten 
und die Kenntnis des Versicherten nur dann zurechnen 
lassen, wenn der Versicherte Repräsentant des Versi-
cherungsnehmers ist. Im Übrigen gilt § 47 VVG-E. 

 
 

§ 13 Übergang von Ersatzansprüchen 

1. Übergang von Ersatzansprüchen 

Steht dem Versicherungsnehmer ein Ersatzanspruch 
gegen einen Dritten zu, geht dieser Anspruch auf den 
Versicherer über, soweit der Versicherer den Schaden 
ersetzt. Der Übergang kann nicht zum Nachteil des Ver-
sicherungsnehmers geltend gemacht werden. Richtet 
sich der Ersatzanspruch des Versicherungsnehmers ge-
gen eine Person, mit der er bei Eintritt des Schadens in 
häuslicher Gemeinschaft lebt, kann der Übergang nicht 
geltend gemacht werden, es sei denn, diese Person hat 
den Schaden vorsätzlich verursacht. 

 
2. Obliegenheiten zur Sicherung von Ersatzansprüchen 

Der Versicherungsnehmer hat seinen Ersatzanspruch 
oder ein zur Sicherung dieses Anspruchs dienendes 
Recht unter Beachtung der geltenden Form- und Frist-
vorschriften zu wahren und nach Übergang des Ersatz-
anspruchs auf den Versicherer bei dessen Durchsetzung 
durch den Versicherer, soweit erforderlich, mitzuwir-
ken. 

Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit, 
ist der Versicherer nach Maßgabe des § 86 Abs. 2 VVG-E 
leistungsfrei. 
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§ 14 Kündigung nach dem Versicherungsfall 

1. Kündigungsrecht 

Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalles kann jede 
der Vertragsparteien den Versicherungsvertrag kündi-
gen. Die Kündigung ist in Textform zu erklären. Sie muss 
der anderen Vertragspartei spätestens einen Monat 
nach Auszahlung oder Ablehnung der Entschädigung 
zugegangen sein. 

 
2. Kündigung durch Versicherungsnehmer 

Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündi-
gung sofort nach ihrem Zugang beim Versicherer wirk-
sam. Der Versicherungsnehmer kann jedoch bestim-
men, dass die Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, 
spätestens jedoch zum Ende der laufenden Versiche-
rungsperiode, wirksam wird. 

 
3. Kündigung durch Versicherer 

Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat 
nach ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer wirk-
sam. 

 
 

§ 15 Keine Leistungspflicht aus besonderen Grün-
den 

Der Versicherer ist von der Entschädigungspflicht frei, 
wenn der Versicherungsnehmer den Versicherer arglis-
tig über Tatsachen, die für den Grund oder die Höhe der 
Entschädigung von Bedeutung sind, täuscht oder zu 
täuschen versucht.  

Ist die Täuschung oder der Täuschungsversuch durch 
rechtskräftiges Strafurteil gegen den Versicherungs-
nehmer wegen Betruges oder Betrugsversuches festge-
stellt, so gelten die Voraussetzungen des Satzes 1 als be-
wiesen. 

 
 

§ 16 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriften-
änderungen 

1. Form 

Soweit gesetzlich keine Textform verlangt ist und soweit 
in diesem Vertrag nicht etwas anderes bestimmt ist, 
sind die für den Versicherer bestimmten Erklärungen 
und Anzeigen, die das Versicherungsverhältnis betref-
fen und die unmittelbar gegenüber dem Versicherer er-
folgen, in Textform abzugeben. 

Erklärungen und Anzeigen sollen an die Hauptverwal-
tung des Versicherers gerichtet werden. Die gesetzli-
chen Regelungen über den Zugang von Erklärungen und 
Anzeigen bleiben unberührt. 

 
2. Nichtanzeige einer Anschriften- bzw. Namensände-

rung 

Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner 
Anschrift oder seines Namens dem Versicherer nicht 
mitgeteilt, findet § 13 VVG-E Anwendung. 

 
 

§ 17 Maklervollmacht 

Der den Versicherungsvertrag betreuende Makler ist 
bevollmächtigt, Anzeigen und Willenserklärungen des 
Versicherungsnehmers entgegenzunehmen. Er ist 
durch den Maklervertrag verpflichtet, diese unverzüg-
lich an den Versicherer weiterzuleiten. 

 
 

§ 18 Verjährung 

Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjäh-
ren in drei Jahren. Die Verjährung beginnt mit dem 
Schluss des Jahres, in dem der Anspruch entstanden 
ist und der Gläubiger von den Anspruch begründenden 
Umständen und der Person des Schuldners Kenntnis 
erlangt oder ohne grobe Fahrlässigkeit erlangen 
müsste. 

Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem 
Versicherer angemeldet worden, zählt bei der Fristbe-
rechnung der Zeitraum zwischen Anmeldung und Zu-
gang der in Textform mitgeteilten Entscheidung des 
Versicherers beim Anspruchsteller nicht mit, soweit die-
ser Zeitraum nach Beginn der Verjährung liegt. 

 
 

§ 19 Zuständiges Gericht 

Für Klagen aus dem Versicherungsverhältnis gelten die 
inländischen Gerichtsstände nach §§ 13, 17, 21, 29 ZPO 
sowie § 215 VVG-E. 

 
 

§ 20 Anzuwendendes Recht 

Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht. 

 
 

§ 21 Embargobestimmungen 

Es besteht – unbeschadet der übrigen Vertragsbestim-
mungen – Versicherungsschutz nur, soweit und solange 
dem keine auf die Vertragsparteien direkt anwendbaren 
Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Em-
bargos der Europäischen Union oder der Bundesrepub-
lik Deutschland entgegenstehen.  

Dies gilt auch für Wirtschafts-, Handels- oder Finanz-
sanktionen bzw. Embargos, der Vereinigten Staaten von 
Amerika, soweit dem nicht europäische oder deutsche 
Rechtsvorschriften entgegenstehen. 
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Klauseln zu den Allgemeinen Bedingungen für die 

Bauleistungsversicherung durch Au-raggeber 
 
– sofern im Vertrag vereinbart –  
 

 

Klausel 5155: Mitversicherung von Altbauten gegen 
Einsturz  

1. Versicherte Sachen 

Ergänzend zu Abschnitt A § 1 Nr. 2 sind die in dem Versi-
cherungsschein bezeichneten Altbauten zusätzlich ver-
sichert, soweit an ihnen unmittelbar nach Abschnitt A § 1 
Nr. 1 versicherte 

Lieferungen und Leistungen ausgeführt werden, durch 
die in ihre tragende Konstruktion eingegriffen wird oder 
durch die sie unterfangen werden. 

 
2. Versicherte und nicht versicherte Gefahren und 

Schäden 

a) Der Versicherer leistet Entschädigung für den Ein-
sturz versicherter Altbauten, soweit diese Schäden 
unmittelbare Folgen der an den Altbauten ausge-
führten Lieferungen und Leistungen sind und so-
weit ein versicherter Unternehmer ersatzpflichtig 
ist. 

Sonstige Schäden stehen einem Einsturz nur dann 
gleich, wenn der Altbau aus Gründen der Standsi-
cherheit ganz oder teilweise abgebrochen werden 
muss. 

b) Ist das Interesse des Auftraggebers gemäß Ab-
schnitt A § 3 versichert, so wird Entschädigung 
auch für Schäden geleistet, für die der Auftraggeber 
die Gefahr trägt. 

c) Der Versicherer leistet keine Entschädigung für 

aa) Schäden durch Rammarbeiten; 

bb) Schäden durch Veränderung der Grundwas-
serverhältnisse; 

cc) Risse und Senkungsschäden, soweit nicht die 
Voraussetzungen von a) gegeben sind; 

dd) Schäden an Sachen, die in den Altbauten ein-
gebaut oder untergebracht sind; 

ee) Schäden an der künstlerischen Ausstattung 
(z.B. Stuckierung, Fassadenfiguren) und an Re-
klameeinrichtungen; 

ff) Schäden durch Brand, Blitzschlag, Explosion, 
Anprall oder Absturz eines Luftfahrzeuges, sei-
ner Teile oder seiner Ladung. 

 
3. Versicherungssumme 

Die Altbauten sind bis zur Höhe der jeweils vereinbarten 
Versicherungssumme auf Erstes Risiko versichert. 

Die Erstrisikosummen vermindern sich jeweils um die 
geleisteten Entschädigungen (Nr. 4). Sie erhöhen sich je-
weils wieder auf den vereinbarten Betrag, sobald der 
Versicherungsnehmer die Wiederauffüllung beantragt. 
Der Versicherungsnehmer hat in diesem Fall Prämie 
zeitanteilig nachzuentrichten. 

 

4. Umfang der Entschädigung 

Abweichend von Abschnitt A § 7 

a) wird ein Abzug neu für alt nicht vorgenommen; 

b) ist die Grenze der Entschädigung die vereinbarte 
Versicherungssumme auf Erstes Risiko; 

c) wird der als entschädigungspflichtig ermittelte Be-
trag um den vereinbarten Selbstbehalt gekürzt; 

d) leistet der Versicherer keine Entschädigung, soweit 
der Schaden durch einen Anspruch aus einem Haft-
pflichtversicherungsvertrag gedeckt ist. 

 
5. Obliegenheiten 

a) Ergänzend zu Abschnitt B § 8 Nr. 1 a) hat der Versi-
cherungsnehmer vor Eintritt des Versicherungsfal-
les den Zustand der versicherten Altbauten vor Be-
ginn der Bauarbeiten durch Zustandsberichte 
aktenkundig zu machen und während der Bauzeit 
zu überwachen. Risse sind zu markieren und zu 
überwachen. 

b) Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegen-
heiten vorsätzlich oder grob fahrlässig, so kann der 
Versicherer nach Maßgabe von Abschnitt B § 8 zur 
Kündigung berechtigt oder auch leistungsfrei sein.  

Führt die Verletzung der Obliegenheit zu einer Ge-
fahrerhöhung, gilt Abschnitt B § 9 Absatz 2. Danach 
kann der Versicherer kündigen oder leistungsfrei 
sein. 

 
6. Beginn und Ende des Versicherungsschutzes 

Der Versicherungsschutz für die mitversicherten Alt-
bauten beginnt mit dem vereinbarten Zeitpunkt und en-
det einen Monat nach Abschluss der Lieferungen und 
Leistungen gemäß Nr. 1. 

 
7. Schlussbestimmung 

Soweit nicht in Textform für den Einzelfall oder durch 
die vorstehenden Bestimmungen etwas anderes verein-
bart ist, gelten die dem Versicherungsvertrag zugrunde 
liegenden Allgemeinen Bedingungen für die Bauleis-
tungsversicherung durch Auftraggeber (ABN). 
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Allgemeine Versicherungsbedingungen für die Ha-pflichtversicherung 

(AHB 2011) 
 
– sofern im Versicherungsvertrag vereinbart –  
 

 
Umfang des Versicherungsschutzes 
1 Gegenstand der Versicherung, Versicherungsfall 
2 Vermögensschäden, Abhandenkommen von Sachen 
3 Versichertes Risiko 
4 Vorsorgeversicherung 
5 Leistungen der Versicherung  
6 Begrenzung der Leistungen 
7 Ausschlüsse 
 
Beginn des Versicherungsschutzes/Beitragszahlung 
8 Beginn des Versicherungsschutzes 
9 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/Erster oder 

einmaliger Beitrag 
10 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/Folgebei-

trag 
11 Rechtzeitigkeit der Zahlung bei SEPA-Lastschri?man-

dat 
12 Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung 
13 Beitragsregulierung 
14 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 
15 Beitragsangleichung 
 
Dauer und Ende des Vertrags/Kündigung 
16 Dauer und Ende des Vertrags 

17 Wegfall des versicherten Risikos 
18 Kündigung nach Beitragsangleichung 
19 Kündigung nach Versicherungsfall 
20 Kündigung nach Veräußerung versicherter Unterneh-

men 
21 Kündigung nach Risikoerhöhung aufgrund Änderung 

oder Erlass von Rechtsvorschri?en 
22 Mehrfachversicherung 
 
Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 
23 Vorvertragliche Anzeigepflichten des Versicherungs-

nehmers 
24 Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalls 
25 Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungsfalls 
26 Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten 
 
Weitere Bestimmungen 
27 Mitversicherte Personen 
28 Abtretungsverbot 
29 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschri?enänderung 
30 Verjährung 
31 Zuständiges Gericht 
32 Anzuwendendes Recht 
33 Embargobestimmungen 

 

 

Umfang des Versicherungsschutzes 
 
 

1 Gegenstand der Versicherung,  
Versicherungsfall 

1.1 Versicherungsschutz besteht im Rahmen des versicher-
ten Risikos für den Fall, dass der Versicherungsnehmer 
wegen eines während der Wirksamkeit der Versiche-
rung eingetretenen Schadenereignisses (Versiche-
rungsfall), das einen Personen-, Sach- oder sich daraus 
ergebenden Vermögensschaden zur Folge hatte, auf-
grund  

 
gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen 

privatrechtlichen Inhalts 

 
von einem Dritten auf Schadensersatz in Anspruch ge-
nommen wird. 

 
Schadenereignis ist das Ereignis, als dessen Folge die 
Schädigung des Dritten unmittelbar entstanden ist. 
Auf den Zeitpunkt der Schadenverursachung, die zum 
Schadenereignis geführt hat, kommt es nicht an. 

 
1.2 Kein Versicherungsschutz besteht für Ansprüche, auch 

wenn es sich um gesetzliche Ansprüche handelt, 

(1) auf Erfüllung von Verträgen, Nacherfüllung, aus 
Selbstvornahme, Rücktritt, Minderung, auf Scha-
densersatz statt der Leistung 

(2) wegen Schäden, die verursacht werden, um die 
Nacherfüllung durchführen zu können 

(3) wegen des Ausfalls der Nutzung des Vertragsge-
genstandes oder wegen des Ausbleibens des mit 
der Vertragsleistung geschuldeten Erfolges 

(4) auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen im Ver-
trauen auf ordnungsgemäße Vertragserfüllung 

(5) auf Ersatz von Vermögensschäden wegen Verzöge-
rung der Leistung 

(6) wegen anderer an die Stelle der Erfüllung tretender 
Ersatzleistungen.  

 
 

2 Vermögensschaden, Abhandenkommen von 
Sachen 

Dieser Versicherungsschutz kann durch besondere Ver-
einbarung erweitert werden auf die gesetzliche Haft-
pflicht privatrechtlichen Inhalts des Versicherungsneh-
mers wegen 

 
2.1 Vermögensschäden, die weder durch Personen- noch 

durch Sachschäden entstanden sind; 

 
2.2 Schäden durch Abhandenkommen von Sachen; hierauf 

finden dann die Bestimmungen über Sachschäden An-
wendung. 

 
 

3 Versichertes Risiko 

3.1 Der Versicherungsschutz umfasst die gesetzliche Haft-
pflicht 

(1) aus den im Versicherungsschein und seinen Nach-
trägen angegebenen Risiken des Versicherungs-
nehmers, 

(2) aus Erhöhungen oder Erweiterungen der im Versi-
cherungsschein und seinen Nachträgen angegebe-
nen Risiken. Dies gilt nicht für Risiken aus dem Hal-
ten oder Gebrauch von versicherungspflichtigen 
Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugen sowie für 



 

Allgemeine Versicherungsbedingungen für die Ha?pflichtversicherung / Stand 07.2011 35 

sonstige Risiken, die der Versicherungs- oder De-
ckungsvorsorgepflicht unterliegen, 

(3) aus Risiken, die für den Versicherungsnehmer nach 
Abschluss der Versicherung neu entstehen (Vor-
sorgeversicherung) und die in Ziffer 4 näher gere-
gelt sind. 

 
3.2 Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf Erhö-

hungen des versicherten Risikos durch Änderung beste-
hender oder Erlass neuer Rechtsvorschriften. Der Versi-
cherer kann den Vertrag jedoch unter den 
Voraussetzungen von Ziffer 21 kündigen. 

 
 

4 Vorsorgeversicherung 

4.1 Risiken, die nach Abschluss des Versicherungsvertrages 
neu entstehen, sind im Rahmen des bestehenden Ver-
trages sofort versichert. 

(1) Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, nach 
Aufforderung des Versicherers jedes neue Risiko in-
nerhalb eines Monats anzuzeigen. Die Aufforde-
rung kann auch mit der Beitragsrechnung erfolgen. 
Unterlässt der Versicherungsnehmer die rechtzei-
tige Anzeige, entfällt der Versicherungsschutz für 
das neue Risiko rückwirkend ab dessen Entste-
hung.  

Tritt der Versicherungsfall ein, bevor das neue Ri-
siko angezeigt wurde, so hat der Versicherungsneh-
mer zu beweisen, dass das neue Risiko erst nach 
Abschluss der Versicherung und zu einem Zeit-
punkt hinzugekommen ist, zu dem die Anzeigefrist 
noch nicht verstrichen war. 

(2) Der Versicherer ist berechtigt, für das neue Risiko 
einen angemessenen Beitrag zu verlangen. Kommt 
eine Einigung über die Höhe des Beitrags innerhalb 
einer Frist von einem Monat nach Eingang der An-
zeige nicht zustande, entfällt der Versicherungs-
schutz für das neue Risiko rückwirkend ab dessen 
Entstehung. 

 
4.2 Der Versicherungsschutz für neue Risiken ist von ihrer 

Entstehung bis zur Einigung im Sinne von Ziffer 4.1 (2) 
auf den Betrag von 3.000.000 Euro pauschal für Perso-
nen- und Sachschäden und 50.000 Euro für Vermö-
gensschäden begrenzt, sofern nicht im Versicherungs-
schein geringere Versicherungssummen festgesetzt 
sind. 

 
4.3 Die Regelung der Vorsorgeversicherung gilt nicht für Ri-

siken 

(1) aus dem Eigentum, Besitz, Halten oder Führen ei-
nes Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugs, soweit 
diese Fahrzeuge der Zulassungs-, Führerschein- 
oder Versicherungspflicht unterliegen; aus dem Ei-
gentum, Besitz, Betrieb oder Führen von Bahnen, 
von Theatern, Kino- und Filmunternehmungen, Zir-
kussen und Tribünen; 

(2) aus der Herstellung, Bearbeitung, Lagerung, Beför-
derung, Verwendung von und Handel mit explosi-
ven Stoffen, soweit hierzu eine besondere behördli-
che Genehmigung erforderlich ist; 

(3) aus dem Führen, Hüten oder Halten von Hunden, 
die nach den Verordnungen oder Gesetzen des je-
weiligen Bundeslandes, in dem die Hunde gehalten 
werden, als gefährlich oder als Kampfhunde einge-
stuft sind oder für die das Bestehen einer Haft-
pflichtversicherung nachzuweisen ist. Als solche 
gelten insbesondere: Tosa-Inu, Bullmastiff, Dogo 
Argentino, Bordeauxdogge, Kangal, Kaukasischer 
Ovtscharka, Mioritic, Tornak, Mastiff, Mastin 

Español, Rhodesian Ridgeback, Fila Brasileiro, Mas-
tino Napoletano, American Staffordshire Terrier, 
Staffordshire Bullterrier, Rottweiler, Bullterrier, 
Bandog, Pitbull-Terrier und Kreuzungen mit diesen 
Hunden; 

(4) die der Versicherungs- oder Deckungsvorsorge-
pflicht unterliegen; 

(5) die kürzer als ein Jahr bestehen werden und des-
halb im Rahmen von kurzfristigen Versicherungs-
verträgen zu versichern sind. 

 
 

5 Leistungen der Versicherung  

5.1 Der Versicherungsschutz umfasst die Prüfung der Haft-
pflichtfrage, die Abwehr unberechtigter Schadenser-
satzansprüche und die Freistellung des Versicherungs-
nehmers von berechtigten 
Schadensersatzverpflichtungen. 

Berechtigt sind Schadenersatzverpflichtungen dann, 
wenn der Versicherungsnehmer aufgrund Gesetzes, 
rechtskräftigen Urteils, Anerkenntnisses oder Verglei-
ches zur Entschädigung verpflichtet ist und der Versi-
cherer hierdurch gebunden ist. Anerkenntnisse und 
Vergleiche, die vom Versicherungsnehmer ohne Zu-
stimmung des Versicherers abgegeben oder geschlos-
sen worden sind, binden den Versicherer nur, soweit der 
Anspruch auch ohne Anerkenntnis oder Vergleich be-
standen hätte. 

Ist die Schadenersatzverpflichtung des Versicherungs-
nehmers mit bindender Wirkung für den Versicherer 
festgestellt, hat der Versicherer den Versicherungsneh-
mer binnen zwei Wochen vom Anspruch des Dritten 
freizustellen. 

 
5.2 Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle ihm zur Abwick-

lung des Schadens oder Abwehr der Schadenersatzan-
sprüche zweckmäßig erscheinenden Erklärungen im 
Namen des Versicherungsnehmers abzugeben. 

Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem Rechts-
streit über Schadenersatzansprüche gegen den Versi-
cherungsnehmer, ist der Versicherer zur Prozessfüh-
rung bevollmächtigt. Er führt den Rechtsstreit im 
Namen des Versicherungsnehmers auf seine Kosten. 

 
5.3 Wird in einem Strafverfahren wegen eines Schadener-

eignisses, das einen unter den Versicherungsschutz fal-
lenden Haftpflichtanspruch zur Folge haben kann, die 
Bestellung eines Verteidigers für den Versicherungs-
nehmer von dem Versicherer gewünscht oder geneh-
migt, so trägt der Versicherer die gebührenordnungs-
mäßigen oder die mit ihm besonders vereinbarten 
höheren Kosten des Verteidigers. 

 
5.4 Erlangt der Versicherungsnehmer oder ein Mitversi-

cherter das Recht, die Aufhebung oder Minderung einer 
zu zahlenden Rente zu fordern, so ist der Versicherer zur 
Ausübung dieses Rechts bevollmächtigt. 

 
 

6 Begrenzung der Leistungen  

6.1 Die Entschädigungsleistung des Versicherers ist bei je-
dem Versicherungsfall auf die vereinbarten Versiche-
rungssummen begrenzt. Dies gilt auch dann, wenn sich 
der Versicherungsschutz auf mehrere entschädigungs-
pflichtige Personen erstreckt. 

 
6.2 Sofern nicht etwas anderes vereinbart wurde, sind die 

Entschädigungsleistungen des Versicherers für alle 
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Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres auf das 
Zweifache der vereinbarten Versicherungssummen be-
grenzt. 

6.3 Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung 
eintretende Versicherungsfälle gelten als ein Versiche-
rungsfall, der im Zeitpunkt des ersten dieser Versiche-
rungsfälle eingetreten ist, wenn diese 

− auf derselben Ursache, 
− auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesondere 

sachlichem und zeitlichem Zusammenhang oder 
− auf der Lieferung von Waren mit gleichen Mängeln 

beruhen. 

 
6.4 Falls besonders vereinbart, beteiligt sich der Versiche-

rungsnehmer bei jedem Versicherungsfall mit einem im 
Versicherungsschein festgelegten Betrag an der Scha-
denersatzleistung (Selbstbehalt). Soweit nicht etwas an-
deres vereinbart wurde, ist der Versicherer auch in die-
sen Fällen zur Abwehr unberechtigter 
Schadenersatzansprüche verpflichtet. 

 
6.5 Die Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden 

nicht auf die Versicherungssummen angerechnet. 

 
6.6 Übersteigen die begründeten Haftpflichtansprüche aus 

einem Versicherungsfall die Versicherungssumme, 
trägt der Versicherer die Prozesskosten im Verhältnis 
der Versicherungssumme zur Gesamthöhe dieser An-
sprüche. 

 
6.7 Hat der Versicherungsnehmer an den Geschädigten 

Rentenzahlungen zu leisten und übersteigt der Kapital-
wert der Rente die Versicherungssumme oder den nach 
Abzug etwaiger sonstiger Leistungen aus dem Versiche-
rungsfall noch verbleibenden Restbetrag der Versiche-
rungssumme, so wird die zu leistende Rente nur im Ver-
hältnis der Versicherungssumme bzw. ihres 
Restbetrages zum Kapitalwert der Rente vom Versiche-
rer erstattet.  

Für die Berechnung des Rentenwertes gilt die entspre-
chende Vorschrift der Verordnung über den Versiche-
rungsschutz in der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversiche-
rung in der jeweils gültigen Fassung zum Zeitpunkt des 
Versicherungsfalles. 

Bei der Berechnung des Betrages, mit dem sich der Ver-
sicherungsnehmer an laufenden Rentenzahlungen be-
teiligen muss, wenn der Kapitalwert der Rente die Versi-
cherungssumme oder die nach Abzug sonstiger 
Leistungen verbleibende Restversicherungssumme 
übersteigt, werden die sonstigen Leistungen mit ihrem 
vollen Betrag von der Versicherungssumme abgesetzt. 

 
6.8 Falls die von dem Versicherer verlangte Erledigung ei-

nes Haftpflichtanspruchs durch Anerkenntnis, Befriedi-
gung oder Vergleich am Verhalten des Versicherungs-
nehmers scheitert, hat der Versicherer für den von der 
Weigerung an entstehenden Mehraufwand an Entschä-
digungsleistung, Zinsen und Kosten nicht aufzukom-
men. 

 
 

7 Ausschlüsse 

Falls im Versicherungsschein oder seinen Nachträgen 
nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist, sind von 
der Versicherung ausgeschlossen: 

 
7.1 Versicherungsansprüche aller Personen, die den Scha-

den vorsätzlich herbeigeführt haben.  

 

7.2 Versicherungsansprüche aller Personen, die den Scha-
den dadurch verursacht haben, dass sie in Kenntnis von 
deren Mangelhaftigkeit oder Schädlichkeit 

− Erzeugnisse in den Verkehr gebracht oder 
− Arbeiten oder sonstige Leistungen erbracht haben. 

7.3 Haftpflichtansprüche, soweit sie aufgrund des Vertrags 
oder von Zusagen über den Umfang der gesetzlichen 
Haftpflicht des Versicherungsnehmers hinausgehen. 

 
7.4 Haftpflichtansprüche  

(1) des Versicherungsnehmers selbst oder der in Ziffer 
7.5 benannten Personen gegen die Mitversicherten, 

(2) zwischen mehreren Versicherungsnehmern des-
selben Versicherungsvertrages, 

(3) zwischen mehreren Mitversicherten desselben 
Versicherungsvertrages. 

 
7.5 Haftpflichtansprüche gegen den Versicherungsnehmer 

(1) aus Schadenfällen seiner Angehörigen, die mit ihm 
in häuslicher Gemeinschaft leben oder die zu den 
im Versicherungsvertrag mitversicherten Perso-
nen gehören; 

als Angehörige gelten Ehegatten, Lebenspartner 
im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes oder 
vergleichbarer Partnerschaften nach dem Recht 
anderer Staaten, Eltern und Kinder, Adoptiveltern 
und -kinder, Schwiegereltern und -kinder, Stiefel-
tern und -kinder, Großeltern und Enkel, Geschwis-
ter sowie Pflegeeltern und -kinder (Personen, die 
durch ein familienähnliches, auf längere Dauer an-
gelegtes Verhältnis wie Eltern und Kinder mitei-
nander verbunden sind); 

(2) von seinen gesetzlichen Vertretern oder Betreuern, 
wenn der Versicherungsnehmer eine geschäftsun-
fähige, beschränkt geschäftsfähige oder betreute 
Person ist; 

(3) von seinen gesetzlichen Vertretern, wenn der Ver-
sicherungsnehmer eine juristische Person des pri-
vaten oder öffentlichen Rechts oder ein nicht 
rechtsfähiger Verein ist; 

(4) von seinen unbeschränkt persönlich haftenden Ge-
sellschaftern, wenn der Versicherungsnehmer eine 
offene Handelsgesellschaft, Kommanditgesell-
schaft oder Gesellschaft bürgerlichen Rechts ist; 

(5) von seinen Partnern, wenn der Versicherungsneh-
mer eine eingetragene Partnerschaftsgesellschaft 
ist; 

(6) von seinen Liquidatoren, Zwangs- und Insolvenz-
verwaltern. 

 
 

Zu Ziffer 7.4 und Ziffer 7.5: 

Die Ausschlüsse unter Ziffer 7.4 und Ziffer 7.5 (2) bis (6) 
erstrecken sich auch auf Haftpflichtansprüche von An-
gehörigen der dort genannten Personen, die mit diesen 
in häuslicher Gemeinschaft leben. 

 
7.6 Haftpflichtansprüche wegen Schäden an fremden Sa-

chen und allen sich daraus ergebenden Vermögens-
schäden, wenn der Versicherungsnehmer diese Sachen 
gemietet, geleast, gepachtet, geliehen, durch verbotene 
Eigenmacht erlangt hat oder sie Gegenstand eines be-
sonderen Verwahrungsvertrages sind.  

 
7.7 Haftpflichtansprüche wegen Schäden an fremden Sa-

chen und allen sich daraus ergebenden Vermögens-
schäden, wenn 
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(1) die Schäden durch eine gewerbliche oder berufli-
che Tätigkeit des Versicherungsnehmers an diesen 
Sachen (Bearbeitung, Reparatur, Beförderung, Prü-
fung und dgl.) entstanden sind; bei unbeweglichen 
Sachen gilt dieser Ausschluss nur insoweit, als 
diese Sachen oder Teile von ihnen unmittelbar von 
der Tätigkeit betroffen waren; 

(2) die Schäden dadurch entstanden sind, dass der 
Versicherungsnehmer diese Sachen zur Durchfüh-
rung seiner gewerblichen oder beruflichen Tätig-
keiten (als Werkzeug, Hilfsmittel, Materialablage-
fläche und dgl.) benutzt hat; bei unbeweglichen 
Sachen gilt dieser Ausschluss nur insoweit, als 
diese Sachen oder Teile von ihnen unmittelbar von 
der Benutzung betroffen waren; 

(3) die Schäden durch eine gewerbliche oder berufli-
che Tätigkeit des Versicherungsnehmers entstan-
den sind und sich diese Sachen oder – sofern es sich 
um unbewegliche Sachen handelt – deren Teile im 
unmittelbaren Einwirkungsbereich der Tätigkeit 
befunden haben; dieser Ausschluss gilt nicht, wenn 
der Versicherungsnehmer beweist, dass er zum 
Zeitpunkt der Tätigkeit offensichtlich notwendige 
Schutzvorkehrungen zur Vermeidung von Schäden 
getroffen hatte. 

 
 

Zu Ziffer 7.6 und Ziffer 7.7: 

Sind die Voraussetzungen der Ausschlüsse in Ziffer 7.6 
und Ziffer 7.7 in der Person von Angestellten, Arbeitern, 
Bediensteten, Bevollmächtigten oder Beauftragten des 
Versicherungsnehmers gegeben, so entfällt gleichfalls 
der Versicherungsschutz, und zwar sowohl für den Ver-
sicherungsnehmer als auch für die durch den Versiche-
rungsvertrag etwa mitversicherten Personen. 

 
7.8 Haftpflichtansprüche wegen Schäden an vom Versiche-

rungsnehmer hergestellten oder gelieferten Sachen, Ar-
beiten oder sonstigen Leistungen infolge einer in der 
Herstellung, Lieferung oder Leistung liegenden Ursache 
und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden. 
Dies gilt auch dann, wenn die Schadenursache in einem 
mangelhaften Einzelteil der Sache oder in einer mangel-
haften Teilleistung liegt und zur Beschädigung oder Ver-
nichtung der Sache oder Leistung führt. 

Dieser Ausschluss findet auch dann Anwendung, wenn 
Dritte im Auftrag oder für Rechnung des Versicherungs-
nehmers die Herstellung oder Lieferung der Sachen 
oder die Arbeiten oder sonstigen Leistungen übernom-
men haben. 

 
7.9 Haftpflichtansprüche aus im Ausland vorkommenden 

Schadenereignissen; Ansprüche aus § 110 Sozialgesetz-
buch VII sind jedoch mitversichert. 

 
7.10 (a) Ansprüche, die gegen den Versicherungsnehmer 

wegen Umweltschäden gemäß Umweltschadens-
gesetz oder anderen auf der EU-Umwelthaftungs-
richtlinie (2004/35/EG) basierenden nationalen 
Umsetzungsgesetzen geltend gemacht werden. 
Dies gilt auch dann, wenn der Versicherungsneh-
mer von einem Dritten aufgrund gesetzlicher Haft-
pflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts auf 
Erstattung der durch solche Umweltschäden ent-
standenen Kosten in Anspruch genommen wird.  

Der Versicherungsschutz bleibt aber für solche An-
sprüche erhalten, die auch ohne Bestehen des Um-
weltschadensgesetzes oder anderer auf der EU-
Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) basieren-
der nationaler Umsetzungsgesetze bereits 

aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen 
privatrechtlichen Inhalts gegen den Versicherungs-
nehmer geltend gemacht werden könnten. 

Dieser Ausschluss gilt nicht im Rahmen der Versi-
cherung privater Haftpflichtrisiken. 

 
7.10 (b) Haftpflichtansprüche wegen Schäden durch Um-

welteinwirkung 

Dieser Ausschluss gilt nicht 

(1) im Rahmen der Versicherung privater Haft-
pflichtrisiken 

oder 

(2) für Schäden, die durch vom Versicherungs-
nehmer hergestellte oder gelieferte Erzeug-
nisse (auch Abfälle), durch Arbeiten oder sons-
tige Leistungen nach Ausführung der Leistung 
oder nach Abschluss der Arbeiten entstehen 
(Produkthaftpflicht). 

Kein Versicherungsschutz besteht jedoch für 
Schäden durch Umwelteinwirkung, die aus der 
Planung, Herstellung, Lieferung, Montage, De-
montage, Instandhaltung oder Wartung von 

− Anlagen, die bestimmt sind, gewässer-
schädliche Stoffe herzustellen, zu verarbei-
ten, zu lagern, abzulagern, zu befördern 
oder wegzuleiten (WHG-Anlagen) 

− Anlagen gemäß Anhang 1 oder 2 zum Um-
welthaftungsgesetz (UmweltHG-Anlagen) 

− Anlagen, die nach dem Umweltschutz die-
nenden Bestimmungen einer Genehmi-
gungs- oder Anzeigepflicht unterliegen 

− Abwasseranlagen 
− oder Teilen resultieren, die ersichtlich für 

solche Anlagen bestimmt sind. 

 
7.11 Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die auf Asbest, 

asbesthaltige Substanzen oder Erzeugnisse zurückzu-
führen sind. 

 
7.12 Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die in unmittel-

barem oder mittelbarem Zusammenhang stehen mit 
energiereichen ionisierenden Strahlen (z.B. Strahlen 
von radioaktiven Stoffen oder Röntgenstrahlen).  

 
7.13 Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die zurückzufüh-

ren sind auf  

(1) gentechnische Arbeiten, 

(2) gentechnisch veränderte Organismen (GVO), 

(3) Erzeugnisse, die  

− Bestandteile aus GVO enthalten, 
− aus oder mithilfe von GVO hergestellt wurden. 

 
7.14 Haftpflichtansprüche aus Sachschäden, welche entste-

hen durch 

(1) Abwässer, soweit es sich nicht um häusliche Ab-
wässer handelt, 

(2) Senkungen von Grundstücken oder Erdrutsche,  

(3) Überschwemmungen stehender oder fließender 
Gewässer. 

 
7.15 Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus dem Aus-

tausch, der Übermittlung und der Bereitstellung elekt-
ronischer Daten, soweit es sich um Schäden handelt aus 

(1) Löschung, Unterdrückung, Unbrauchbarmachung 
oder Veränderung von Daten, 

(2) Nichterfassen oder fehlerhaftem Speichern von 
Daten, 
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(3) Störung des Zugangs zum elektronischen Daten-
austausch, 

(4) Übermittlung vertraulicher Daten oder Informatio-
nen. 

 
7.16 Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus Persönlich-

keits- oder Namensrechtsverletzungen. 

 
7.17 Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus Anfeindung, 

Schikane, Belästigung, Ungleichbehandlung oder sons-
tigen Diskriminierungen.  

 
7.18 Haftpflichtansprüche wegen Personenschäden, die aus 

der Übertragung einer Krankheit des Versicherungs-
nehmers resultieren. Das Gleiche gilt für Sachschäden, 
die durch Krankheit der dem Versicherungsnehmer ge-
hörenden, von ihm gehaltenen oder veräußerten Tiere 
entstanden sind. In beiden Fällen besteht Versiche-
rungsschutz, wenn der Versicherungsnehmer beweist, 
dass er weder vorsätzlich noch grob fahrlässig gehan-
delt hat. 

 
 
 

Beginn des Versicherungsschutzes/ 
Beitragszahlung 
 
 

8 Beginn des Versicherungsschutzes 

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versiche-
rungsschein angegebenen Zeitpunkt, wenn der Versi-
cherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag 
rechtzeitig im Sinne von Ziffer 9.1 zahlt. Der in Rechnung 
gestellte Beitrag enthält die Versicherungsteuer, die der 
Versicherungsnehmer in der jeweils vom Gesetz be-
stimmten Höhe zu entrichten hat. 

 
 

9 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/ 
erster oder einmaliger Beitrag  

9.1 Der erste oder einmalige Beitrag wird unverzüglich nach 
Ablauf von zwei Wochen nach Zugang des Versiche-
rungsscheins fällig. 

Ist die Zahlung des Jahresbeitrages in Raten vereinbart, 
gilt als erster Beitrag nur die erste Rate des Jahresbei-
trags. 

 
9.2 Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einma-

ligen Beitrag nicht rechtzeitig, sondern zu einem späte-
ren Zeitpunkt, beginnt der Versicherungsschutz erst ab 
diesem Zeitpunkt. Das gilt nicht, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht 
zu vertreten hat. Für Versicherungsfälle, die bis zur Zah-
lung des Beitrags eintreten, ist der Versicherer nur dann 
nicht zur Leistung verpflichtet, wenn er den Versiche-
rungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform 
oder durch einen auffälligen Hinweis im Versicherungs-
schein auf diese Rechtsfolge der Nichtzahlung des Bei-
trags aufmerksam gemacht hat. 

 
9.3 Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einma-

ligen Beitrag nicht rechtzeitig, kann der Versicherer vom 
Vertrag zurücktreten, solange der Beitrag nicht gezahlt 
ist. Der Versicherer kann nicht zurücktreten, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzah-
lung nicht zu vertreten hat. 

 
 

10 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/ 
Folgebeitrag  

10.1 Die Folgebeiträge sind, soweit nicht etwas anderes be-
stimmt ist, am Monatsersten des vereinbarten Beitrags-
zeitraums fällig. 

Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zu dem im Ver-
sicherungsschein oder in der Beitragsrechnung angege-
benen Zeitpunkt erfolgt. 

 
10.2 Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der 

Versicherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug, es sei 
denn, dass er die verspätete Zahlung nicht zu vertreten 
hat. 

Der Versicherer ist berechtigt, Ersatz des ihm durch den 
Verzug entstandenen Schadens zu verlangen.  

Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der 
Versicherer dem Versicherungsnehmer auf dessen Kos-
ten in Textform eine Zahlungsfrist bestimmen, die min-
destens zwei Wochen betragen muss. Die Bestimmung 
ist nur wirksam, wenn sie die rückständigen Beträge des 
Beitrags, Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert und 
die Rechtsfolgen angibt, die nach den Ziffern 10.3 und 
10.4 mit dem Fristablauf verbunden sind. 

 
10.3 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zah-

lungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug, besteht ab 
diesem Zeitpunkt bis zur Zahlung kein Versicherungs-
schutz, wenn er mit der Zahlungsaufforderung nach Zif-
fer 10.2 Abs. 2 darauf hingewiesen wurde. 

 
10.4 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zah-

lungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug, kann der Ver-
sicherer den Vertrag ohne Einhaltung einer Frist kündi-
gen, wenn er den Versicherungsnehmer mit der 
Zahlungsaufforderung nach Ziffer 10.2 Abs. 3 darauf hin-
gewiesen hat. 

Hat der Versicherer gekündigt und zahlt der Versiche-
rungsnehmer danach innerhalb eines Monats den ange-
mahnten Betrag, besteht der Vertrag fort. Für Versiche-
rungsfälle, die zwischen dem Zugang der Kündigung und 
der Zahlung eingetreten sind, besteht jedoch kein Versi-
cherungsschutz. 

 
 

11 Rechtzeitigkeit der Zahlung bei Lastschrift-
ermächtigung  

Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto verein-
bart, gilt die Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag 
zum Fälligkeitstag eingezogen werden kann und der 
Versicherungsnehmer einer berechtigten Einziehung 
nicht widerspricht. 

Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versi-
cherungsnehmers vom Versicherer nicht eingezogen 
werden, ist die Zahlung auch dann noch rechtzeitig, 
wenn sie unverzüglich nach einer in Textform abgegebe-
nen Zahlungsaufforderung des Versicherers erfolgt.  

Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil 
der Versicherungsnehmer das SEPA-Lastschriftmandat 
widerrufen hat, oder hat der Versicherungsnehmer aus 
anderen Gründen zu vertreten, dass der Beitrag nicht 
eingezogen werden kann, ist der Versicherer berechtigt, 
die Zahlung künftig außerhalb des Lastschriftverfah-
rens zu verlangen. Der Versicherungsnehmer ist zur 
Übermittlung des Beitrags erst verpflichtet, wenn er 
vom Versicherer hierzu in Textform aufgefordert wor-
den ist. 
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12 Teilzahlung und Folgen bei verspäteter  
Zahlung  

Ist unterjährige Zahlung des Jahresbeitrags vereinbart, 
sind die noch ausstehenden Raten sofort fällig, wenn der 
Versicherungsnehmer mit der Zahlung einer Rate im 
Verzug ist. 

Ferner kann der Versicherer für die Zukunft jährliche 
Beitragszahlung verlangen. 

 
 

13 Beitragsregulierung  

13.1 Der Versicherungsnehmer hat nach Aufforderung mit-
zuteilen, ob und welche Änderungen des versicherten 
Risikos gegenüber den früheren Angaben eingetreten 
sind. Diese Aufforderung kann auch durch einen Hin-
weis auf der Beitragsrechnung erfolgen. Die Angaben 
sind innerhalb eines Monats nach Zugang der Aufforde-
rung zu machen und auf Wunsch des Versicherers nach-
zuweisen. Bei unrichtigen Angaben zum Nachteil des 
Versicherers kann dieser vom Versicherungsnehmer 
eine Vertragsstrafe in dreifacher Höhe des festgestell-
ten Beitragsunterschiedes verlangen. Dies gilt nicht, 
wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass ihn an 
der Unrichtigkeit der Angaben kein Verschulden trifft. 

 
13.2 Aufgrund der Änderungsmitteilung des Versicherungs-

nehmers oder sonstiger Feststellungen wird der Beitrag 
ab dem Zeitpunkt der Veränderung berichtigt (Beitrags-
regulierung), beim Wegfall versicherter Risiken jedoch 
erst ab dem Zeitpunkt des Eingangs der Mitteilung beim 
Versicherer. Der vertraglich vereinbarte Mindestbeitrag 
darf dadurch nicht unterschritten werden. Alle entspre-
chend Ziffer 15.1 nach dem Versicherungsabschluss ein-
getretenen Erhöhungen und Ermäßigungen des Min-
destbeitrags werden berücksichtigt. 

 
13.3 Unterlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige 

Mitteilung, kann der Versicherer für den Zeitraum, für 
den die Angaben zu machen waren, eine Nachzahlung in 
Höhe des für diesen Zeitraum bereits in Rechnung ge-
stellten Beitrages verlangen. Werden die Angaben nach-
träglich gemacht, findet eine Beitragsregulierung statt. 
Ein vom Versicherungsnehmer zu viel gezahlter Beitrag 
wird nur zurückerstattet, wenn die Angaben innerhalb 
von zwei Monaten nach Zugang der Mitteilung des er-
höhten Beitrages erfolgten. 

 
13.4 Die vorstehenden Bestimmungen finden auch Anwen-

dung auf Versicherungen mit Beitragsvorauszahlung für 
mehrere Jahre.  

 
 

14 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung  

Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrags hat der Versi-
cherer, soweit durch Gesetz nicht etwas anderes be-
stimmt ist, nur Anspruch auf den Teil des Beitrages, der 
dem Zeitraum entspricht, in dem Versicherungsschutz 
bestanden hat. 

 
 

15 Beitragsangleichung 

15.1 Die Versicherungsbeiträge unterliegen der Beitragsan-
gleichung. Soweit die Beiträge nach Lohn-, Bau- oder 
Umsatzsumme berechnet werden, findet keine Bei-
tragsangleichung statt. Mindestbeiträge unterliegen un-
abhängig von der Art der Beitragsberechnung der Bei-
tragsangleichung. 

 
15.2 Ein unabhängiger Treuhänder ermittelt jährlich mit 

Wirkung für die ab dem 1. Juli fälligen Beiträge, um wel-
chen Prozentsatz sich im vergangenen Kalenderjahr der 
Durchschnitt der Schadenzahlungen aller zum Betrieb 
der Allgemeinen Haftpflichtversicherung zugelassenen 
Versicherer gegenüber dem vorvergangenen Jahr er-
höht oder vermindert hat. Den ermittelten Prozentsatz 
rundet er auf die nächstniedrigere durch fünf teilbare 
ganze Zahl ab. Als Schadenzahlungen gelten dabei auch 
die speziell durch den einzelnen Schadenfall veranlass-
ten Ausgaben für die Ermittlung von Grund und Höhe 
der Versicherungsleistungen. 

Durchschnitt der Schadenzahlungen eines Kalenderjah-
res ist die Summe der in diesem Jahr geleisteten Scha-
denzahlungen geteilt durch die Anzahl der im gleichen 
Zeitraum neu angemeldeten Schadenfälle. 

 
15.3 Im Falle einer Erhöhung ist der Versicherer berechtigt, 

im Falle einer Verminderung verpflichtet, den Folge-
jahresbeitrag um den sich aus Ziffer 15.2 ergebenden 
Prozentsatz zu verändern (Beitragsangleichung). Der 
veränderte Folgejahresbeitrag wird dem Versiche-
rungsnehmer mit der nächsten Beitragsrechnung be-
kannt gegeben. 

Hat sich der Durchschnitt der Schadenzahlungen des 
Versicherers in jedem der letzten fünf Kalenderjahre um 
einen geringeren Prozentsatz als denjenigen erhöht, 
den der Treuhänder jeweils für diese Jahre nach Ziffer 
15.2 ermittelt hat, so darf der Versicherer den Folgejah-
resbeitrag nur um den Prozentsatz erhöhen, um den 
sich der Durchschnitt seiner Schadenzahlungen nach 
seinen unternehmenseigenen Zahlen im letzten Kalen-
derjahr erhöht hat; diese Erhöhung darf diejenige nicht 
überschreiten, die sich nach dem vorstehenden Absatz 
ergeben würde. 

 
15.4 Liegt die Veränderung nach Ziffer 15.2 oder 15.3 unter 

fünf Prozent, entfällt eine Beitragsangleichung. Diese 
Veränderung ist jedoch in den folgenden Jahren zu be-
rücksichtigen. 

 
 
 

Dauer und Ende des Vertrages/Kündigung 
 
 

16 Dauer und Ende des Vertrages  

16.1 Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angege-
bene Zeit abgeschlossen. 

 
16.2 Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr ver-

längert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht 
dem Vertragspartner spätestens drei Monate vor dem 
Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres eine Kündi-
gung zugegangen ist. 

 
16.3 Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr en-

det der Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf, 
zum vorgesehenen Zeitpunkt. 

 
16.4 Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann 

der Vertrag schon zum Ablauf des dritten Jahres oder je-
des darauf folgenden Jahres gekündigt werden; die Kün-
digung muss dem Vertragspartner spätestens drei Mo-
nate vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres 
zugegangen sein. 
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17 Wegfall des versicherten Risikos 

Wenn versicherte Risiken vollständig und dauerhaft 
wegfallen, so erlischt die Versicherung bezüglich dieser 
Risiken. Dem Versicherer steht der Beitrag zu, den er 
hätte erheben können, wenn die Versicherung dieser Ri-
siken nur bis zu dem Zeitpunkt beantragt worden wäre, 
zu dem er vom Wegfall Kenntnis erlangt. 

 
 

18 Kündigung nach Beitragsangleichung 

Erhöht sich der Beitrag aufgrund der Beitragsanglei-
chung gemäß Ziffer 15.3, ohne dass sich der Umfang des 
Versicherungsschutzes ändert, kann der Versicherungs-
nehmer den Versicherungsvertrag innerhalb eines Mo-
nats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers mit 
sofortiger Wirkung, frühestens jedoch zu dem Zeitpunkt 
kündigen, in dem die Beitragserhöhung wirksam wer-
den sollte.  

Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer in der 
Mitteilung auf das Kündigungsrecht hinzuweisen. Die 
Mitteilung muss dem Versicherungsnehmer spätestens 
einen Monat vor dem Wirksamwerden der Beitragser-
höhung zugehen. 

Eine Erhöhung der Versicherungsteuer begründet kein 
Kündigungsrecht. 

 
 

19 Kündigung nach Versicherungsfall  

19.1 Das Versicherungsverhältnis kann gekündigt werden, 
wenn 

− vom Versicherer eine Schadenersatzzahlung geleis-
tet wurde oder 

− dem Versicherungsnehmer eine Klage über einen un-
ter den Versicherungsschutz fallenden Haftpflichtan-
spruch gerichtlich zugestellt wird. 

Die Kündigung muss dem Vertragspartner in Textform 
spätestens einen Monat nach der Schadenersatzzah-
lung oder der Zustellung der Klage zugegangen sein.  

 
19.2 Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündi-

gung sofort nach ihrem Zugang beim Versicherer wirk-
sam. Der Versicherungsnehmer kann jedoch bestim-
men, dass die Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, 
spätestens jedoch zum Ende der laufenden Versiche-
rungsperiode, wirksam wird. 

Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat 
nach ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer wirk-
sam. 

 
 

20 Kündigung nach Veräußerung versicherter 
Unternehmen 

 
20.1 Wird ein Unternehmen, für das eine Haftpflichtversi-

cherung besteht, an einen Dritten veräußert, tritt dieser 
anstelle des Versicherungsnehmers in die während der 
Dauer seines Eigentums sich aus dem Versicherungs-
verhältnis ergebenden Rechte und Pflichten ein. 

Dies gilt auch, wenn ein Unternehmen aufgrund eines 
Nießbrauchs, eines Pachtvertrages oder eines ähnli-
chen Verhältnisses von einem Dritten übernommen 
wird. 

 
20.2 Das Versicherungsverhältnis kann in diesem Falle 

− durch den Versicherer dem Dritten gegenüber mit ei-
ner Frist von einem Monat, 

− durch den Dritten dem Versicherer gegenüber mit so-
fortiger Wirkung oder auf den Schluss der laufenden 
Versicherungsperiode 

in Textform gekündigt werden. 

 
20.3 Das Kündigungsrecht erlischt, wenn 

− der Versicherer es nicht innerhalb eines Monats von 
dem Zeitpunkt an ausübt, in welchem er vom Über-
gang auf den Dritten Kenntnis erlangt; 

− der Dritte es nicht innerhalb eines Monats nach dem 
Übergang ausübt, wobei das Kündigungsrecht bis 
zum Ablauf eines Monats von dem Zeitpunkt an be-
stehen bleibt, in dem der Dritte von der Versicherung 
Kenntnis erlangt. 

 
20.4 Erfolgt der Übergang auf den Dritten während einer lau-

fenden Versicherungsperiode und wird das Versiche-
rungsverhältnis nicht gekündigt, haften der bisherige 
Versicherungsnehmer und der Dritte für den Versiche-
rungsbeitrag dieser Periode als Gesamtschuldner. 

 
20.5 Der Übergang eines Unternehmens ist dem Versicherer 

durch den bisherigen Versicherungsnehmer oder den 
Dritten unverzüglich anzuzeigen.  

Bei einer schuldhaften Verletzung der Anzeigepflicht 
besteht kein Versicherungsschutz, wenn der Versiche-
rungsfall später als einen Monat nach dem Zeitpunkt 
eintritt, in dem die Anzeige dem Versicherer hätte zuge-
hen müssen, und der Versicherer den mit dem Veräuße-
rer bestehenden Vertrag mit dem Erwerber nicht ge-
schlossen hätte. 

Der Versicherungsschutz lebt wieder auf und besteht 
für alle Versicherungsfälle, die frühestens einen Monat 
nach dem Zeitpunkt eintreten, in dem der Versicherer 
von der Veräußerung Kenntnis erlangt. Dies gilt nur, 
wenn der Versicherer in diesem Monat von seinem Kün-
digungsrecht keinen Gebrauch gemacht hat. 

Der Versicherungsschutz fällt trotz Verletzung der An-
zeigepflicht nicht weg, wenn dem Versicherer die Veräu-
ßerung in dem Zeitpunkt bekannt war, in dem ihm die 
Anzeige hätte zugehen müssen. 

 
 

21 Kündigung nach Risikoerhöhung aufgrund 
Änderung oder Erlass von Rechtsvorschrif-
ten 

Bei Erhöhungen des versicherten Risikos durch Ände-
rung bestehender oder Erlass neuer Rechtsvorschriften 
ist der Versicherer berechtigt, das Versicherungsver-
hältnis unter Einhaltung einer Frist von einem Monat zu 
kündigen. Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht 
innerhalb eines Monats von dem Zeitpunkt an ausgeübt 
wird, in welchem der Versicherer von der Erhöhung 
Kenntnis erlangt hat. 

 
 

22 Mehrfachversicherung 

22.1 Eine Mehrfachversicherung liegt vor, wenn das Risiko in 
mehreren Versicherungsverträgen versichert ist. 

 
22.2 Wenn die Mehrfachversicherung zustande gekommen 

ist, ohne dass der Versicherungsnehmer dies wusste, 
kann er die Aufhebung des später geschlossenen Vertra-
ges verlangen. 

 
22.3 Das Recht auf Aufhebung erlischt, wenn der Versiche-

rungsnehmer es nicht innerhalb eines Monats geltend 
macht, nachdem er von der Mehrfachversicherung 
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Kenntnis erlangt hat. Die Aufhebung wird zu dem Zeit-
punkt wirksam, zu dem die Erklärung, mit der sie ver-
langt wird, dem Versicherer zugeht. 

 
Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 
 
 

23 Vorvertragliche Anzeigepflichten des  
Versicherungsnehmers  

23.1 Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über ge-
fahrerhebliche Umstände 

Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Ver-
tragserklärung dem Versicherer alle ihm bekannten Ge-
fahrumstände anzuzeigen, nach denen der Versicherer 
in Textform gefragt hat und die für den Entschluss des 
Versicherers erheblich sind, den Vertrag mit dem verein-
barten Inhalt zu schließen. Der Versicherungsnehmer ist 
auch insoweit zur Anzeige verpflichtet, als nach seiner 
Vertragserklärung, aber vor Vertragsannahme der Versi-
cherer in Textform Fragen im Sinne des Satzes 1 stellt. 
Der Versicherungsmakler ist ausdrücklich bevollmäch-
tigt, diese Fragen für die Interlloyd auch in seinem Na-
men zu stellen. Die Antworten auf seine Fragen gelten 
als Beantwortung der Fragen des Versicherers nach 
den gefahrerheblichen Umständen. 

Gefahrerheblich sind die Umstände, die geeignet sind, 
auf den Entschluss des Versicherers Einfluss auszu-
üben, den Vertrag überhaupt oder mit dem vereinbar-
ten Inhalt abzuschließen. 

Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungs-
nehmers geschlossen und kennt dieser den gefahrerheb-
lichen Umstand, muss sich der Versicherungsnehmer so 
behandeln lassen, als habe er selbst davon Kenntnis ge-
habt oder dies arglistig verschwiegen. 

 
23.2 Rücktritt 

(1) Unvollständige und unrichtige Angaben zu den ge-
fahrerheblichen Umständen berechtigen den Ver-
sicherer, vom Versicherungsvertrag zurückzutre-
ten. Dies gilt auch dann, wenn ein Umstand nicht 
oder unrichtig angezeigt wurde, weil sich der Versi-
cherungsnehmer der Kenntnis der Wahrheit arglis-
tig entzogen hat. 

(2) Der Versicherer hat kein Rücktrittsrecht, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass er oder sein 
Vertreter die unrichtigen oder unvollständigen An-
gaben weder vorsätzlich noch grob fahrlässig ge-
macht hat. 

Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob 
fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht besteht 
nicht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, 
dass der Versicherer den Vertrag auch bei Kenntnis 
der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu an-
deren Bedingungen, geschlossen hätte. 

(3) Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungs-
schutz. 

Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versiche-
rungsfalls zurück, darf er den Versicherungsschutz 
nicht versagen, wenn der Versicherungsnehmer 
nachweist, dass der unvollständig oder unrichtig 
angezeigte Umstand weder für den Eintritt des Ver-
sicherungsfalls noch für die Feststellung oder den 
Umfang der Leistung ursächlich war. Auch in die-
sem Fall besteht aber kein Versicherungsschutz, 
wenn der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht 
arglistig verletzt hat. 

Dem Versicherer steht der Teil des Beitrags zu, der 
der bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklä-
rung abgelaufenen Vertragszeit entspricht. 

 
23.3 Beitragsänderung oder Kündigungsrecht 

Ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlossen, 
weil die Verletzung einer Anzeigepflicht weder auf Vor-
satz noch auf grober Fahrlässigkeit beruhte, kann der 
Versicherer den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von 
einem Monat in Textform kündigen. 

Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Ver-
sicherungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den 
Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Um-
stände, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlos-
sen hätte. 

Kann der Versicherer nicht zurücktreten oder kündigen, 
weil er den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht ange-
zeigten Umstände, aber zu anderen Bedingungen, ge-
schlossen hätte, werden die anderen Bedingungen auf 
Verlangen des Versicherers rückwirkend Vertragsbe-
standteil. Hat der Versicherungsnehmer die Pflichtver-
letzung nicht zu vertreten, werden die anderen Bedin-
gungen ab der laufenden Versicherungsperiode 
Vertragsbestandteil. 

Erhöht sich durch die Vertragsanpassung der Beitrag 
um mehr als zehn Prozent oder schließt der Versicherer 
die Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten Um-
stand aus, kann der Versicherungsnehmer den Vertrag 
innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des 
Versicherers fristlos in Textform kündigen. 

Der Versicherer muss die ihm nach Ziffer 23.2 und 23.3 
zustehenden Rechte innerhalb eines Monats schriftlich 
geltend machen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu 
dem er von der Verletzung der Anzeigepflicht, die das von 
ihm geltend gemachte Recht begründet, Kenntnis er-
langt. Er hat die Umstände anzugeben, auf die er seine 
Erklärung stützt; er darf nachträglich weitere Umstände 
zur Begründung seiner Erklärung abgeben, wenn für 
diese die Monatsfrist nicht verstrichen ist. 

Dem Versicherer stehen die Rechte nach den Ziffer 23.2 
und 23.3 nur zu, wenn er den Versicherungsnehmer 
durch gesonderte Mitteilung in Textform auf die Folgen 
einer Anzeigepflichtverletzung hingewiesen hat. 

Der Versicherer kann sich auf die in den Ziffern 23.2 und 
23.3 genannten Rechte nicht berufen, wenn er den nicht 
angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der 
Anzeige kannte. 

 
23.4 Anfechtung 

Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglisti-
ger Täuschung anzufechten, bleibt unberührt. Im Fall 
der Anfechtung steht dem Versicherer der Teil des Bei-
trags zu, der der bis zum Wirksamwerden der Anfech-
tungserklärung abgelaufenen Vertragszeit entspricht. 

 
 

24 Obliegenheiten vor Eintritt  
des Versicherungsfalls  

Besonders gefahrdrohende Umstände hat der Versiche-
rungsnehmer auf Verlangen des Versicherers innerhalb 
angemessener Frist zu beseitigen. Dies gilt nicht, soweit 
die Beseitigung unter Abwägung der beiderseitigen Inte-
ressen unzumutbar ist. Ein Umstand, der zu einem 
Schaden geführt hat, gilt ohne Weiteres als besonders 
gefahrdrohend. 
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25 Obliegenheiten nach Eintritt  
des Versicherungsfalles  

25.1 Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer unverzüg-
lich anzuzeigen, auch wenn noch keine Schadenersatz-
ansprüche erhoben wurden. 

 
25.2 Der Versicherungsnehmer muss nach Möglichkeit für 

die Abwendung und Minderung des Schadens sorgen. 
Weisungen des Versicherers sind dabei zu befolgen, so-
weit es für den Versicherungsnehmer zumutbar ist. Er 
hat dem Versicherer ausführliche und wahrheitsge-
mäße Schadenberichte zu erstatten und ihn bei der 
Schadenermittlung und -regulierung zu unterstützen. 
Alle Umstände, die nach Ansicht des Versicherers für die 
Bearbeitung des Schadens wichtig sind, müssen mitge-
teilt sowie alle dafür angeforderten Schriftstücke über-
sandt werden. 

 
25.3 Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haftpflichtan-

spruch erhoben, ein staatsanwaltschaftliches, behördli-
ches oder gerichtliches Verfahren eingeleitet, ein Mahn-
bescheid erlassen oder ihm gerichtlich der Streit 
verkündet, hat er dies ebenfalls unverzüglich anzuzeigen. 

 
25.4 Gegen einen Mahnbescheid oder eine Verfügung von 

Verwaltungsbehörden auf Schadensersatz muss der 
Versicherungsnehmer fristgemäß Widerspruch oder 
die sonst erforderlichen Rechtsbehelfe einlegen. Einer 
Weisung des Versicherers bedarf es nicht.  

 
25.5 Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haftpflicht-

anspruch gerichtlich geltend gemacht, hat er die Füh-
rung des Verfahrens dem Versicherer zu überlassen. Der 
Versicherer beauftragt im Namen des Versicherungs-
nehmers einen Rechtsanwalt. Der Versicherungsneh-
mer muss dem Rechtsanwalt Vollmacht sowie alle er-
forderlichen Auskünfte erteilen und die angeforderten 
Unterlagen zur Verfügung stellen. 

 
 

26 Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegen-
heiten 

26.1 Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit 
aus diesem Vertrag, die er vor Eintritt des Versiche-
rungsfalls zu erfüllen hat, kann der Versicherer den Ver-
trag innerhalb eines Monats ab Kenntnis von der Oblie-
genheitsverletzung fristlos kündigen. Der Versicherer 
hat kein Kündigungsrecht, wenn der Versicherungsneh-
mer nachweist, dass die Obliegenheitsverletzung weder 
auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit beruhte. 

 
26.2 Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag vorsätzlich 

verletzt, verliert der Versicherungsnehmer seinen Versi-
cherungsschutz. Bei grob fahrlässiger Verletzung einer 
Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leis-
tung in einem der Schwere des Verschuldens des Versi-
cherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kür-
zen.  

Der vollständige oder teilweise Wegfall des Versiche-
rungsschutzes hat bei Verletzung einer nach Eintritt des 
Versicherungsfalls bestehenden Auskunfts- oder Auf-
klärungsobliegenheit zur Voraussetzung, dass der Versi-
cherer den Versicherungsnehmer durch gesonderte 
Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolge hingewie-
sen hat. 

Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die Oblie-
genheit nicht grob fahrlässig verletzt hat, bleibt der Ver-
sicherungsschutz bestehen. 

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn 
der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Verlet-
zung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die 
Feststellung des Versicherungsfalls noch für die Fest-
stellung oder den Umfang der dem Versicherer oblie-
genden Leistung ursächlich war. Das gilt nicht, wenn der 
Versicherungsnehmer die Obliegenheit arglistig verletzt 
hat. 

Die vorstehenden Bestimmungen gelten unabhängig 
davon, ob der Versicherer ein ihm nach Ziffer 26.1 zu-
stehendes Kündigungsrecht ausübt. 

 

Weitere Bestimmungen 
 
 

27 Mitversicherte Person 

27.1 Erstreckt sich die Versicherung auch auf Haftpflichtan-
sprüche gegen andere Personen als den Versicherungs-
nehmer selbst, sind alle für ihn geltenden Bestimmun-
gen auf die Mitversicherten entsprechend anzuwenden. 
Die Bestimmungen über die Vorsorgeversicherung (Zif-
fer 4) gelten nicht, wenn das neue Risiko nur in der Per-
son eines Mitversicherten entsteht. 

 
27.2 Die Ausübung der Rechte aus dem Versicherungsver-

trag steht ausschließlich dem Versicherungsnehmer zu. 
Er ist neben den Mitversicherten für die Erfüllung der 
Obliegenheiten verantwortlich. 

 
 

28 Abtretungsverbot  

Der Freistellungsanspruch darf vor seiner endgültigen 
Feststellung ohne Zustimmung des Versicherers weder 
abgetreten noch verpfändet werden. Eine Abtretung an 
den geschädigten Dritten ist zulässig. 

 
 

29 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriften-
änderung  

29.1 Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Er-
klärungen sollen an die Hauptverwaltung des Versiche-
rers gerichtet werden. 

 
29.2 Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner 

Anschrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für 
eine Willenserklärung, die dem Versicherungsnehmer 
gegenüber abzugeben ist, die Absendung eines einge-
schriebenen Briefes an die letzte dem Versicherer be-
kannte Anschrift. Die Erklärung gilt drei Tage nach der 
Absendung des Briefes als zugegangen. Dies gilt ent-
sprechend für den Fall einer Namensänderung des Ver-
sicherungsnehmers. 

 
29.3 Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung für sei-

nen Gewerbebetrieb abgeschlossen, finden bei einer 
Verlegung der gewerblichen Niederlassung die Bestim-
mungen der Ziffer 29.2 entsprechende Anwendung. 

 
 

30 Verjährung 

30.1 Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren 
in drei Jahren. Die Fristberechnung richtet sich nach den 
allgemeinen Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbu-
ches. 
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30.2 Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem 
Versicherer angemeldet worden, ist die Verjährung von 
der Anmeldung bis zu dem Zeitpunkt gehemmt, zu dem 
die Entscheidung des Versicherers dem Anspruchsteller 
in Textform zugeht. 

 
 

31 Zuständiges Gericht  

31.1 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den 
Versicherer bestimmt sich die gerichtliche Zuständig-
keit nach dem Sitz des Versicherers. Ist der Versiche-
rungsnehmer eine natürliche Person, ist auch das Ge-
richt örtlich zuständig, in dessen Bezirk der 
Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung sei-
nen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, sei-
nen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

 
31.2 Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, 

müssen Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen 
ihn bei dem Gericht erhoben werden, das für seinen 
Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, den Ort 
seines gewöhnlichen Aufenthalts zuständig ist. Ist der 
Versicherungsnehmer eine juristische Person, be-
stimmt sich das zuständige Gericht auch nach dem Sitz 
oder der Niederlassung des Versicherungsnehmers. Das 
Gleiche gilt, wenn der Versicherungsnehmer eine Of-
fene Handelsgesellschaft, Kommanditgesellschaft, Ge-
sellschaft bürgerlichen Rechts oder eine eingetragene 
Partnergesellschaft ist. 

 

31.3 Sind der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt im Zeit-
punkt der Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt sich 
die gerichtliche Zuständigkeit für Klagen aus dem Versi-
cherungsvertrag gegen den Versicherungsnehmer nach 
dem Sitz des Versicherers oder seiner für den Versiche-
rungsvertrag zuständigen Niederlassung. 

 
 

32 Anzuwendendes Recht  

Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht. 

 
 

33 Embargobestimmungen 

Es besteht – unbeschadet der übrigen Vertragsbestim-
mungen – Versicherungsschutz nur, soweit und solange 
dem keine auf die Vertragsparteien direkt anwendbaren 
Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Em-
bargos der Europäischen Union oder der Bundesrepub-
lik Deutschland entgegenstehen.  

Dies gilt auch für Wirtschafts-, Handels- oder Finanz-
sanktionen bzw. Embargos, der Vereinigten Staaten von 
Amerika, soweit dem nicht europäische oder deutsche 
Rechtsvorschriften entgegenstehen. 
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Zusatzbedingungen und Risikobeschreibung 

zur Bauherren-Ha-pflichtversicherung für private Risiken 
 
– sofern im Versicherungsvertrag vereinbart – 
 

 
1 Gegenstand der Versicherung 
2 Dauer der Versicherung/Gesamtleistung 

3 Erweiterung des Versicherungsschutzes 
4 Nicht versicherbare Risiken 

 

 

1 Gegenstand der Versicherung 

1. Versichert ist im Rahmen der Allgemeinen Versiche-
rungs-Bedingungen für die Haftpflichtversicherung 
(AHB 2011) und der nachfolgenden Bestimmungen die 
gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers als 
Bauherr für das im Versicherungsschein beschriebene 
Bauvorhaben.  

 
1.2 Versichert ist im Rahmen der Allgemeinen Versiche-

rungs-Bedingungen für die Haftpflichtversicherung 
(AHB 2011) und der nachfolgenden Bestimmungen die 
gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers als 
Bauherr für das im Versicherungsschein beschriebene 
Bauvorhaben.  

 
1.3 Versicherungsschutz wird nur geboten, wenn Planung, 

Bauleitung und Bauausführung an einen Dritten verge-
ben sind (siehe jedoch Ziffer 3 Erweiterung des Versiche-
rungsschutzes). 

 
1.4 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des VN als 

Haus- und Grundstücksbesitzer für das zu bebauende 
Grundstück und das zu errichtende Bauwerk 

 
 

2 Dauer der Versicherung/Gesamtleistung 

Die Versicherung endet mit Beendigung der Bauarbei-
ten, spätestens zwei Jahre nach Versicherungsbeginn. 

Die Gesamtleistung für alle Versicherungsfälle während 
der Versicherungsdauer beträgt das Doppelte der ver-
einbarten Versicherungssummen. 

 
 

3 Erweiterung des Versicherungsschutzes 

3.1 Mitversichert ist das Bauen in eigener Regie 

(1) Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des 
Versicherungsnehmers aus der Ausführung von 
Baueigenleistungen und Nachbarschaftshilfen, 
wenn der für die Eigenleistung und Nachbar-
schaftshilfe entfallende Bausumme 30.000 Euro 
nicht übersteigt. Wird dieser Betrag überschritten, 
so entfällt die Mitversicherung. 

(2) Mitversichert ist die persönliche gesetzliche Haft-
pflicht sämtlicher mit den Bauarbeiten beschäftig-
ten Personen für Schäden, die sie in Ausführung 
dieser Verrichtung verursachen.  

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Perso-
nenschäden, bei denen es sich um Arbeitsunfälle und 
Berufskrankheiten im Betrieb des Versicherungsneh-
mers gemäß dem Sozialgesetzbuch VII handelt. Das 
Gleiche gilt für solche Dienstunfälle gemäß den beam-
tenrechtlichen Vorschriften, die in Ausübung oder in-
folge des Dienstes Angehörigen derselben Dienststelle 
zugefügt werden. 

Voraussetzung für die Wirksamkeit des Versicherungs-
schutzes ist, dass die Ausführung der Bauarbeiten nach 
behördlich genehmigten Bauplänen erfolgt.  

 
3.2 Mitversicherung von Vermögensschäden 

Mitversichert ist im Rahmen des Vertrages die gesetzli-
che Haftpflicht wegen Vermögensschäden im Sinne der 
Ziffer 2.1 AHB 2011 wegen Versicherungsfällen mitversi-
chert, die während der Wirksamkeit der Versicherung 
eingetreten sind. 

(1) Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden 

− durch vom Versicherungsnehmer (oder in sei-
nem Auftrag oder für seine Rechnung von Drit-
ten) hergestellte oder gelieferte Sachen, er-
brachte Arbeiten oder sonstige Leistungen; 

− aus planender, beratender, bau- oder montage-
leitender, prüfender oder gutachterlicher Tätig-
keit; 

− aus Ratschlägen, Empfehlungen oder Weisun-
gen an wirtschaftlich verbundene Unternehmen; 

− aus Vermittlungsgeschäften aller Art; 
− aus Auskunftserteilung, Übersetzung sowie Rei-

severanstaltung; 
− aus Anlage-, Kredit-, Versicherungs-, Grund-

stücks-, Leasing- oder ähnlichen wirtschaftli-
chen Geschäften, aus Zahlungsvorgängen aller 
Art, aus Kassenführung sowie aus Untreue oder 
Unterschlagung; 

− aus Rationalisierung und Automatisierung; aus 
Datenerfassung, -speicherung, -sicherung, -wie-
derherstellung; aus Austausch, Übermittlung, 
Bereitstellung elektronischer Daten 

− aus der Verletzung von Persönlichkeitsrechten 
und Namensrechten, gewerblichen Schutzrech-
ten und Urheberrechten sowie des Kartell oder 
Wettbewerbsrecht 

− aus der Nichteinhaltung von Fristen, Terminen, 
Vor- und Kostenanschlägen; 

− aus Pflichtverletzungen, die mit der Tätigkeit als 
ehemalige oder gegenwärtige Mitglieder von 
Vorstand, Geschäftsführung, Aufsichtsrat, Beirat 
oder anderer vergleichbarer Leitungs- oder Auf-
sichtsgremien/Organe im Zusammenhang ste-
hen; 

− aus bewusstem Abweichen von gesetzlichen 
oder behördlichen Vorschriften, von Anweisun-
gen oder Bedingungen des Auftraggebers oder 
aus sonstiger bewusster Pflichtverletzung; 

− aus dem Abhandenkommen von Sachen, auch 
z.B. von Geld, Wertpapieren und Wertsachen; 

− aus Schäden durch ständige Emissionen (z.B. Ge-
räusche, Gerüche, Erschütterungen). 

(2) Die Versicherungssumme beträgt je Schadenereig-
nis 100.000 Euro. Die Gesamtleistung für alle Ver-
sicherungsfälle eines Versicherungsjahres beträgt 
das Doppelte dieser Versicherungssumme. 
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4 Nicht versicherte Risiken 

4.1 Von der Versicherung ausgenommen und besonders zu 
versichern ist, was nicht nach dem Antrag ausdrücklich 
in Versicherung gegeben oder nach den Zusatzbedin-
gungen und Risikobeschreibungen ohne besonderen 
Beitrag mitversichert ist, insbesondere die Haftpflicht 
aus Risiken, die der versicherten Eigenschaft und Tätig-
keit weder eigen noch sonst zuzurechnen sind. 

 
4.2 Ausgeschlossen bleiben nachbarrechtliche Ausgleichs-

ansprüche, insbesondere gemäß § 906 BGB. 

Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche aus dem 
Verändern der Grundwasserverhältnisse und wegen 
Senkung von Grundstücken.  

 
4.3 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Anlass 

von Abbruch- und Einreißarbeiten an Bauwerken und 
Sprengungen. 

 
4.4  Ausgenommen vom Versicherungsschutz sind Brand- 

und Explosionsschäden infolge vorschriftswidrigem 
Umgang mit brennbaren oder explosiven Stoffen.  

 
4.5 Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche wegen Schä-

den, die nachweislich auf Kriegsereignissen, anderen 
feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, 
Generalstreik, illegalem Streik oder unmittelbar au Ver-
fügungen und oder Maßnahmen von hoher Hand beru-
hen. Das Gleiche gilt für höhere Gewalt, soweit sich ele-
mentare Naturkräfte ausgewirkt haben. 

 

4.6 Kraftfahrzeuge, Kraftfahrzeuganhänger und Wasser-
fahrzeuge 

(1) Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, 
die der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter 
oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte Per-
son durch den Gebrauch eines Kraftfahrzeugs oder 
Kraftfahrzeuganhängers verursachen. 

(2) Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, 
die der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter 
oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte Per-
son durch den Gebrauch eines Wasserfahrzeugs 
verursachen oder für die sie als Halter oder Besitzer 
eines Wasserfahrzeugs in Anspruch genommen 
werden. 

(3) Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Ver-
sicherten (Versicherungsnehmer oder Mitversi-
cherten) kein Versicherungsschutz, so gilt das auch 
für alle anderen Versicherten. 

(4) Eine Tätigkeit der in Ziffer 4.6.1 und 4.6.2 genann-
ten Personen an einem Kraftfahrzeug, Kraftfahr-
zeuganhänger und Wasserfahrzeug ist kein Ge-
brauch im Sinne dieser Bestimmung, wenn keine 
dieser Personen Halter oder Besitzer des Fahr-
zeugs ist und wenn das Fahrzeug hierbei nicht in 
Betrieb gesetzt wird. 
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Datenschutzhinweise der Interlloyd Versicherungs-AG 
 

 
Information zur Verwendung Ihrer Daten 

Mit diesen Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer 
personenbezogenen Daten durch die Interlloyd Versicherungs-AG und 
die Ihnen nach dem Datenschutzrecht zustehenden Rechte. Diese Infor-
mationen gelten auch für die versicherte Person. Wenn die versicherte 
Person nicht zugleich Versicherungsnehmer ist, wird der Versicherungs-
nehmer diese Information der versicherten Person weitergeben. 
 
Wer ist für die Datenverarbeitung verantwortlich und an 
wen kann ich mich wenden?  

Interlloyd Versicherungs-AG 
ARAG-Platz 1 
40472 Düsseldorf 
Telefon: 0211 963 07 
Fax: 0211 963 3033 
E-Mail-Adresse: service@interlloyd.de 
 
Unseren Datenschutzbeauftragten erreichen Sie per Post unter der o.g. 
Adresse mit dem Zusatz – Datenschutzbeauftragter – oder per E-Mail 
unter: Datenschutz@interlloyd.de 
 
Wofür verarbeiten wir Ihre Daten (Zwecke der Verarbeitung) 
und auf Basis welcher Rechtsgrundlagen?  

Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten unter Beachtung der EU-
Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO), des Bundesdatenschutzge-
setzes neue Fassung (BDSG), der datenschutzrechtlich relevanten Best-
immungen des Versicherungsvertragsgesetzes (VVG) sowie aller weite-
ren maßgeblichen Gesetze. Zudem verarbeiten wir – soweit für die 
Erbringung unserer Dienstleistung erforderlich – personenbezogene Da-
ten, die wir aus öffentlich zugänglichen Quellen (z.B. Presse, Internet, 
Handels- und Vereinsregister) zulässigerweise gewinnen oder die uns 
von anderen Unternehmen des ARAG Konzerns oder von sonstigen 
Dritten (z.B. Schuldnerverzeichnis, Melderegister) berechtigt über-
mittelt werden. Darüber hinaus hat sich unser Unternehmen auf die 
„Verhaltensregeln für den Umgang mit personenbezogenen Daten durch 
die deutsche Versicherungswirtschaft“ verpflichtet, die die oben genann-
ten Gesetze für die Versicherungswirtschaft präzisieren. Diese können Sie 
im Internet unter: www.interlloyd.de/datenschutz abrufen.  
 
Stellen Sie einen Antrag auf Versicherungsschutz, benötigen wir die von 
Ihnen hierbei gemachten Angaben für den Abschluss des Vertrages und 
zur Einschätzung des von uns zu übernehmenden Risikos. Im Zuge der 
Tarifgestaltung haben wir anhand von mathematisch-statistisch aner-
kannten und bewährten Verfahren Tarifgruppen gebildet. Hierzu wur-
den beispielsweise folgende Informationen herangezogen (Arbeitneh-
merstatus, Geburtsdatum, PLZ). Kommt der Versicherungsvertrag 
zustande, verarbeiten wir diese Daten zur Durchführung des Vertrags-
verhältnisses, z.B. zur Policierung oder Rechnungsstellung. Angaben 
zum Schaden benötigen wir etwa, um prüfen zu können, ob ein Versi-
cherungsfall eingetreten und wie hoch der Schaden ist.  
 
Der Abschluss bzw. die Durchführung des Versicherungs-
vertrages ist ohne die Verarbeitung Ihrer personen-
bezogenen Daten nicht möglich.  

Darüber hinaus benötigen wir Ihre personenbezogenen Daten zur Er-
stellung von versicherungsspezifischen Statistiken, wie z.B. für die Ent-
wicklung neuer Tarife oder zur Erfüllung aufsichtsrechtlicher Vorgaben.  
Die Daten aller mit der Interlloyd Versicherungs-AG bestehenden Ver-
träge nutzen wir für eine Betrachtung der gesamten Kundenbeziehung. 
Beispielsweise zur Beratung hinsichtlich einer Vertragsanpassung, -er-
gänzung, für Kulanzentscheidungen oder für umfassende Auskunftser-
teilungen. Rechtsgrundlage für diese Verarbeitungen personenbezoge-
ner Daten für vorvertragliche und vertragliche Zwecke ist Art. 6 Abs. 1 b) 
DS-GVO. Soweit dafür besondere Kategorien personenbezogener Daten 
(z.B. Ihre Gesundheitsdaten in der Unfallversicherung) erforderlich sind, 
holen wir in der Regel Ihre Einwilligung nach Art. 9 Abs. 2 a) i. V. m. Art. 7 
DS-GVO ein. Erstellen wir Statistiken mit diesen Datenkategorien, er-
folgt dies auf Grundlage von Art. 9 Abs. 2 j) DS-GVO i. V. m. § 27 BDSG. 
 

Ihre Daten verarbeiten wir auch, um berechtigte Interessen von uns 
oder von Dritten zu wahren Art. 6 Abs. 1 f) DS-GVO). Dies kann insbe-
sondere erforderlich sein zur: 
• Risiko und Geschä?ssteuerung 
• Optimierung unserer Geschä?sprozesse 
• Weiterentwicklung von Prozessen, Dienstleistungen und Produkten 
• Werbung für unsere eigenen Versicherungsprodukte und für andere 

Produkte der Unternehmen des ARAG-Konzerns und deren Koopera-
tionspartner sowie für Markt- und Meinungsforschung 

• Verhinderung und Aufklärung von Straftaten, insbesondere nutzen 
wir Datenanalysen zur Erkennung von Hinweisen, die auf Versiche-
rungsmissbrauch hindeuten können  

• Klärung von möglichen Mehrfach- und Nebenversicherungen. Hierzu 
nehmen wir Kontakt mit den uns von Ihnen oder Dritten (z.B. Vorver-
sicherer, Lebenspartner, Kundenbetreuer, etc.) mitgeteilten Versi-
cherern auf 

• Geltendmachung rechtlicher Ansprüche und Verteidigung bei Strei-
tigkeiten 

• Gewährleistung der Haus-, Anlagen- und IT-Sicherheit sowie des IT-
Betriebs  

• Videoüberwachung zur Wahrung des Hausrechts. 
Darüber hinaus verarbeiten wir Ihre personenbezogenen Daten zur 
Erfüllung gesetzlicher Verpflichtungen wie z.B. aufsichtsrechtlicher 
Vorgaben, handels- und steuerrechtlicher AuKewahrungspflichten 
oder unserer Beratungspflicht. Als Rechtsgrundlage für die Verarbei-
tungen dienen in diesem Fall die jeweiligen gesetzlichen Regelungen 
i. V. m. Art. 6 Abs. 1 c) DS-GVO. 
 
Sollten wir Ihre personenbezogenen Daten für einen oben nicht genann-
ten Zweck verarbeiten wollen, werden wir Sie im Rahmen der gesetzli-
chen Bestimmungen darüber u.a. auf www.interlloyd.de/datenschutz zu-
vor informieren. 
 
An welche Kategorien von Empfängern geben wir Ihre Daten 
weiter? 

Rückversicherer:  
Von uns übernommene Risiken versichern wir bei speziellen Versiche-
rungsunternehmen (Rückversicherer). Dafür kann es erforderlich 
sein, Ihre Vertrags- und ggf. Schadendaten an einen Rückversicherer 
zu übermitteln, damit dieser sich ein eigenes Bild über das Risiko oder 
den Versicherungsfall machen kann. Darüber hinaus ist es möglich, 
dass der Rückversicherer unser Unternehmen aufgrund seiner beson-
deren Sachkunde bei der Risiko- oder Leistungsprüfung sowie bei der 
Bewertung von Verfahrensabläufen unterstützt. Wir übermitteln Ihre 
Daten an den Rückversicherer nur soweit dies für die Erfüllung unse-
res Versicherungsvertrages mit Ihnen erforderlich ist bzw. im zur 
Wahrung unserer berechtigten Interessen erforderlichen Umfang. 
 
Beteiligte Gesellscha�en: 
Für die Übernahme von Versicherungsrisiken kann es erforderlich sein, 
dass wir eine oder mehrere weitere Versicherungsgesellschaften (Be-
teiligte Gesellschaften) an Risiken beteiligen müssen. 
Die beteiligten Gesellscha?en nutzen Ihre Vertrags- und Schadenda-
ten dann ebenfalls zur Risikoprüfung- und Bewertung, sowie zur Scha-
denabwicklung. 
 
Vermittler: 
Soweit Sie hinsichtlich Ihrer Versicherungsverträge von einem Ver-
mittler betreut werden, verarbeitet Ihr Vermittler die zum Abschluss 
und zur Durchführung des Vertrages benötigten Antrags-, Vertrags- 
und Schadendaten. Auch übermittelt unser Unternehmen diese Da-
ten an die Sie persönlich betreuenden Vermittler und betreuende Ge-
schä?sstelle, soweit diese die Informationen zu Ihrer Betreuung und 
Beratung in Ihren Versicherungs- und Finanzdienstleistungsangele-
genheiten benötigen. 
 
Datenverarbeitung in der Unternehmensgruppe: 
Spezialisierte Unternehmen bzw. Bereiche unserer Unternehmens-
gruppe nehmen bestimmte Datenverarbeitungsaufgaben für die in 
der Gruppe verbundenen Unternehmen zentral wahr. Soweit ein Ver-
sicherungsvertrag zwischen Ihnen und einem oder mehreren Unter-
nehmen unserer Gruppe besteht, können Ihre Daten etwa zur zentra-
len Verwaltung von Anschri?endaten, für den telefonischen 
Kundenservice, zur Vertrags- und Leistungsbearbeitung, für In- und 
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Exkasso oder zur gemeinsamen Postbearbeitung zentral durch ein 
Unternehmen der Gruppe verarbeitet werden. In unserer Dienstleis-
terliste finden Sie die Unternehmen, die an einer zentralisierten Da-
tenverarbeitung teilnehmen.  
 
Externe Au�ragsverarbeiter und Dienstleister: 
Wir bedienen uns zur Erfüllung unserer vertraglichen und gesetzli-
chen Pflichten sowie zur Wahrnehmung unserer eigenen berechtigen 
Interessen zum Teil externer Au?ragsverarbeiter und Dienstleister. 
Die Microso? Ireland Operations Limited stellt uns im Rahmen einer 
Au?ragsverarbeitung insbesondere die Microso?produkte Windows, 
Office 365 und Azure zur Verfügung. Hierbei ist eine Datenspeiche-
rung auf Servern in Europa vertraglich vereinbart.  
Eine Auflistung der von uns eingesetzten Auftragnehmer und Dienstleis-
ter, zu denen nicht nur vorübergehende Geschäftsbeziehungen beste-
hen, können Sie der Übersicht im Anhang sowie in der jeweils aktuellen 
Version auf unserer Internetseite unter: www.interlloyd.de/datenschutz 
entnehmen. 
 
Weitere Empfänger: 
Darüber hinaus können wir Ihre personenbezogenen Daten an weitere 
Empfänger übermitteln, wie etwa an Behörden zur Erfüllung gesetzli-
cher Mitteilungspflichten (z.B. Sozialversicherungsträger, Finanzbehör-
den oder Strafverfolgungsbehörden). 
 
Wie lange speichern wir Ihre Daten? 

Wir löschen Ihre personenbezogenen Daten sobald sie für die oben ge-
nannten Zwecke nicht mehr erforderlich sind. Dabei kann es vorkom-
men, dass personenbezogene Daten für die Zeit aufbewahrt werden, in 
der Ansprüche gegen unser Unternehmen geltend gemacht werden 
können (gesetzliche Verjährungsfrist von drei oder bis zu dreißig Jahren). 
Zudem speichern wir Ihre personenbezogenen Daten, soweit wir dazu 
gesetzlich verpflichtet sind. Entsprechende Nachweis- und Aufbewah-
rungspflichten ergeben sich unter anderem aus dem Handelsgesetz-
buch, der Abgabenordnung und dem Geldwäschegesetz. Die Speicher-
fristen betragen danach bis zu zehn Jahren. 
 
Welche Rechte haben Sie? 

Sie können unter der o.g. Adresse Auskun? über die zu Ihrer Person 
gespeicherten Daten verlangen. Darüber hinaus können Sie unter be-
stimmten Voraussetzungen die Berichtigung oder die Löschung Ihrer 
Daten verlangen. Ihnen kann weiterhin ein Recht auf Einschränkung 
der Verarbeitung Ihrer Daten sowie ein Recht auf Herausgabe der von 
Ihnen bereitgestellten Daten in einem strukturierten, gängigen und 
maschinenlesbaren Format zustehen.  
 
Soweit Sie uns eine Einwilligung nach Art. 6 Abs. 1 a) DS-GVO zur Ver-
arbeitung von personenbezogenen Daten für bestimmte Zwecke er-
teilt haben, ist die Rechtmäßigkeit dieser Verarbeitung auf Basis Ihrer 
Einwilligung gegeben. Eine erteilte Einwilligung kann jederzeit, unter 
der o.g. Anschri?, widerrufen werden. Dies gilt auch für den Widerruf 
von Einwilligungserklärungen, die vor der Geltung der DS-GVO, also 
vor dem 25. Mai 2018, uns gegenüber erteilt worden sind. Der Widerruf 
der Einwilligung berührt nicht die Rechtmäßigkeit der bis zum Wider-
ruf verarbeiteten Daten.  
 
Sie haben die Möglichkeit, sich mit einer Beschwerde an den oben ge-
nannten Datenschutzbeau?ragten oder an eine Datenschutzauf-
sichtsbehörde zu wenden. Die für uns zuständige Datenschutzauf-
sichtsbehörde ist:  
 
Landesbeau?ragte für Datenschutz und Informationsfreiheit Nord-
rhein-Westfalen 
Postfach 200444  
40102 Düsseldorf 
Telefon: 0211 38424-0 
Fax: 0211 38424-10 
E-Mail: poststelle@ldi.nrw.de 
 
Widerspruchsrecht  
Sie haben das Recht, einer Verarbeitung Ihrer personenbezogenen 
Daten zu Zwecken der Direktwerbung zu widersprechen.  
 
Verarbeiten wir Ihre Daten zur Wahrung berechtigter Interessen, 
können Sie dieser Verarbeitung widersprechen, wenn sich aus Ihrer 
besonderen Situation Gründe ergeben, die gegen die Datenverar-
beitung sprechen. 

Wofür wird das Hinweis- und Informationssystem (HIS) der 
Versicherungswirtscha- genutzt?  

Die Versicherungswirtscha? nutzt das HIS der informa HIS GmbH zur 
Unterstützung der Risikobeurteilung im Antragsfall, zur Sachver-
haltsau_lärung bei der Leistungsprüfung sowie bei der Bekämpfung 
von Versicherungsmissbrauch. Dafür ist ein Austausch bestimmter 
personenbezogener Daten mit dem HIS erforderlich. Nähere Informa-
tionen dazu entnehmen Sie bitte der „Information über den Datenaus-
tausch mit der informa HIS GmbH auf Grundlage der Artikel 13 und 14 
DSGVO“ die als separate Anlage beigefügt ist. Sollten wir Ihre Daten 
im Fall von erhöhten Risiken in das HIS einmelden, werden Sie in je-
dem Fall hierüber von uns benachrichtigt.  
 
Wann und warum erfolgt ein Datenaustausch mit Ihrem 
früheren Versicherer?  

Um Ihre Angaben bei Abschluss des Versicherungsvertrages (z.B. zur 
Mitnahme schadenfreier Zeiten in der Gebäudeversicherung bzw. Ihre 
Angaben bei Eintritt des Versicherungsfalls) überprüfen und bei Be-
darf ergänzen zu können, kann im dafür erforderlichen Umfang ein 
Austausch von personenbezogenen Daten mit dem von Ihnen im An-
trag benannten früheren Versicherer erfolgen.  
 
Holen wir Bonitätsauskün-e zu Ihrer Person ein?  

Soweit es zur Wahrung unserer berechtigten Interessen notwendig ist, 
nutzen wir Informationen aus dem Handelsregister, dem Schuldner-
verzeichnis und dem Verzeichnis über private Insolvenzen zur Beur-
teilung Ihres allgemeinen Zahlungsverhaltens. Sie befreien die In-
terlloyd insoweit vom Berufsgeheimnis (Geheimhaltungspflicht nach 
§ 203 Strafgesetzbuch). 
 
Wir übermitteln Ihre Daten (Name, Adresse und ggf. Geburtsdatum) 
zum Zweck der Bonitätsprüfung an die infoscore Consumer Data 
GmbH, Rheinstr. 99, 76532 Baden-Baden. Rechtsgrundlagen dieser 
Übermittlungen ist Artikel 6 Absatz 1 f) der DSGVO. Übermittlungen 
auf der Grundlage dieser Bestimmungen dürfen nur erfolgen, soweit 
dies zur Wahrnehmung berechtigter Interessen unseres Unterneh-
mens oder Dritter erforderlich ist und nicht die Interessen der Grund-
rechte und Grundfreiheiten betroffener Personen, die den Schutz per-
sonenbezogener Daten erfordern, überwiegen.  
 
Übermitteln wir Ihre personenbezogenen Daten in ein 
Drittland? 

Sollten wir personenbezogene Daten an Dienstleister außerhalb des 
Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) übermitteln, erfolgt die 
Übermittlung nur, soweit dem Drittland durch die EU-Kommission 
ein angemessenes Datenschutzniveau bestätigt wurde oder andere 
angemessene Datenschutzgarantien (z.B. verbindliche unterneh-
mensinterne Datenschutzvorschri?en, EU-Standardvertragsklau-
seln) vorhanden sind. Detaillierte Information dazu sowie über das Da-
tenschutzniveau bei unseren Dienstleistern können Sie hier: 
www.interlloyd.de/datenschutz abrufen oder unter den oben genann-
ten Kontaktinformationen anfordern. 
 
Finden automatisierte Einzelfallentscheidungen statt?  

Auf Basis Ihrer Angaben zum Risiko, zu denen wir Sie bei Antragstel-
lung befragen, entscheiden wir vollautomatisiert etwa über das Zu-
standekommen des Vertrages, mögliche Risikoausschlüsse oder über 
die Höhe der von Ihnen zu zahlenden Versicherungsprämie.  
 
Aufgrund Ihrer Angaben zum Versicherungsfall, der zu Ihrem Vertrag 
gespeicherten Daten sowie ggf. von Dritten hierzu erhaltenen Infor-
mationen entscheiden wir vollautomatisiert über unsere Leistungs-
pflicht. Die vollautomatisierten Entscheidungen beruhen auf vom Un-
ternehmen vorher festgelegten Regeln zur Gewichtung der 
Informationen. Die Regeln richten sich nach versicherungsmathema-
tischen Kriterien und Kalkulationen. Beispielsweise erfolgt bei der An-
tragsstellung die Berechnung und Bewertung auf Basis Ihrer Angaben 
im Versicherungsantrag. Im Rahmen der Leistungsbearbeitung wer-
den versicherte und nicht versicherte Sachverhalte geprü?.  
 
Soweit wir automatisierte Einzelfallentscheidungen in den vorherig 
beschriebenen Fällen durchführen, haben Sie das Recht auf Erwir-
kung des Eingreifens einer Person seitens des Verantwortlichen, auf 
Darlegung des eigenen Standpunkts und Anfechtung der Entschei-
dung. Dieses Recht besteht nicht, wenn Ihrem Begehren vollumfäng-
lich stattgegeben wurde. 
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Information über den Datenaustausch mit der informa HIS 

GmbH auf Grundlage der Artikel 13 und 14 DSGVO 
 
 
Hiermit möchten wir Sie darüber informieren, dass wir bei Abschluss ei-
nes Versicherungsvertrages oder im Rahmen der Schadenbearbeitung 
Daten zum Versicherungsobjekt (Fahrzeugidentifikationsdaten oder 
Adresse des Gebäudes) sowie Angaben zu Ihrer Person (Name, Vor-
name, Geburtsdatum, Anschrift, frühere Anschriften) an die in-
forma HIS GmbH übermitteln (HIS-Anfrage). Die informa HIS GmbH 
überprüft anhand dieser Daten, ob zu Ihrer Person und/oder zu Ihrem 
Versicherungsobjekt im „Hinweis- und Informationssystem der Versi-
cherungswirtschaft“ (HIS) Informationen gespeichert sind, die auf ein er-
höhtes Risiko oder Unregelmäßigkeiten in einem Versicherungsfall hin-
deuten können. Solche Informationen können nur aufgrund einer 
früheren Meldung eines Versicherungsunternehmens an das HIS vorlie-
gen (HIS-Einmeldung), über die Sie ggf. von dem einmeldenden Versi-
cherungsunternehmen gesondert informiert worden sind. Daten, die 
aufgrund einer HIS-Einmeldung im HIS gespeichert sind, werden von 
der informa HIS GmbH an uns, das anfragende Versicherungsunterneh-
men, übermittelt. 
 
Nähere Informationen zum HIS finden Sie auf folgenden Internetseiten: 
www.informa-his.de 
 
Zwecke der Datenverarbeitung der informa HIS GmbH 
Die informa HIS GmbH betreibt als datenschutzrechtlich Verantwortli-
che das Hinweis- und Informationssystem HIS der Versicherungswirt-
schaft. Sie verarbeitet darin personenbeziehbare Daten, um die Versiche-
rungswirtschaft bei der Bearbeitung von Versicherungsanträgen und -
schäden zu unterstützen. Es handelt sich bei diesen Daten um Angaben 
zu erhöhten Risiken oder um Auffälligkeiten, die auf Unregelmäßigkeiten 
(z. B. Mehrfachabrechnung eines Versicherungsschadens bei verschiede-
nen Versicherungsunternehmen) hindeuten können. 
 
Rechtsgrundlage für die Datenverarbeitung 
Die informa HIS GmbH verarbeitet personenbezogene Daten auf Grund-
lage des Art. 6 Abs. 1 lit. f DSGVO. Dies ist zulässig, soweit die Verarbei-
tung zur Wahrung der berechtigten Interessen des Verantwortlichen 
oder eines Dritten erforderlich ist, sofern nicht die Interessen oder 
Grundrechte und Grundfreiheiten der betroffenen Person, die den 
Schutz personenbezogener Daten erfordern, überwiegen.  

Die informa HIS GmbH selbst trifft keine Entscheidungen über den Ab-
schluss eines Versicherungsvertrages oder über die Regulierung von 
Schäden. Sie stellt den Versicherungsunternehmen lediglich die Infor-
mationen für die diesbezügliche Entscheidungsfindung zur Verfügung.  
 
Herkun� der Daten der informa HIS GmbH 
Die Daten im HIS stammen ausschließlich von Versicherungsunter-
nehmen, die diese in das HIS einmelden.  
 
Kategorien der personenbezogenen Daten 
Basierend auf der HIS-Anfrage oder der HIS-Einmeldung eines Versiche-
rungsunternehmens werden von der informa HIS GmbH – abhängig von 
der Versicherungsart bzw. -sparte – die Daten der Anfrage oder Einmel-
dung mit den dazu genutzten personenbezogenen Daten (Name, Vor-
name, Geburtsdatum, Anschrift, frühere Anschriften) bzw. Informatio-
nen zum Versicherungsobjekt (z. B. Fahrzeug- bzw. 
Gebäudeinformationen) sowie das anfragende bzw. einmeldende Versi-
cherungsunternehmen gespeichert. Bei einer HIS-Einmeldung durch 
ein Versicherungsunternehmen, über die Sie gegebenenfalls von die-
sem gesondert informiert werden, speichert die informa HIS GmbH er-
höhte Risiken oder Auffälligkeiten, die auf Unregelmäßigkeiten hindeu-
ten können, sofern solche Informationen an das HIS gemeldet wurden. 
In der Versicherungssparte Leben können dies z. B. Informationen zu 
möglichen Erschwernissen (ohne Hinweis auf Gesundheitsdaten) und 
Versicherungssumme/Rentenhöhe sein. Zu Fahrzeugen sind ggf. z. B. 
Totalschäden, fiktive Abrechnungen oder Auffälligkeiten bei einer 
früheren Schadenmeldung gespeichert. Gebäudebezogene Daten sind 
Anzahl und Zeitraum geltend gemachter Gebäudeschäden. 
 
Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten 
Empfänger sind ausschließlich Versicherungsunternehmen mit Sitz 
in Deutschland sowie im Einzelfall im Rahmen von Ermittlungsverfah-
ren staatliche Ermittlungsbehörden. 
 

Dauer der Datenspeicherung 
Die informa HIS GmbH speichert Informationen über Personen gem. 
Art. 17 Abs. 1 lit. a) DSGVO nur für eine bestimmte Zeit. 
Angaben über HIS-Anfragen werden taggenau nach zwei Jahren gelöscht. 

 
Für HIS-Einmeldungen gelten folgende Speicherfristen: 
∙ Personenbezogene Daten (Name, Adresse und Geburtsdatum) so-

wie Fahrzeug- und Gebäudedaten werden am Ende des vierten 
Kalenderjahres nach erstmaliger Speicherung gelöscht. Sofern in 
dem genannten Zeitraum eine erneute Einmeldung zu einer Per-
son erfolgt, führt dies zur Verlängerung der Speicherung der per-
sonenbezogenen Daten um weitere vier Jahre. Die maximale Spei-
cherdauer beträgt in diesen Fällen 10 Jahre. 

∙ Daten aus der Versicherungssparte Leben werden bei nicht zu-
stande gekommenen Verträgen am Ende des dritten Jahres nach 
der erstmaligen Speicherung gelöscht. 

 
Betroffenenrechte 
Jede betroffene Person hat das Recht auf Auskunft, auf Berichtigung, auf 
Löschung sowie auf Einschränkung der Verarbeitung. Diese Rechte nach 
Art. 15 bis 18 DSGVO können gegenüber der informa HIS GmbH unter der 
unten genannten Adresse geltend gemacht werden. Darüber hinaus be-
steht die Möglichkeit, sich an die für die für die informa HIS GmbH zustän-
dige Aufsichtsbehörde – Der Hessische Datenschutzbeauftragte, Gustav-
Stresemann-Ring 1, 65189 Wiesbaden – zu wenden. Hinsichtlich der Mel-
dung von Daten an das HIS, ist die für das Versicherungsunternehmen zu-
ständige Datenschutzaufsichtsbehörde zuständig. 
 

Nach Art. 21 Abs. 1 DSGVO kann der Datenverarbeitung aus Gründen, 
die sich aus der besonderen Situation der betroffenen Person ergeben, 
unter der unten genannten Adresse widersprochen werden.  
 
Sofern Sie wissen wollen, welche Daten die informa HIS GmbH zu Ihrer 
Person, zu Ihrem Fahrzeug oder zu Ihrem Gebäude gespeichert hat und 
an wen welche Daten übermittelt worden sind, teilt Ihnen die informa 
HIS GmbH dies gerne mit. Sie können dort unentgeltlich eine sog. 
Selbstauskunft anfordern. Wir bitten Sie, zu berücksichtigen, dass die in-
forma HIS GmbH aus datenschutzrechtlichen Gründen keinerlei telefo-
nische Auskünfte erteilen darf, da eine eindeutige Identifizierung Ihrer 
Person am Telefon nicht möglich ist. Um einen Missbrauch durch Dritte 
zu vermeiden, benötigt die informa HIS GmbH folgende Angaben von 
Ihnen: 

∙ Name (ggf. Geburtsname), Vorname(n), Geburtsdatum 
∙ Aktuelle Anschri? (Straße, Hausnummer, Postleitzahl und Ort) 

sowie ggf. Voranschri?en der letzten fünf Jahre 
∙ Ggf. FIN des Fahrzeugs. Bei Anfragen zum Fahrzeug ist die Beifü-

gung einer Kopie der Zulassungsbescheinigung I. oder II. zum 
Nachweis der Haltereigenscha? erforderlich. 

∙ Bei Anfragen zum Gebäude ist die Beifügung des letzten Versiche-
rungsscheins oder eines sonstigen Dokuments erforderlich, das 
das Eigentum belegt (z. B. Kopie des Grundbuchauszugs oder 
Kaufvertrags) 

 
Wenn Sie – auf freiwilliger Basis – eine Kopie Ihres Ausweises (Vorder- 
und Rückseite) beifügen, erleichtern Sie der informa HIS GmbH die Iden-
tifizierung Ihrer Person und vermeiden damit mögliche Rückfragen. Sie 
können die Selbstauskunft auch via Internet unter: www.infoma-
HIS.de/selbstauskunft/ bei der informa HIS GmbH beantragen.  
 
Kontaktdaten des Unternehmens und des Datenschutzbeauftragten 
informa HIS GmbH 
Kreuzberger Ring 68 
65205 Wiesbaden 
Telefon: 0611 880870-0 
Der betriebliche Datenschutzbeauftragte der informa HIS GmbH ist zu-
dem unter der o. a. Anschrift, zu Hd. Abteilung Datenschutz, oder per E-
Mail unter folgender Adresse erreichbar: datenschutz@informa-his.de. 
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Übersicht der Dienstleister des ARAG Konzerns 
I. Konzerngesellscha�en, die an gemeinsamen Datenverarbeitungsverfahren der Kundenstammdaten teilnehmen: 

1. ARAG SE 4. Vif GmbH 

2. ARAG Allgemeine Versicherungs-AG 5. Interlloyd Versicherungs-AG 

3. ARAG Krankenversicherungs-AG  

II. Dienstleister mit Datenverarbeitung als Hauptgegenstand des Au�rags (Einzelbenennung): 

Au�raggebende Gesellscha� Dienstleister Zweck der Beau�ragung Gesundheitsdaten 

Konzerngesellscha-en (siehe I.) ARAG IT GmbH Betrieb gruppenweiter IT-Anwendungen 
So-wareentwicklung, IT-Sicherheit 

ja 

 ARAG Service Center GmbH Telefonischer Kundendienst, Assistance-Leistungen ja 

 Paragon Customer Communications 
Weingarten GmbH 

Druck und Versand ja 

  
Microso- Ireland Operations Limited 

Insbesondere Bereitstellung der Microso-produkte Windows, 
Office 365 und Azure. Die Datenspeicherung erfolgt auf Ser-
vern in Europa 

 
ja 

außer 1. ARAG SE Betreuungs-, Verkaufsförderungs- und Steuerungsaktivitäten 
in den Vertriebswegen 

ja 

außer 1. ARAG SE Datentransfer mit Vermittlern und Dienstleistern ja 

außer 1. ARAG SE Marktforschung, Marketing, Konzernrevision, Recht ja 

außer 1. ARAG SE Postbearbeitung, inkl. scannen der Eingangspost ja 

außer 3. ARAG SE Risikoprüfung, Abwicklung Rückversicherungsgeschä- ja 

außer 1. ARAG SE Zahlungsverkehr (Inkasso) Mahnverfahren außergerichtlich 
und gerichtlich 

ja 

außer 4. Flixcheck GmbH Bereitstellung einer digitalen Kommunikationsplattform zum Teil 

außer 4. Rhenus Data Office GmbH Akten- & Datenträgervernichtung ja 

ARAG SE Swiss Post Solutions GmbH Leistungsbearbeitung nein 

ARAG Allgemeine Versicherungs-AG Actineo GmbH Leistungsbearbeitung ja 

 ARAG SE Antrags- und Vertrags-Bearbeitung, Beschwerdemanagement ja 

 ARAG Service Center GmbH Leistungsbearbeitung ja 

 DEKRA Claims Management GmbH Leistungsbearbeitung ja 

 E+S Rückversicherung AG Antrags- und Leistungsbearbeitung ja 

 Europa Versicherung AG Leistungsbearbeitung ja 

 Property€xpert GmbH Leistungsbearbeitung nein 

ARAG Krankenversicherungs-AG ARAG Gesundheits-Services GmbH Leistungsbearbeitung ja 

 ARAG Service Center GmbH Telefonischer Kundendienst ja 

 AWP Service Deutschland GmbH Leistungsbearbeitung ja 

 compass private pflegeberatung 
GmbH 

Pflege Assistance ja 

 Gesamtverband der Deutschen Versi-
cherungswirtscha- e.V. 

Austausch von Meldesätzen mit Finanzbehörden nein 

 IBM Deutschland GmbH Korrektur und Erfassen von Daten ja 

 IMB Consult GmbH Medizinische Gutachten ja 

 Innovas GmbH Pflegesachbearbeitung ja 

 MEDICPROOF GmbH Leistungsbearbeitung ja 

 PASS IT-Consulting Dipl.-Ing.  
Rienecker GmbH & Co. KG 

Vertragsbearbeitung nein 

 PAV Card GmbH Produktion von Druckstücken nein 

 Swiss Post Solutions GmbH Telefonischer Kundendienst , Leistungs- und 
Vertragsbearbeitung 

ja 

 WDS.care GmbH Pflege Assistance ja 

Interlloyd Versicherungs-AG Actineo GmbH Leistungsbearbeitung ja 

 ARAG Allgemeine Versicherungs-AG Dienstleistermanagement ja 
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 ARAG Allgemeine Versicherungs-AG Leistungsbearbeitung ja 

 ARAG Service Center GmbH Leistungsbearbeitung (Schutzbrief) ja 

 DEKRA Claims Management GmbH Leistungsbearbeitung ja 

 E+S Rückversicherung AG Antrags- und Leistungsbearbeitung ja 

 Property€xpert GmbH Leistungsbearbeitung nein 

 
III. Kategorien von Dienstleistern, bei denen Datenverarbeitung kein Hauptgegenstand des Au�rages ist: 

Au�raggebende Gesellscha� Dienstleisterkategorie Zweck der Beau�ragung Gesundheitsdaten 

Alle Konzerngesellscha-en Adressermittler Adressprüfung nein 

 Ärzte Risiko und Leistungsprüfung ja 

 Aktenlager Lagerung von Akten ja 

 Assisteure Assistanceleistungen zum Teil 

 Call-Center In-/Outbound Telefonie zum Teil 

 Datenvernichter Vernichtung von Daten ja 

 Gutachter und Sachverständige Risiko-/Leistungsprüfung, Rückstellungs- und Rentabilitäts-
berechnung, Unterstützung bei Schadenregulierung, Unter-
stützung bei Kalkulation 

zum Teil 

 Inkassounternehmen Forderungsmanagement nein 

 IT-Dienstleister Wartung und Entwicklung von IT-Hard- und So-ware zum Teil 

 Lettershops/Druckereien/Postversen-
der 

Druck/Versand von Post und Emailmassensendungen nein 

 Marketingagenturen/-provider Marketingaktionen nein 

 Marktforschungsunternehmen Marktforschung nein 

 Rechtsanwälte Rechtsberatung/-hilfe, Prozessvertretung Forderungseinzug, 
Regressverfahren 

zum Teil 

 Rückversicherer,  
Rückversicherungsmakler 

Rückversicherung ja 

 Sanierer, Werkstätten Schadensanierung und Reparaturen zum Teil 

 Servicekartenhersteller Herstellung von Kundenkarten nein 

 Wirtscha-sauskun-eien Bonitätsprüfung in der Antrags- und Leistungsbearbeitung nein 

ARAG Allgemeine Versicherungs-AG Anbieter für Telediagnostik 
und Teletherapie 

Einschätzung der Erkrankung des Tieres nein 

ARAG Krankenversicherungs-AG Anbieter medizinischer Produkte Hilfsmittelversorgung ja 

 
 
IV. Hinweise: 

Nicht alle hier gelisteten Au-ragnehmer und Dienstleister erhalten automatisch Ihre personenbezogenen Daten. Pro Au-rag wird geprü-, welche personenbezo-
genen Daten tatsächlich zur Au-ragserfüllung notwendig sind und nur diese werden dann im Rahmen des Au-rages an den jeweiligen Au-ragnehmer oder Dienst-
leister weitergeben. 
 
Ein Widerspruch gegen die Übermittlung von Daten im Rahmen von einzelnen Beau-ragungen ist nur dann möglich, wenn eine gesonderte Prüfung ergibt, dass  
Ihr schutzwürdiges Interesse aufgrund einer besonderen persönlichen Situation die berechtigten Interessen des beau-ragenden Unternehmens überwiegt. 
 
Sollten Sie weiteren Informationsbedarf zu dieser Dienstleisterliste, den „Verhaltensregeln für den Umgang mit personenbezogenen Daten durch die deutsche 
Versicherungswirtscha-“ oder sonstigen Datenschutzthemen haben, so finden Sie entsprechende Hinweise unter Rubrik Datenschutz auf der Interlloyd Webseite 
(http://www.interlloyd.de). Hier finden Sie unter der Überschri- „Datenschutzhinweise“ immer eine aktuelle Fassung der Dienstleisterliste. 
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